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INDESKAT II. Wahlperiode / 37.Sitzung. ; 
des | 42-4440 

JAARGEBIETES. “en. 4, Srtgungsperiode 1927 (2) 
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über die am Montan,&en 5.Dezember 1927 im 
Neuen Sitzungssaal des nathauses der Stadt 
Saarbrücken stattgefundene Sitzung des Lan- 
desrates. 


Vorsitzender Scheuer: Weine Herren! Ich eröffne die Sitzung. 
(9 Uhr 45 linuten). 


Die Regierungskommission ist vertreten durch 


Herrn Staatskommissar,Oberregierungsrat Dr. Heim. 





Entschuldist fehlen die Herren Mitglieder: 


Kiefer (Z)-Saarbrücken; Kommerzienrat Dr. Köchling DSV) 
Völklingen; farius (Z)-Saarbrücken; Schneider(SP)-Saar- 
brügken; Dr. Sender (SP)-Saarbrücken; Heinz (Z)-Brot- 
8041 .; 


Die 
TEE o FEB BE 


a In u  —— — —— — |— | 


ir 
17 
u» 
} ken 
15 
on 
ia 
5 
IT 
KR 
13 
Ei 
3 r 
48 
Ad 
417 
Dr 
ir 
av 
7a‘ 
ax 
4% 


liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgend. 7 Punkte: 
\ Begutachtung der Verordnungs-Entwürfe betr.: 


1) Vorläufige hegelung der Elektrizitätswirt- 
schaft im »aargebiet; 


2) Änderung der Rechtsanwaltsordnung; 


3) Neuregelung der Sestimmungen über das loh- 
.  nungswesen; 
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Abänderung des 9 87 der Wechselordnung; 


4) 
5) Abänderung der Zivilprozeßordnung; 
6) Abänderung der Strafprozeßordnung; 
7): Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung 
I über ansehen ee, Aufgaben der Facht-. 
einigungsänter zur IBERBEL DIE der Preise bei 
landwirtschaftlichensund Gartengrundstücken 


sowie bei Jagd=und Fischereipächtver\rägen. 


Bezüglich 
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Bezüglich der beiden ersten Punkte, 


a) Vorläufige Regelung der tsisitätswirtschaft. 


.b) Änderung der hechtsanwaltsordnung, 
schlage ich Ihnen Verweisung in die Koumtssion vor. 
Widerspruch erhebt sich nicht, der Vorschlag ist so- 
mit angenommen. 


Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung betr.: 


Neuregelung der Bestimmungen über das 
Tohnungswesen. 
Ich erteile hierzu dem Berichterstatter,Herm 


Abgeordneten Becker (Z) das ort! 


Abe. Becker! 











+g4005 H 7 


= 


u27 





SIYNAIT E) y>5! yd »4Boua4T 


9 PX 








Abg. Becker (Z) lleine Herren! Der Bericht, den Sie schrift- 
| lich vor. sich haben, lautet: 


u u u u nn u u 
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der besonderen Kommission zur Beratung des 
Entwurfes betr.: 


Neuregelung der Bestimmungen 
In’ 


über das ohnungswesen. 


Berichterstatter: Abgeordneter Becker! 





‘Unterm 13. September 1927 hat die hegie- 
rungskownission dem Landesrat eine I FOESSDUE zugehen 
lassen,welche die Verlängerung der in Kraft befindli- E 
chen Verordnung über das "ohnungswesen bezweckt uno 3 
gleichzeitig an dieser Verordnung einige Änderungen 
vornimmt. Die hegierungskomission hat dieser Verord- 
Anne eine Begründung beigegeben,in der sie zunächst 
ausführt ‚daß trotz Aller Anstrengungen noch nicht Sso- 

viel neuer ohnraum geschaffen ist,daß eine Aufhebung 

der Wohnungszwangswirtschaft erfolgen könne und daß 

es mit Rücksicht auf die a ek ee bee 

Lage nicht möglich sei, bei der Mietpreisbildung von 

dem bisherigen System abzugehen. eh 

Die Quote der Seänten bei der Zuteilung 

der liohnungen könne deshalb nicht heräbgesetzt werden, 
. well noc ni £ Beamte nterzubringen seien,dävon al- 
fein ın der stadt särbrücken eajeh N N 
Der Entwurf der hegierungskounission sieht 
als einzige Neuerung vor, daß "ohnungen über 2000 Mark 
Friedenswmiete nicht mehr der 4wangswirtschaft unter- 
liegen sollen. x 

Aus den übrigen Änderungen ist hervorzu- 
heben, daß in der Vorlage statt 'Vifiziere und Unter- 
offiziere der Garnisontruppen " : Offiziere und Unter- 
offiziere des Bahnschutzes ’ zu setzen 1St. 3 

Der Landesrat hat zur Beratung der \ohnungs- 
Vorlage eine besondere Bon BagOn. BEWAh.! die sich 
in ihren Sitzungen vom 18.X., 3.,<1. und «8.Xl1.ds.Js. 
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nit der Vorlage beschäftigt hat. Dieser Komwission 
jagen Abänderungsvorschläge des Verbändes der Haus-und 
Grundbesitzer für gas . ebiet,eine un ee aa 
fiir Hausbesitz im Anmtsgerichtsbeziır | 
ee und sine Denkschrift des \leterschutz-Ver- 3 
bandes des Saargebietes vor. Außerdem hatte der ig E 
n 
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den Entwurf. zur Anderung des Mieterschutz-Gesetzes 
und zur Abänderung des heichsmieten-Gesetzes,die z.Z. 
der entsprechenden Kommission des’ heichstäges vor- 
liegen, als Unterlagen für seine AREA TUBE eingefor- 


dert und bei der Beratun 
Um einen Überblick über die z.Zt. 


zugrunde 


eleg 
? bestehen- 


den Wohnungsverhältnisse und waterial für die Bera- 
tung zu gewinnen, hat die Kommission einen Fragebogen 
mit 16 Fragen an die Regierungskomnission- gerichtet, 


der von de 
.. tet wurde: 


1) Welche: Gründe veranlaßten 


die 
von 
des 
ten 


Regierungskommission,den 


der überwiegenden lehrheit 
Landesrates verabschiede: 
Entwurf zu einer Vorlage 


für das "Tohnungswesen abzu- 
lehnen? 


28 
Fani 
biet 


Die 


messe] wohnungslose 
‚en gibt es im »aarge- 


b) Wieviel Familien sind 
in unzulänglichen 
untergebracht? 


\ohnungen 


smtliche Statistik weist 


trotz der überall zu beobäch- 
tenden Neubautätigkeit eıne 
Zunahme der Johnungssuchenden 


BUT, 
Auffassung, daß die statistik 
Fichtigkeit nachzuprü- 


auf 
fen 


Die Komnission ıst der 


ihre 


ist. Sie hält es in Änbe- 


tracht der Nichtigkeit der 


Statistik als 


rundlage für 


ihre Beratungen notwendig,daß 


Be Nechprüiung durch besonders 
eeignete Beante 


an Ort und 


telle erfolgt. 


r Regierungskommission wie folgt beantwor- 


. Antwort: 
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 _Die Wohnungsnot, 
insbesondere 1in den 


Städten und großen 


Landgemeinden ist noch 
so groß, daß die Zeit 
für einen durchgreifen- 
den Abbau der Schutz- 
bestiumungen noch nicht 
gekoumen 1st. 


Wohnungssucher an 
1.Oktober 19277 = 


19: 289, 


Die Zahl der Fauilien; 
für die "ohnungen feh- 
len,beträgt 9. D2.Die- 
se Fanilien sind aber- 
wenn äuch BRRSRUBNDE.- 
untergebrächt. Es be- 
steht keine allgemeine 
Statistik über sogenäann- 
te Iohnungspflegefälle. 


Fir die autliche Sta- 
tistik im Vorjahre neue 
Kichtlinien erlassen 
worden. Die JAchpFIL. 39 
der Statistik ist durch 
Landjäger erfolgt ein- 
schließlich Stadtbezirk 
Saarbrücken. Die Nach- 
prüfung hat zur Dean- 
ständung keinen Anlaß 
gegeben. 
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Wieviel obdachlose Fani- 
lien sind zurzeit im Saar- 
gebiet vorhanden ? 


Nıe groß ist die Zahl der 
Gemeinden, in denen die 
Yohnungszwangswirtschaft 
aufgehoben ist, und welche 
Erfahrungen sind dort gs- 
macht worden ? 


Ist die \öglichkeit ge- 

aueh, worden ‚weitere Gemein- 
en,insbesondere alle Gemein- 
den unter 5000 Seelen aus der 

"ohnungszwängswirtschaft he- 

rauszunehmen ? 


Ist eine Zählung der \ioh- 
nungen im Saargebiet vorge- 
nommen worden oder beabsich- 
Se wie dies im Heich ge- 
schehen ist Er 


Wıleviel "ohnungen und wie- 
Gebäude 
werden z.Z2.vom Bahnschutz 
beansprucht 


nischen Gründen konnte 






Antwort 


— u u ii u u ul u u u nn 


Siehe Anlage 1. 


Siehe Anlage 2. 





Nein, das ist nicht 
nötig, da die Geweinden 
den er auf Aufhebung 
stellen können, wenn in 
ihnen keine "ohnungsnot 
mehr herrscht. 


Nein; die: Fruge der E 
Kohnungszählung war 3 
Gegenstand der Verhand- ; 
lung zwischen der Abtei- 
urn Abordn Innern und deu 
Statistischen Amte der 
negierungskomulssion 
anläßlich der letzten 
Volkszählung. Aus tech- 
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te die Zählung nicht 
gleichzeitig mit vorge- 
nommen werden. Ein be- 
sonderes Bedürfnis,die 
Wohnungen durch eine Zäh- 


lung zu erfassen, hat 
sich bis jetzt noch nicht 
gezeigt. 


Es sind in Anspruch ge- 

nommen: 

in vaarbrücken 21 Wohn. 
" Sulzbach 4 ; 
" Neunkirchen 4 ir 


I ohnunge 2 
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Wieviele Beamte hat die 

Regierungskouwission in 

eigenen neuerbauten Häu- 
sern untergebracht” 


Beabsichtigt die hegie- 
rungskonuission In den 
nächsten Haushaltplan 
“ıttel für den "ohnungs- 


” 


bau einzustellen ! 


Sind die ım Korjanze Zur 
gesagten X Nillionen für 

en zu bildenden Fensions- 
fonds nach dem Baden-Bade- 
ner Abkommen zu Bauzwecken 
verwandt worden ° 


Antwort: 
196 
in saarbricken 100 
" Neunkirchen 10 
" Merzig 1 
" St. Wendel _ 
RE 

1927 
in Saarbrücken 1 
" Neunkirchen & 
' Werzig er 


"St. Nendel r2 


Ja, es ist beabsichtigt 
das ee im Bloc 
ger Gräff=-und Großherzog- 
Friedrichstraße weiterzu- 
führen. 


Der dem Pensionsfonds zu 
Bauzwecken zur Verfügung 
stehende Betrag betrug 
27 .379.000.-Fr. 
Hiervon wurden an 
Einzeldarlehen bewilligt 
177 mit einer Gesantsuu- 
me von rund ee 
3 658.000.- (25.50)= 
Frs. 16.779.000.-und zwar 
für Neubauten 115 Stück 
mit 2 506.289 .- / 
kumpfbauten 33 Stück mt 
3 108 


.698.- 
Hypoth.Abl. <9 Stück nit 
.@ 48.077 ,.- 


zusanuen 177 Stück mit 
2 BIT. 954 Br 

Es wurden insgesant X58 

ohnungen nit 118 iohn- 

räumen neu geschäffen. 


Hierzu siehe Anlage 3 |! 


Aus witteln für Stäats- 


Eigenbauten in »aarbrücken 
in der Großherzog-Fried- 
rich-und Gräff-Strabße, in 
St. \endel und Neunkirchen, 
die Ende Dezember voraus- 
sichtlich bezogen werden 
wurde eine Summe von l0 6 


5 N, 
VWillionen Franken verwandt. 


Il) 
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l1l)"ieweit wird bei der 
Ermittlung der leuerungs- 
zahl dee ERLIR 403° be- 
rieksichtigt,die ein gro- 
Ber Teil der Arbeitnehmer 
in Neubauwohnungen entrich- 
ten muß? 


12) Ist eine Ermäßigung der 
beim "ohnungsbauverband. 
gezahlten Zinsen in !öhe 
von 9 % vorgesehen? 


Mieviel Neubauwohnungen 
sind durch 

a) Nerksverwaltungen, 

b) Grubenverwaltung, 

ce) Privatindustrie, 
d)Staatsbetriebe, 


13) 


erstellt worden” 


liegt der Kontro 


Antwort: 


Die Teuerungszahl für 
das Saargebiet wird so be- 
rechnet, daß ebenso wie in 
der leuerungszaähl des Dbeut- 
schen heiches die Miete für 
eine "/ohnung von zwei Zin- 
mem und Küche ‚errechnet 
aus der Friedensmiete „ul- 
tipliziert nit der autlichen 
\ietteuerungszäahl zuu Ansatz 
kommt. Neubäunieten können 
schon deshalb nicht berück- 
sichtigt werden,weil dauit 
die Vergleichsbasis der 
saarländischen Teuerungszakl 
nit der des Deutschen neil- 
ches gestört würde, die un- 
bedingte methodische Gleick- 
artigkeit des Errechnungs- 
ee zur Vorbecdingung 

at. 





Die Auge IE Ener 
1lkommission 
des NBV zur Entscheidung vor. 


Zur Beantwortung wird 
auf den Bericht des »taäti- 
stischen Amtes von 196 
Seite 91 betr.Statistik über 
die Bautätigkeit ım »aarge- 
biet in den Jahren 1921 bis 
1925 verwiesen. Das »tatistl- 
sche Jahrbuch ist den kuıt- 
gliedern des Ländesrätes zu- 
gegangen. 

Eine weitere Ausschei- 
mE im Sinne der Anfrage war 
im Hinblick auf die Kürze 
der Zeit nicht nöglich,dürf- 
te sich auch erübrigen, da, 
die bestehend? Statistik ein 
vollkomwenes Bild gibt. | 

Die "eubautätigkeit ın 
den Jahren 19% und [97 ist 
noch nicht statistisch er- 
faßt, doch kann gesagt werden, 
daß sich im Hinblick äuf cıe 
lebhafte Bautätigkeit eine 
wesentliche ee 
Ziffer der Statistik ergeben 


wird. 
14) 
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14) Nieviele Zwangsver- 


steigerungen von "eu- 
hauten haben stattge- 
funden? 


Hi 


, 


Antwort: 


Nach einer Aufstellung des 
Landgerichts-Präsidenten 
sind folgende Zwangsver- 
steigerungen von Häusern 
die nach dem l.Januar 191° 
erbaut wurden ‚durehgeführ 
worden: 


Autsgerichtsbezirk Lebach < Häuser 

" Werzig 1 i 
Neunkirchen < r 

", . Ottweiler _ - 

i Ssarbrücken 2 
Saarlouis & 

“ Sulzbach - > 

" Tholey 2 [ 

t Völklingen < N 


sußerdeu 2 Häuser,welche uugebaut worden 


sind. 


x Stsuendel =. - 

N Blieskastel  -- => 

R BEUTE £ N 

3 St. unöbert ...5 5 
zusammen 


15) Tie Regierungskonmission 


‚wird ersucht, eine äallge- 


meine Herabsetzung ces 
Grundstücksteupels vor- 
nehnen zu wollen. 


19 a aan beabsichtigt die 


16) 





hHegierungskonmission den 
Landesrat einen Entwurf 
über die Aufwertungsge- 
setzgebung zugehen zu 
lassen 


Beabsichtigt die hegie- 
runeskommission die Aufwer- 
tungsgesetzgebung ırgend- 
wie mit der "ohnungsgesetz- 


gebung zu verbinden! 





Die hegierungskounilssion 
kann im Augenblick den 
“unsche aul Heräbsetzung 
des Grundstücksteupels 
keine aechnung tragen. 


Die negierungskomulsslon 
wird in ällernächster Zeit 
einen Verordnungsentwurf 
über eine tYeiläufwertung 
die sich auf die Hypotheken 
begrenzt ‚prüfen. 


Die Regierungskoamission 
hat nicht die ÄAbsicht,die 
Aufwertungsgesetzgebung 
mit der \ohnungsgesetzge- 
bung zu verbinden. 
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2 Anlage 1 


Zahl der obdäachlosen Fauilien im Saargebiet 
sm 1."ovember 1927. | 


ur 


- oua4c ua 
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2) 


Be» i.Tk Zahl der obdächlosen Bemerkungen, 
Familien 





adt Saarbrücken 63 


reis Saarbrücken 34 






Saarlouis 2 beide in der Stadt Saarlouis. 

F Ottweiler 22 | 

Merzig -- Fehlanzeige 

2 St.Wendel 

Homburg 2 je lin Homburg und Mittel- | 
x exbach. 4 


"  8t.Jngbert 12 säutliche in der Stadt St.Ing- % 
| ert. | 
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Anlage 2. 
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über die Gemeinden, für welche die Bestiumungen 
BE ERRRREIFRFO TORURE außer Kraft gesetzt worcen 
sind. 


Stand am ZD.Novenber 197. 
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110.N0. Kreis Anzahl Anzahl 
Bezirk ° der Gemeinden der bemeinden, für welche 
die bestimmungen der \ioh- 
 nungsverordnung | 
auber Kraft noch bestehen. 
gesetzt sinc. 
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Suarbricken-Städt I. - 1 
> - Land 58 33 es) . 
Ottweiler 43 31 Te F 
re) 
28 


Saarlouis an DE 
£ een rc wit Ezenen vom 1.1.&. 3 


Nerzig 4 
St.Wendel <6 13 18 
8 
8 
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St.Ingbert Re <l 
Homburg <6 18 4 
Summe 0 184 106 4 


3 N = ER a FE 


Anträge von einer neihe weiterer Gemeinden sind zur- 
zeit in Bearbeitung. Ä 
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Von den aus hitteln des Pensionsfonds bis 
zum 1.Oktober 1927 bewilligten Darlehen 
entfallen auf: 


Eisenbahnbeante 45 
Volksschul= und Gewerbelehrer 33 
Kreis=und Kommunalbeämte 27 
„ustizbeante 10 
Postbeante 10 
Grubenbeänte 10 
Regierungsbeäute 

Gronasiallehrer 


OT DH 


O 
: euerbeänte 7 
10) Polizeibeamte und Landjäge 4 
11) Juristische Personen 4 
12) Fabrik= und Hüttenarbeiter 4 
13) Sonstige Frivatpersonen 3 
]4) Forstbeäante £ 


Summe FTT 


— u — 
——— u 


ad 11) Kreis St.endel, 
Gemeinde Enshein 
Ffarrgemeinde Rußhütte, 
Verkehrspersonäal Homburg (\enossenschäft) 


Es entfallen auf den Äreis: 
Stadt Saarbrücken Sl 
“reis IL 
Ottweiler AZ 
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darunter 30 auf die 

Stadt Neunkirchen. 

Saarlouis 39 : 

SU, ende ir A 4 

Merzig 4 

"  St.Ingbert AÖ darunter 31 auf die Stadt 
St. Jngbert. 

" Homburg I 


177 een. 
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Die Mitglieder der Zentrunsfraktion haben vor 
Eintritt in die Einzelberatung an die Mitglieder der. 
Sozialdemokratischen Fartei und der Deutsch-»Saarländi- 
schen Volkspartei cie Fe BRFLOMEST.OR diese Parteien 

e 


94005 HT 
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bereit seien, den bei der letzten SEre tun? der Wohnungs- 
vorlage am 16.Juni 19% geweinsam vorgeschlagenen, jedoch 
‚von der Regierungskommission nicht angenommenen, Verord- 
nungsentwurf nochuäls_der ing Shah, Sag Fa als Gut- 
achten einzureichen. Dieser Vorschlag wurde, von der 
Sozialdemokratischen Fraktion abgelehnt, während die 
Deutsch-Saarländische u a Ne zustimmte. Es ergab 
sich daher die Notwendigkeit,die Vorlage neu zu beraten, 
wobei sich das nachfolgende Gutachten der Mehrheit er- 
ab,indem gleichzeitig die Abweichungen, bezw.das liin- 
erheits-Gutächten angegeben sind. 
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Text. Abstiamung. 


Zu Artikel 2 der bestehenden 
Verordnung wırd folgende Fassung 
beantragt: 


Syyaag Fy25ıyd »BouBa4S 


"Die Geltungsdauer der 
erg zanung vom 10.Juni 1924 be- 
& 


treffend Neuregelung der Bestim- einstimmig 
mungen über das "ohnungswesen angenommen. 
wird verlängert bis zum 3l.bezenm- 


ber 1928. REN 
Das \itglied der hegier 

rungskommission für die Angelegen- 
heiten des Innern wird ermächtigt, 
nach Einholung des Gutachtens der 
Regierungskommissijon eine weıtere 
BE LTERERTUnE der Geltungsdauer der 
Verordnung bis zu 6 lionaten Anzu- 
ordnen. 


Artikel 3: 
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einstimmig änge- 


Ziffer 1] wird gestrichen. noamen. 
Es wird beantragt, die Ziffer 5 Für die Streichung 
zu streichen. stimmen Sozialde- 
mokräten und Koul- 
nunisten. 


BR 
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Text : Abstimuung 


In Ziffer 4 ‚Abs.3 wird das 

Mort " Gemeinde " durch 'Ge- | 

meindevertretung " ersetzt einstimmig Angenommen. 
je augen der folgende 


Absatz (Absatz 4) gestrichen. 

Zu Ziffer 6_ wird beantragt, Für diesen Antrag stinmen 

statt der Torte : "ein Viertel” die Vertreter der Sozial- 

zu setzen: " die Hältte. demokraten und der Kommu- 
nısten. 

In Ziffer 8 werden die Absätze einstiumig angenommen. 


2,3 und 4 gestrichen. 


Zu Ziffer 9 werden folgende »ätze 
eantragt: 

| Für diesen Antrag 

1200.-Nark in der »tadt Saarbrücken; stimmt das Zentrum 


1000. - ren Ortschaften; allein. 
800:.-  ".  " Landgeweinden. 
Artikel 7 
Zu Absatz 1 Ziffer Z wird Diese Änderung wird 


beantragt, statt der Worte: " aus der einstimmig angenommen. 
Zahl" die Worte ; " auf Grund von 
Vorschlagslisten " zu setzen. 


Zu Absatz 6 wird beantragt,die 
Mrte: " der karmnisontruppen zu 


streichen. Se te Die Streichung er- 
Diese Streichung wird in folgt einstimmig. 


allen Paragraphen,in denen diese 
"Torte vorkommen,vorgenomuen. 


7u Absatz 7 wird folgende Neulas- 
sung beantragt: 


Abs. 7: Die ohnungszuteilungs- I 
kommission hat zu entscheiden ,wıe einstimmig angenommen. 
Ersatzräume zu leisten sind und 


zwar 
a) bei $$ 553,554 B.G.B.durch 
Susreichende Ersatzräune; 


b) in den übrigen Fällen durch 
| angemessen gleichwertige Er- 
satzräune. 


Vor ihrer Entscheidung hat ge 
ae 
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Text : Abstimuwung: 


die Parteien zu hören und auf 
Antrag einen Sachverständigen 
hinzuzuziehen. In der Entschei- 
dung ist dies anzugeben. Gegen 
die Entscheidung ist Beschwerde 
mit Frist von l Woche zulässig. " 


Artikel 9 
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Zu Absatz Z wird ein Zu- 
satz beantragt,welcher lautet: 


" In der Liste der \ohnungs- 
suchenden sind zu unterscheiden: 


1) Wohnungssuchende ohne ee 

Wohnung; einstiumig angenommen. 
2) "ohnungssuchende mit un- 

zureichender "iohnung; 
3} BUBESDERNSShERES D1° le- 

diglich einen ohnungs- 

wechsel anstreben. 





Die Einsichtnahme in die. 
Listen des \ohnungsämtes ist je- 
dermann zugängig zu machen. ! 
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Zu Absatz 4 wim beantragt, 30 einstinmig angenommen. 
Prozent "durch "10 Prozent" zu 
ersetzen. 


€ 


Absatz 7 erhält folgende neue 


Fassung: 

"Wohnungen, die nicht auf Grund Für diesen Antrag 
des vorstehenden Absatzes zugeteilt stimmen Zentrum 
worden sind, sind vorzugsweise solchen und Deutsche Wirt- 
Personen zuzuteilen, die infolge Räu- schaftspartei des 


mungsurteils oder Kündigung verpflich- Nittelstandes. 
tet sind,ihre frühere \\ohnung in der | 


4a PUZ 


u 


Gemeinde aufzugeben. " 

Artikel 10: 

7u Absatz 3 wird beantragt,das liort einstimmig angenou- 
einstimmiger " zu ersetzen durch däs nen. | 


Wort+. der. 


Artikel 16 
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Artikel 16: <. 
_ Zu Absatz 3 wird folgende IL 
Fassung vorgeschlagen: I 
'Ist in dem Falle des $ 554 ' s 
BGB gegen einen Mieter ein Räu- \ 
mungsurteil ergangen, so hat der einstimmig änge- AL, 
Eigentümer oder Verfügungsberech- nommen. ER 
tigte Anspruch auf Ersatz der fäl- i® 
ligen Miete und der in Artikel 31, 23 
bs.l bezeichneten Nebenleistungen, io 
falls dem Mieter nicht 3 Monate Zur 
nach Kechtskraft des ergangenen Ur- #47, 
teils eine Ersatzwohnung zugewie- 8 
sen ist. Der Anspruch richtet sich I 
gegen die \emeinde. " > 
BR 
Artikel 4 : Ii> 
z su Ss zz == ; Li.) 
Absatz 2 erhält folgende Fassung: &) 
Der am 1.7.1914 gezahlte ; 3 
Narkbetrag wird umgerechnet derart, 2 S 
daß 1 wark einem Frankenbetrag i S_ 
gleichgesetzt wird, der jeden lionat Für diese Fassung 
on.der Abteilung. des Innern der stimmen Zentrum PS 
egıerungskommission aufgrund der und Wirtschafts- } ® 
vom »tatistischen Amt jeweils er- partei. 1 
rechneten amtlichen Teuerungszahl \ 
festgesetzt wird. | 
Der Umrechnungsfaktor beträgt BJ 
vom 1.1.1928 ab mindestens für Yoh- 5 
nungen 
bis 500 M Fried.-Miete 65 % g 
ee nn Q_ 
on 601 % a... 80 
RE r Dal. .® a > 
"1000 aufwärts. T 


der jeweils festgesetzten Teuerungs- 
sehl,. 


Be 


Artikel 8: 
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Zu Artikel &8 wird Streichung Für die Streichung 
beantragt. stimmen Zentrum und 
| \ırtschaftspartei. 


Artikel 37 
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N Zu Artikel 37 wird beantragt, 
die vorgeschlagene Fassung des läe- 
terschutz-Verbändes zu übernehuen. 
Diese lautet: 


Abstiumung: 


einstimmig ange- 


"Absatz 4 erhält folgende Fassung: nommen. 


| Raven dungen ergehen im 
Namen der Regierungskommission. 

die Urteilsformel ist aufzunehmen, 
daß Ersatzräume zu leisten sind. Die 
ns age sind zu begründen und 


BHANeR von Amtswegen zugestellt wer- 
en. 


Artikel 46: 
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Zu Absatz Z wird derin der 


Kegierungsvorlage vorgeschlagene 
Satz 3 nr 


Zu Absatz 3 wird die gerne des 
Mieterschutz-Verbandes beantragt. 
Dieselbe lautet: 


"Die Frist binnen 2 lagen wird 
ersetzt durch binnen einer ioche. 


Die Ablehnung er- 
folgt einstimmig. 


einstimmig angenon- 
men. 


sd 
ch 
en) 


ir 
Y 
2) 
N) 
3 
5 
Tr 


5 en er . ee 1 nn he ie RL dl ee Ten 
- BE a ee 2 en An ie) = 9 








Q 


u7 


Syya4ag 9y>5! yd »+bou34S 


9 a PrOZ 


7V 





- 89 - 


Vorsitzender: Ich erteile das Yort den Sprecher der Zen- 


trunspartei, Herrn Abgeordneten Gärtner! 


Abe. Gärtner (2): Meine Herren! Die Beratungen der Vorlage 


über die Wohnungszwangswirtschaft haben die Farteien 
und Fraktionen veranlaßt,noch einual das gesamte lla- 
terial herbeizuziehen und noch einmal die ganzen 
früheren Verordnungen durchzustudieren. Die Bera- 
tung gab auch Veranlassung, Stellung zu nehmen zu 
den Denkschriften des Verbandes der Haus-und Grund- 
besitzer für das Saargebiet, des schutzvereins für 
Hausbesitz im ea rg oe Saarbrücken und des 
Mieterschutzverbandes des Saargebietes. Die beiden 
letzten reichen ihre Forderungen bei der hegierungs- 
kommission ein und unterbreiteten den Parteien ihre 
Forderungen, wo es sich darum handelt, eine neue Be- 
stimmung über das Wohnungswesen zu beraten. | 
Wir vermissen noch immer, daß die Färteien 
nicht unuittelbar zusammengetreten sind, um in ge- 
neinsäner Dretyug eine für beide Teile befriedigende 
Lösung herbeizuführen. Die Nieter erklären, daß sıe 
wegen der schlechten wirtschaftlichen lage keine 
höhere Miete zahlen könnten, und die Hausbesitzer 
betonen, daß sie zur Erhaltung ihrer Häuser eine 
höhere liiete haben müssen. Es muß die Aufgabe der 
Regierungskommission und des Ländesrätes sein, diese 
Gegensätze zu überbrücken. Die Wohnungszwäangswirt- 
schaft besteht für beide Teile und hat dazu geführt, 
daß noch tausende von Familien ohne Nohmung sind. 
Erfreulich ist festzustellen, daß der Kampf zwischen 
den Interessengruppen nicht mehr die große »chärfe 
hat, wıe dies vor 5 Jehren festzustellen wär. Die 
Entwicklung der Verhältnisse_führte zu einer. An- 

BR chung, Aus leichnne und kevision der bisherigen 
uffassungen. Das vom Landesrat in seiner Vollver- 
sammlung &m 16.Juli 196 abgegebene Gutachten, “iehr- 

heitsgutachten des Zentruus, cer Deutsch-Saarlän- 


dischen Aaapertei und der Sozialdemokratischen par- 


tei, ist durch cie Entwicklung des letzten Jahres 
slänzend gerechtfertigt. Daß die Kegierungskomnission 
den Gutachten nicht cie eg Beachtung Schenk- 
te, ändert nichts an der latsache, daß die lendenz 
richtig gewesen ist. enn die Kegierungskomnission 
im. Juli 19% den vorgeschlagenen Verordnungsentwurf 
hätte üvesetz werden a, so wären wir heute auf 
dem Gebiete des Tohnungswesens weiter. Der vom Lan- 
desrat vorgeschlagene teilweise Abbau der \ohnungs- 
zwaneswirtschaft hätte dann dazu geführt, daß ein 
großer Teil der gro?fen \iohnungen geteilt worden wäre 
und ein änderer leil wäre durch Neubauten frei gewor- 
den. 

Aus den an die Regierungskowuission gerich- 
teten Fragen stellte sich bei der Beantwortung der- 
selben heraus, daß von 290 Gemeinden nur noch in LÜ6 
Gemeinden die ohnungszwangswirtschäft aufrecht er- 
„halten wird ‚während in 184 Gemeinden die Wohnungs-. 
zwangswirtschaft aufgehoben wurde. In den 106 Genein- 
den, in denen die Zwangswirtschäft noch besteht ‚ist 
erfreulicherweise festzustellen, daß lieter und 

| Verwieter 
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Vernieter,wie es äuch durchäus richtig ist,vereinbaren, 
sich emstlich an die Aufhebung der Bestimaungen der 
Zwangswirtschäft begeben. Dieser Prozentsatz müßte cen 
184 Gemeinden zugezählt werden, die lie NWohnungszwangs- 
wirtschaft aufgehoben haben. Es ist richtig, daß grobe 
Städte und größere Landgemeinden noch nicht auf Cie 
Zwangsbestiumungen verzichten können. Die Befreiung 
der 184 Gemeinden zeigt eindeutig, daß das Bestreben 
vorhanden ist,den veränderten Verhältnissen mechnung 
zu tragen. Die Entwicklung geht weiter,ganze Straßen- 
züge wachsen aus dem Boden heraus und zweifellos könn- 
te die Zahl der Neubauten viel grö?er sein, wenn alle 
Stellen veräntwortungsbewußt eh hätten. Viele 
Arbeiter, die ein Einkommen von I20.-Lark im Frieden 
hatten und jetzt 600 bis 900 Franken verdienen haben 
sich ein Häuschen gebaut und viele mag es auf der an- 
deren Seite geben, die 4 bis 5 mal wehr verdienen aber 
nicht daran denken, sich eine eigene Wohnung zuzulegen. 
Es ist falsch, wenn die Mieter die Hausbesitzer or 
mein als Volksausbeuter beträchten und ebenso falsc 
ist es, wenn die Hausbesitzer die „ieter nur SO werten, 
als seien diese geräde noch gut genug, äusgebeutet zu 
werden. Falsch ist es ebenso ‚wenn die Hausbesitzer. 
durch die lieter ausgebeutet werden. Auf beiden »eiten 
gibt es arme leute und etwas \äßigung und Rücksicht 
wäre das !üittel, das zum Ziele führt. Die Bereitstel- 
lung von Baucarlehen wird auch fernerhin die 
vornehnste und wirksauste Aufgabe sein, wenn der \oh- 
nungsnot abgeholfen werden soll. Her sind Cie 
Tätigkeiten der Rheinischen Wohnungsfürsorge, des 
Saar-Knappschaftsvereins und der Ländes-Versicherungs- 
anstalt hervorzuheben. Eine ansehnliche Anzahl von 
Neubauten durch den HORDUBERDSTEEFDERE soll nicht ver- 
schwiegen werden und Auch das Aufstockungsproßrenn | 
des Kreises Saarbrücken hat ein gutes Ergebnis gezei- 
+/0+, Bis Dezember betrugen Cie Aufstockungen Al 
Wohnungen mit 872 \iohnräumen, wofür 1 059 000 Mark 
aufgewendet wurden in Gegenwert des Pranken,dault 

ich nicht mit der ährunesverordnung in Konflikt koume. 
Es muß weiter geschafft werden und zwar mutigund un- 
verdrossen. Allein aus der Geweinde Sulzbach werden 
850 Wohnungssucnende geueldet, zurzeit noch aus einer 
Gemeinde. 
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| Ein Wort noch zu den Schwierigkeiten,die 
sich auch hierbei herausgestellt haben. Lie wieter 
klagen über zu hohe Nietpreise in den Neubauwohnungen, 
das ist richiig. Die Besitzer dieser Neubauten klagen, 
daß sie die Zinsenlast einschließlich der Tilgungen 
nicht tragen können; das ist auch richti8. ch möchte 
hier auf eine Sache eingehen, die den, \ohnungsbauver- 
band betrifft. Dieser hat seinerzeit bis zu 70 qu 
_ Wohnbaufläche „it 75 Franken pro qun bezuschußt,, hat 
Pomer das Geld dem Darlehensnehmer mit verzinsen und 
tileenn helfen, sodaß der Bauende für, bis zum Jahre 
1938 errichtete Häuser einen nennenswerten Vorteil 
hätte. las wahr ist, wird zugegeben. \ir stehen nicht 
an, das offen zu erklären. später durch den ohnungs- 
bauverband erstellte Häuser unterliegen praktisch ganz 
anderen Bedingungen, wenn Auch theoretisch der Zu- 
schuß über 75 Franken hinaus pro qm Nohnbaufläche 4 
Ä | gesteigert > 
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Bm ber: wurde. Nehmen wir ein Beispiel,und zwar 

Sin unginstiges. Ein Wohnhaus mit 140 qu Wohnbau- 
fläche erhi®.t 140 mal 75 = 10 500 Franken Zuschuß. 

Ss bleiben also neben deu aufgebrachten Eigenkapital 
bei den Häusern in den Jahren 1921/22 kaum noch son- 
stige Beträge aufzubringen. Dagegen erfordert die 
in den Jahren 198/24 erstellten Häuser neben der 
oben bezeichneten Summe noch Beträge, die häufig über 
80 000 Franken hinausgingen, die dann schließlic 
in Form einer zweistelligen Hypothek von \ohnungsbau- 
verband zu 9 % Zinsen gegeben wurden. Kechnet man 
nun die 80 000 Franken zu 9 % und 10 500 Franken zu 
3 %, dann Baint sich eine a ee ein Zins- 
satz von 7,45 %. Wir geben zu, daß dadurch auch noch 
eine Bee pe FünE vorliegt, daß der Wohnungsbauve r- 
band auch tilgen hilft. Aber,wo die Hauptsumme der 
Baukosten nit 9 % verzinst ist, heute noch, wo der 
Zinssatz allgenein unter 9 % gesunken ist, und wo 
die Gelder für Bauzwecke heute in der Kegel zu5 % 
e° eben werden, da kann bei einer Zinsgestaltung von 

2 nicht mehr gut von einer \iohlfahrt Ale 
werden, und es wäre gut, wenn Auch darüber ein Be- 
schluß gefaßt würde von weiten der hegierung, daß 
auch diesen Leuten geholfen würde. Denn es ıst nicht 
mehr wie ein Rechtsstandpunkt, daß diese Leute nicht 
allzuschwer leiden ins ad en Leuten, die Z Jahre 
früher gebaut, aus denselben Geldern ihre Häuser er- 
standen haben. In anerkennenswerter Weise hat der 
Saarknappschaftsverein wit Wirkung vom 1. 0pr 2) 1987 
ah den Zinssatz auf 5 % und den Tilgungssatz auf Z% 
eat: Die kheinische BERDRBSRERIGDTER Se 00 - 
schaft gewährt Darlehen zu 4,75 % und eine Amortisation 
von 1,25 %. Die Landesversicherungs-Anstalt hat ja 
auch die Zinssätze, die sich auf dieser Linie bewegen. 
Wenn die Vermehrung der Neubauten auf diese selse_ 
möglich wird, denn wird naturgemäß auch eine hegulie- 
rung des Nietpreises in diesen Iohnungen erfolgen kön- 
nen, 

Weiter möchte ich noch auf die Belastungen 
hinweisen, die einer Reihe von Gemeinden durch die 
Übernahme von Bürgschäften entstanden sind. Das ist 
ein Kapitel, das bei der Beurteilung, freie Nirtschaft, 
oder Yohnungszwangswirtschäft, oder bei der Beurtei- 
rt ob die Forderung der lüieter oder Hausbesitzer 
richtig ist, auch behändelt werden muß. Hierbei dar! 
auch diese Frage nicht ausscheiden. Aus diesen allge- 
meinen Erwägungen hat man vielfäch von der Aufbringung 
des Eigenkapitals Abstand genommen. \ienn das die Ge- 
meinden nicht geuäacht hätten, wären zweifellos Hunder- 
te von Häusern nicht gebaut worden, die so gebäut wor- 
den sind. Dafür war aber andererseits für die Bau- 
herren ohne Eigenkapital Cie Bürgschaft erforderlich, 
und so ist festzustellen, daß Gemeinden für erste und 
zweite Hypotheken die Bürgschaft übernommen haben, und 
dabei bis an die Grenze der Kreditfähigkeit gegangen 
sind. Es wußden Gemeinden da geholfen werden. Es geht 
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nicht an, daß die Gemeinden ihren Kredit,ihren nor- 
walen Kredit einsetzen für den "Iohnungsbäu, für eine 
allgemein nützliche Sache.- Daß sie dann ihre son- 
stigen koumunalen Aufgaben nicht erfüllen können weil 
der Kredit auf diese .eise oraghöps t wird, liegt klar 
auf der Hand. Hier sollte den Geueinden geholfen wer- 
den. Man muß überhaupt die Frage stellen, ob es nicht 
he richtiger wäre, wenn dieser Kredit auf brei- 
tere Schultern gelegt würde, und wenn nicht einzelne 
Gemeinden so ungeheuer belastet werden,oder, wie den 
Gemeinden die Last abgenoumen werden känn. Zu beach- 
ten ist noch, daß eine Anzahl von Bauenden schwere 
Verluste erlitten hat durch die Besserung des Franken. 
Lassen Sie mich Ihnen das auch noch klar machen. Das 
Darlehen war in Nark bewilligt. Die hechnungen für 
Baumaterialien für den Unternehmer wären in Franken 
aufgestellt. Nährend der Zeit nun, WO das Darlehen 
in Wark bewilligt war, trat nun die Änderung ein,und 
hätten die Darlehensnehmer ihre \Wark bekommen zu der 
Zeit, wo der Franken 13 zur Mark gestanden hat, dann 
wären sie glänzend weggekommen,dann hätte ihre nech- 
nung gestimut. Da sie aber die wark erst bekamen,näch- 
dem der Franken sich gebessert hatte und sie für die 
\ark nur mehr 6 Franken kaufen konnten, sind ihnen 
enorme Verluste entstanden. Ich kenne eine Anzahl 
solcher Leute nicht nur £ oder 3, die auch darunter 
ganz besonders gelitten haben, dıe statt 100 % der 
gesauten Baukosten bis zu 130 % der gesanten Baukosten 
aufbringen mußten. 
Eine andere Frage, die nicht winder wichti 
ist, ist die Erhaltung ces vorhandenen iiohnraums. Auc 
darüber uwüssen wır uns klar sein. Nenn der lüieter 
auf lange Sicht wit dem Hausbesitzer in Streit lebt 
und der ‚ausbesitzer sich nit einer Wiete begnügen 
nuß. die in zehn und äuch zwanzigfach höheren Beträgen 
erst ausreichen würde zu einer durchgreifenden Instäanc 
setzung, so ist es zu verstehen, daß dann die Wohnung 
zu verfallen droht. Es wird eingewendet, daß die vor-. 
handenen "iohnhäuser zum größten teil uıt entwerteteu 
Gelde bezahlt worden seien und daß die Häuser durch 
die infolge der Inflation bedingte Entwertung ge- 
schenkt werden. Die lehrzahl der Häuser, dıe der 
Zwangswirtschaft unterliegen, sind aber unter den 
srößten Opfern errichtet worden, und die Zins-und 
ee erforderte früher eine ebenso 
große Anspannung, wie es heute der Fall ist. Eine eın- 
seitige Einstellung zugunsten der „Leter 151 ebenso 
abwegie, wie eine einseitige Stellungnahme zugunsten 
der Hausbesitzer. Das Gute liegt ın der Witte, Gd.B. 
eine Vermittlung zwischen „ieter und jausbesitzer ge- 
reicht beiden zum Vorteil. Der wieterschutzverband 
hat in einer uns überlassenen Denkschrift. darauf hin- 
gewiesen, daß allgewein von einem neuen Wletvertrage 
nicht und früher schon recht nicht gesprochen werden 
konnte, weil der lausbesitzer den Wletvertrag be- | 
stimmt hat. Das stiunt nicht ganz. lleine Herren! ler 
die Verhältnisse auf den “ohnungsmarkt kennt, der wird 
zugeben, daß es auch Fälle gibt, in der der Mieter 
den Vertrag bestiunt. Es sind ja viele Fälle bekannt, 
wo ; 
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wo die Hausbesitzer das Gericht anriefen,wenn der 
\ieter ihnen Schwierigkeiten machte, und schließlich 
der Mieter gesagt hat: " Wenn es Dir nicht paßt,dann 
kannst Du ja ausziehen! Das sind aber nur Dinge, 
die sich entwickelt haben und äte sich ee 
mußten, wenn beide üruppen organisatorisch Aufge- 
bracht werden. Dann dient noch als Streitobjekt die 
Mietpreisbildung. Von Seiten der Haus-ung Grundbe- 
sitzer werden gegen die Mitgileder der Kommission, 
welche bei cer ee zur Festsetzung der liet- 
preisteuerungszah besteht, Vorwürfe erhoben. Die- 
ser Kommission gehören an: drei höhere Regierungs- 
beamte und ein Nitglied des Studienausschusses SOo- 
wie zwei Miglieder des Läandesrates; auch meine Wenig- 
keit ist dazu verurteilt,\litglied der Komulssion ZU 
sein. Die Vorwürfe sind sicherlich ganz unbegründet, 
und den Parteien kann erst recht keın Vormuri ge- 
macht werden. Aber erst recht kann Mitgliedern die- 
ser Komuission kein Vorwurf gemacht werden,daß sie 
mangelndes Verständnis für den Hausbesitz bekundet 
hätten. In der Kommission wurde von ns der Antrag 
die Mietpreisteuerungszahl organisch den 
erhältnissen entsprechend zu Tassen wit dem Ziele, 


die Mieten den Friedensmieten anzugleichen, um auch ’ 


dadurch dem Übel von beiden Seiten entgegenzuwirken. 
In einer Kommissionssitzung im Senetmver war es,da 
hat noch der Kollege Betz, der auch der Kommission 
angehört, den Antrag gestellt. den hietpreisfaktor 
von 3,55 auf 3,60 zu erhöhen. In der nächsten Sitzung 
wurde die Frag gestellt,warum diesem Vorschlag nun 
nicht Rechnung getragen worden ist, und in der Sıtzung 
wurde erneut Pr Antrag gestellt, cen Faktor von 
3,55 auf 3,65 zu erhöhen. £s wurde nun geantwortet, 
dıe Beamten, die ın der Kommissicn sitzen, hätten 
sich dagegen aus esprochen,und die kegierungskommis- 
sion hätte beschlossen, es bei_dem Nietpreisfaktor von 
3,55 zu belassen. Wir haben alle Gründe ins Feld geführt, 
die zu der damaligen Zeit ıns Feld geführt  __ Wer- } 
konnten und der \ietpreisfaktor ıst stehen geblieben. ‘ 
Wenn man nun berücksichtigt, daß diese Kommlssıon 
genau wie der Landesrat nur gehört zu werden braucht, 
und daß die Änderungen dieser Konmi.ssion unberück- 
sichtigt bleiben, dam wird es notwendig sein,bei 
den Klagen etwas vorsichilger zu sein, und bei 
strenger objektiver Früfung werden Sie feststellen, 
daß diese Klage gänzlich unberechtigt 1Sst. 

Meine Herren: Wir haben die Verpflichtung, 
dafür zu sorgen, daß die lieten der alten Häuser 
sich nicht allzu stark von cen VWieten der Neubauten 
unterscheiden, um so einen billigen Ausgleich und 
eine langsame und stetige Anpassung zu ernalten. Ich 
bin der Meinung und mi: mir sehr viele, daß im Früh- 
'ahr dieses Jahres statt des [ohnebbaues für die 
2 outen und Arbeiter sine Erhöhung der Wohnungsmieten 
hätte erfolgen müssen und dedurch hätte eine Vermin- 
derung der Löhne vielleicht ganz vermieden werden 

| können. 
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können. Es wird jetzt freilich viel schwieriger sein, 
den Ausgleich herbeizuführen. Der Ausgleich ist aber 
nötıg im Interesse derer, die nicht eine Neubauwohnung 
beziehen können. Der eine muß höhere Aufwendungen 
machen für Miete, wie sein Kollege, der wit ihm auf 
derselben Amtsstube oder in derselben Werkstatt steht. 

. Die Zentrumsfraktion hat nun eine Heihe An- 

fragen in der Kommission an die Regierungskommission 

erichtet, und diese sind heute beantwortet worden. 

nd da stellen wir nochmals fest, daß die Indexzahl 
falsch ist. Wenn die höheren Mieten, die von einen 
GIOReR Teil der a | bezahlt werden, nicht bei 

er Berechnung der Indexzahl eingesetzt werden,so ist 
das nicht richtig. Darauf hat uns die hegierung er- 
widert, daß eine andere Festsetzung nicht vorgenommen 
werden könne, da die Indexzahl dann nicht uehr der 
Heichsindexzahl entsprechen würde. Die /ohnungsindex- 
zahl re aber erst recht nicht der heichswethode, 
da ja im Keiche die Friedensmiete einen höheren Grund- 
satz hat. \ir müssen grundsätzlich eine Anderung der 
Indexzaähl verlangen und müssen insbesondere dabei ver- 
langen, daß bei der Indexzahl die Neubauwohnungen nit- 
berücksichtigt werden. Durch die Niedrighaltung der 
Indexzahl wird eine Herabsetzung der Löhne und Gehäl- 
ter bezweckt und erzielt. "ir bewegen uns also im Krei- 
se, wenn die hegierungskommission dem Standpunkt ihrer 
Beamten folgt und den Nietpreisfaktor unverändert läßt. 
In der letzten Sitzung haben wir den Standpunkt der he- 

jerung zwar kennen gelemt und ich habe bereits darauf 

ingewiesen. Die Regierung ließ dann durch den Herrn 
Staatskoumissar antworten, als wir die A gestellt 
haben, wie es mit der NER aussehe, daß eine Vor- 
lage betr. Aufwertung von Hypotheken in Vorbereitung 
sel. Auch zu dieser Frage ein kurzes Wort: In der Stadt 
Saarbrücken muRten in der a eg einige hundert 
Bürger zwecks Sicherstellung der Änliegerkosten Ihre 
Sparkassenbücher bei der Stadtsparkasse hinterlegen. 
Bei Ausführung von Teilarbeiten wurden auch leilbeträ- 
e in der Vorkriegszeit abgehoben und der große hHest 

es hinterlegten Ssparguthabens ist nun entwertet. Die 
Stadt fordert nun,näachden der Strafenausbau vollendet 
tst, die hestsummen in Keichswark an und die Geschädig- 
ten sind nun gezwungen, ihr Hecht auf dem Klagewege zu 
suchen. Falls nun eine Hypothekenaufwertung im vaarge- 
biet konmmt,wird eine Anzahl von Besitzem erhebliche, 
leistungen aufzubringen haben. In diesem Falle ist dje 
zwangsweise niedrig gehaltene Wiete ungerechtiertigt. 
kit dieser Antwort wie die Aufwertung geplant ist, kön- 
nen wir uns nicht einverstanden erklären. Spareinlagen 
und Mündelgelder wüssen aufgewertet werden mindestens 
ebensogut wie Hypotheken. Bei diesen Fositionen besteht 
des gleiche Recht der Er war bekanntlich 
zwingende Pflicht, WMündelgelder bei staatlich änerkann- 
ten Kassen anzulegen, weder der Vormund noch sonst je- 
mand wär verfügungsberechtigt darüber. In gleicher “eise 
kann die Aufwertung der Sparguthaben begründet werden. 
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Diesen Standpunkt wird die Zentrunsfr&aktion stets 
vertreten. Wir bedauern außerordentlich,daß die ©o- 
zialdenokratie heute nicht wie vor einem Jahre sich 
dem BE Egspen Gutachten angeschlossen hät und daß 
auf diese leise nicht wieder ein Gutächten der Mehr- 
heit des Landesrates zustande gekommen ist. Unseres 
Erachtens hat sich gegenüber dem einheitlichen Wut- 
achten von 1926 nichts geändert. Die Nirtschaftslage 
hat sich .nicht ee eher verschlechtert. 
Es sind inzwischen viele neue Häuser gebaut worden 
und die zahl der iohnungen ist größer geworden,damit 
ist die Zahl der Neubau-ohnungen gewächsen. Bei dem 
Abbau von Alt=und Neuwohnungsmieten wünschen wir 
selbstverständlich,daß auf die Wirtschaftsläge kück- 
sicht eraape wird. ir haben daher die Indexzahlen 
zugrunde gelegt. Der lietpreisfaktor beträgt ab 1,0482 
nuar 1928 windestens: für Wohnungen bis zu »00.-Wark 
Friedensniete 65 %, bis zu 600.-„ark 75 %. DIS ZU 
800.-.ark 80 %,bis zu 1000.-Mark 90 % und über LVUD.- 
Nark aufwärts 100 7 der jeweils festgesetzten Teue- 
rungszahl. Die vorgesehene Grenze der Freigabe von 
Wohnungen erscheint uns zu hoch. iir haben daher die 
Grenze vorgeschlagen: für die Stadt Saarbrücken auf 
1200.-Reichsmark, für die größeren Ortschaften auf 
1000.-Reichsnark und für die Landgemeinden auf S00.- 
heichsmark. Yir sind dabei der ee der Begie- 
rungskommission gefolgt, daß diese Freigabe erst 
stattfindet, wenn "ohnungen geräunt werden,da wir 
einen plötzlichen starken "iohnungswechsel verweicen 
wollen. Es besteht auf diese Weise die Zwangswirt- 
schaft noch weiter. Die Nieter der Alt-Wohnungen müs- 
sen damit rechnen,daß für sie in absehbarer Zeit der 
Kündigungsschutz in Fortfall kommt und tun gut,mıt 
dem Hausbesitzer ein erträgliches Verhältnis zustäan- 
de zu bringen. Die Hausbesitzer wüssen Einsicht haben 
und müssen jetzt den l\ietern entgegen kommen und den 
verantwortlichen Stellen möchten wir sagen, daß dieser 
Weg gefördert und nicht nur ın pässıver Haltung ruhig 
ehen gelassen wird. Die °chreier in den Hausbesitzer- 
ersaumlungen,von denen man oft die unflätigsten Be- 
schimpfungen auf die politischen Parteien hört,schaden 
der Säche der Hausbesitzer auferordentlich,und erfah*. 
rungsgemäß sind unter diesen solche, die ihr Haus in 
der Inflationszeit emworben haben und die nicht am 
wenigsten schreien. Es ist Aufgabe der Hausbesitzer- 
Organisationen, diese Leute zur m anzuhalten. 
"ir sehen doch, daß die Entwicklung dazu führt,daß 
wir ein änderes Verhältnis bekoumen. Und wir werden 
es bekommen,ob wir uns auch ein halbes Jahr länger 
dagegen sträuben oder nicht. \.ir haben nun ein Wut- 
achten ausgearbeitet, von welchem ich Schon einen 
Teil angegeben habe. Ich werde dieses Gutächten der 
Kegierungskomuission überreichen. 
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Damit komme ich zum Schluß und wir wollen uns 
alle geloben, daß wir cieser Frage entsprechend den 
wirklichen Verhältnissen,entsprechend den Tatsachen 
und auch entsprechend den veränderten Verhältnissen 
wie sie vor uns stehen uns verhalten und dazu bei- 
tragen, daß ein besseres Verhältnis zwischen Mieter 
und Vemieter mit der Zeit und zwar in nicht allzu- 

. ferner Zeit erreicht wird. - es I 


( Bravo- Rufe !) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri ! 


Abg. Petri (SP): Meine Herren! Die Wohnungsnot ist nach 


vorliegenden amtlichen Zahlen imuwer noch in sehr 
krasser Benche inung. ZEL> fast 10 Jahren wird mit 
u anugenden lWitteln versucht, die Beseitigung zu 
erlangen. Die jetzige Vorlage ist nicht geeignet, 
die Wohnungsnot so zu beheben, wie es notwendig 
wäre. Sie enthält eine weitere lockerung der Zwangs- 
wirtschaft, die zurzeit für uns nicht dıskutabel 
ist. Durch die Lockerung der Nohnungszwangswirt- 
schaft wird den Wohnungszuteilungs-Komuwissionen 
ihre Tätigkeit noch mehr erschwert als bisher. 
Schon nach der bisherigen Verordnung konnten die 
Nohnungszuteilungskomwuissionen die Nohnungsvertei- 
lung nicht so durchführen, wie es in Anbetracht der 
Wohnungsnot notwendig gewesen wäre. Solange die 
"ohnungsnot und diese krassen Verhältnisse auf dem 
Wohnungsmarkte bestehen, können wir nicht dafür ein- 
treten, daß die Schutzmaßnahmen an Wirkung verlie- 
ren. Die im Entwurf vor8erehenen Abänderungen, Noh- 
nungen von über 2000.-Mark Friedensniete von der 
Zwangswirtschaft zu befreien, führen in der Praxis 
nicht zur Linderung und Beseitigung der Wohnungs- 
not,sondern es werden Schwierigkeiten eintreten, 
die man heute jedenfalls noch nicht übersehen kann. 
Wohl ist es richtig‘, daß es viele Mieter gibt,die 
in der Lage wären, selbst zu bauen oder eine höhere 
Miete zu zahlen. Sie zum Bauen zu zwingen, kann 
niemand, auch die Regierungskommission ArunE! das 
nicht fertig. Es müßte dann ein besonderes Lesetz 
zustande kommen, das ja in keinem Lande als Bei- 
spiel zu sehen ıst. Wir können diesen Zustand nur 
beseitigen, durch Erweckung der Baulust und Bele- 
bung der Bautätigkeit. Das muß nit anderen liitteln 


geschehen als man bisher gearbeitet hat. ir erkennen 


an, daß in rückliegenden Jahren durch Lithilfe von 
ewissen Genossenschaften, wie Rheinische Wohnungs= 
ürsorge,von \erken des Saargebietes, die Bautätiıg- 
keit belebt worden ist. Im allgemeinen ist sie nicht 
so belebt worden,da die Regierungs-Kommission ihrer- 
seits nicht dazu beigetragen _hat, wie es in den 
ersten Nachkriegsjahren der Fall war, indem sie den 
Yohnun yorbönd gründete, den sie aber nach ei- 
nigen Jahren sich selbst überlassen hat. Meine Her- 
ren! Wenn man diese Wohnungen,über Z000.-Wark Frie- 
densmiete, aus der Zwangswirtschäft herausnehmen 
würde, so würde der Willkür Tür und Tor geöffnet. 
Der reiche Vermieter wäre in der Lage, die Mieten 
so zu erhöhen und für sich zu beänspruchen,während 
der arme Vermieter an die gesetzliche l\iets gebunden 
wäre. Das ist zweierlei hecht,dem wir nicht zustinm- 
men können. Die Befreiung der Wohnungen über Z000.- 
Mark würde Zustände hervorrufen, daß denjenigen lie- 
tern,welche sich weigern, eine zu hohe \lete zu zah- 


len,gekündigt wird, und sie müssen dann ın DAR IBESR, 


die der Zwangswirtschaft unterliegen ,untergebräch 
werden. Eine Hegelung, wie sie von den Hausbesitzem 
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gewünscht wird, eine vollständige Befreiung der Woh- 
nungen von der Zwangswirtschaft,kann erst eintreten 
wenn der Wohnungsmarkt einen normalen Stand aufweist. 
Das _können wir heute noch nicht sehen. Die äutlichen 
Zehlen der Regierungskommission zeigen ganz kraß die 
Linge von der anderen Seite. \iir als Instanz,die da- 
rüber ein Gutachten abzugeben hat, darf die Dinge 
nicht einseitig besehen; das wäre ein Frevel in einer 
Zeit, in der eine so große Anzahl von Familien ohne 


Ta 


'ohnung vorhanden ist. 


‚„eine Herren! Das Ziel dahin zu konwen,wird 
nur erreicht, durch die Erstellung neuer liohnungen. 
Die Erstellung neuer \Iohnungen ist z.Zt. gehemt durch 
die hohen Zinssätze, die für Baukapitalien gezahlt wer- 
den müssen. Da ist die Stelle,wo man ansetzen kann 
und muß. ER ORTADERSWERERNT 7 EBoneT kann durch die- 
se wöglichkeit,die bei der hegierungskommission be- 
steht, restlos in einem normalen Gang geführt werden. 
Die Wohnungszwangswirtschaft kann beseitigt werden, 
wenn der Vorschlag,der von uns gemacht wird, angenon- 
nen wird. Tausende von Arbeitern, Angestellten und Be- 
amten werden die „öglichkeit ergreilen,wenn die hegie- 
rungskoumission aus Landesuitteln jährlich einen Zu- 
schuß berilligt für zu hohe Zinssätze, die Zinssätze 
in nächster Zeit nach der heutigen Finanzlage in ei- 
nem norwalen Stand zu führen. Die Dinge auf deu Finanz- 
markt liegen verworren. Deshalb muß der Staat,das ıst 
für uns dıe hegierungskomwission,niteingreifen. Durch 
einen jährlichen Zuschuß von 8 1/2 bis 4 willionen 
Franken könnte das ganze Übel der \ohnungszwäangswirt- 
schaft in nicht allzulanger Zeit beseitigt werden,. 
Danit wäre eine Zinsverbilligung für Baukapitalien von 
80 nillionen Franken nöglich. Mit diesen 80 Millionen 
Franken können 000 "ohnungen erstellt werden. Meine 
Herren! Rechnen wir 80 „illionen Franken nit 10 % Zin- 
sen,so ergeben das 8000 Franken Zinsen einschl. Amor- 
tıisatıon. Wenn hiervon der ara a gr 5 % zu tragen 
hätte und die “ehrbeträge durch laufende \ittel gedeckt 
würden, dann wäre eher ein Ausweg aus dieser Situation 
zu finden. Der Etat der kegierungskommission zeigt ei- 
ne Summe von 403 Millionen Franken an. Deunäach ist die 
Summe von 3 1/2 bis 4 \illionen Franken eine Bagatelle; 
im übrigen könnte die Summe im Etat bei anderen Posten 
herausgespart werden. Der Etat zeigt gegenüber demje- 
nigen von 1926 Änderungen insofern an, daß die Ausgaben 
für Landjäger sich von 14 auf 17 Mllionen,also um 
8 Millionen Fränken erhöhten. Die Ausgaben für Justiz 
haben sich von 10 auf 14 „“ällionen,also um 4 Wıllionen 
Franken erhöht. Die Ausgaben für den katholischen Kul- 
tus haben sich erhöht um 1,7 Millionen Franken. Meine 
Herren! Die Beseitigung der Wohnungsnot ist viel not- 
wendiger und wichtiger, als eine übertriebene Landjäge- 
rei,Justiz oder konfessioneller Kultus. 


( Zurufe: Hört,hört !) 
Nach 
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Nach dem Bericht der hegierungskomission ist in den 
meisten Gemeinden des Saargebietes die liohnungszwangs- 
wirtschaft aufgehoben worden,obwohl in mehreren Gemein- 
den nicht alle Yohnungssuchenden untergebracht waren. 
In den Industriegemeinden herrscht ohne Unterschiec 
nach wie vor eine ganz unerhörte Wohnungsnot ;insbeson- 
dere sind es die Fauilien der jüngeren Generation,die 
‘davon betroffen werden. Die Leute heiraten,und wenn 
sıe. keine „enRunge erhalten, bleiben sie bei den Eltem 
bezw. Schwiegereltern wohnen. Dadurch tritt iumer mehr 
cie krasse \ohnungsnot in Erscheinung. 15 985 Wohnungs- 
sucher sind im Saargebiet; 139 Familien sind obdachlos, 
die überhaupt keine "Johnung haben und müssen auf Kosten 
der Konuunen in Hotels, ja sogar in Heuschobern unter- 
ee: Werden. Dieser Zustand ist höchst traurig und 
edarf einer ganzen Initiative zur Abhilfe. Sich über 
diese Verhältnisse hinwegzusetzen mit nichtssagenden 
Methoden können nur wenschen, denen jedes soziale Ver- 
ständnis fehlt. 9%z_ Familien haben Eine eigene \oh- 
nung im Saargeßiet. Es sind besonders die Fanilien,wie 
‚en eben schon sagte, die der jüngeren Generation änge- 
ören. « 

Weine Herren! "egen unserer Haltung, daß 
wir den sofortigen Abbau der Zwangswirtschaft nıcht 
befürworten, werden wir aus Kreisen der Hausbesitzer 
schief angesehen. Als politische Partei haben wir die 
Aufgabe, der essiche it zu dienen und nicht das 
alleinige Interesse einer \irtschaftsgruppe zu vertre- 
ten. Solange die latsache der jetzigen großen Notlage 
der "ohnungen besteht, ist und darf das Spiel der frei- 
en Kräfte nicht zügellos dahinschießen. Meine Herren! 
Angebot und Nachfrage regeln in der er Nirt- 
schaftsordnung den Preis und die Nachfrage auf dem 
Wohnungsmarkt. Daraus muß ich folgern,daß man auch 
den Preis der \ohnungen regeln wird. Das ist ein Nirt- 
schaftsgesetz, dem wir zurzeit unterstellt sind. In 
übrigen ist der Mietpreis der Hausbesitzer im Saarge- 
biet oder für die Hausbesitzer im Saargebiet nicht 
schlechter, wie im deutschen «weiche. Im Feiche zahlt 
wohl der lıieter 1% % der Friedensmiete.Davon muß aber 
der Hausbesitzer 50 % für die lietzinssteuer an den 
Staat abführen. Er erhält also nur 70 %, und diese 
70 7 erhält er auch in Saargebiet,wenn wir die Aufwen- 
dungen für Jasser, für fanalreinigen usw. wit einschlie- 
Ben. Weine Herren! Dieses entspricht durchaus dem Ver- 
hältnis des neiches und wenn man von der Angleichung 
an die meichsgesetzgebung spricht,so muß man das auch 
auseinänderhälten. a wir keine Goldmarklöhne, 
Goldmarkgehälter, Golduarkrenten, Goldmarkpensionen haben, 
kann such von Goldmaärkmieten keine hede Sein. 


( Zuruf des Abg. Brettar: Sehr gut!) 


Zuerst missen ciese Voraussetzungen erfüllt werden. «ir 
verkennen durchaus nicht die Wünsche der Hausbesitzer 
und würdigen sie bis ins kleinste. Aber die Hausbe- 
sitzer müssen auch Verständnis haben für die niserable 
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Tage der \ieter, denen nicht das Glück gegeben war, 
sich ein eigenes llaus zu errichten. las hohnungsprob- 
lem kann mur eine ng finden,wenn alle Teile nıt- 
wirken und Verständnis dafür haben. Die autlichen 
statistischen Zahlen ‚wonach im Saargebiet 15 985 "\oh- 
nungssuchende sind, bis zu 20z “ohnungslose und 139 
Obdachlose,sprechen für sich und zeigen das furcht- 
bare "ohnungselend klär und deutlich. Durch eine 
weitere lockerung der Zwangswirtschaft kann keine 
‘Linderung erwartet werden. Tesäüälb müssen wir,da- 
rauf drängen,daß der eg beschritten wird, um ın be- 
schleunigtem Tempo die Beseitigung der Nohnungsnot 
zu erreichen, und bringen deshälb einen entsprechen- 
den Antrag zur Äbstiuuung. Unser Antrag lautet: 


Der Landesrat wolle beschließen: 


Die Fegierungskomnission wird ersucht, zur 
gegeil1gunE der "ohnungsnot die Baulust durch 
kWaßnahmen der Linse Fund Si gUNE zu fördern,allen 
Baulustigen,welche &b_l. Be 1928 einen Neubau 
erstellen, eine Beihilfe für Zinserleichterung 
zu gewähren. Soweit für Zinsen und Auortisation 
5 % überschritten werden,wird der Mehrbeträg 
en einen Zaschuß der hegierungskomulssion 88- 

eckt. 


Ich möchte noch eine Anfrage an den Herrn Staatskoü- 
uissar richten: 


Ist es richtig,daß die Wohnungen ın den negle- 
FEBRSEr DEUdER, die jetzt neu erstellt worden 
sind, nach Rang und Titel verteilt werden! 


(Zuruf des Staatskomnissars: Nein! Darf ich Ihnen 
gleich antworten?) 


Staatskomaissar Dr. Nein: Die Verteilung der stautseigenen 


Gebäude,der scogenännten negiebauten,erfolgt ın er- 
ster linie nach dem Grundsatz der Berücksichtigung 
der sogenannten doppelten laushaltsentschädigungs- 
eupfänger,c.h. der Beamten, die hier ın Saarbrücken 
dienstlich beschäftigt sind, die aber außerhalb Saar- 
brickens noch ihren "ohnsitz,ihre Fauilie, häben. In 
erster Linie kowuwen also diese Beamten in Frage. Die 
Regierungskommission hat gar keine Veranlassung, hier 
eine Ausnahme zu machen. Die Kkegierungskomuission 

tut das schon aus Gründen der finanziellen Ersparnis, 
weil dann die Entschädigungen wegfallen. “enn Cann 
noch "ohnungen übrig bleiben, dann werden sie nach 
Maßgabe der einzelnen hessorts,des Bedarfs der ein- 
zelnen kessorts verteilt. Dal selbstverständlich bei 
einer Verteilung von !!ohnungen bei einer großen Mehr- 
heit der Bevölkerung Kritik geübt wird,und nicht jeder 
"unsch erfüllt werden kann, 1st eorstänilich. 


Abe. Petri fortfahrend: Dann möchte ich noch auf eine Ausfüh- 
Yung des l!errn Gärtner zurückkonmen, der erklärt hat, 
daß das Zentrum sehr bedauert, dab die Sozialdeuokra- 
tische Fraktion sich nicht mehr ihrer vorjährigen | 
Stellungnahme angeschlossen hät. Leine llerren! _Die 
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Lie Sozialdeuokratische Fraktion hat nach reiflicher 
Ger egung ihre Stellungnahme geändert, und zwar 
deshalb geändert ‚weil seit einem Jahre keine Besse- 
rung der wirtschäftlichen Verhältnisse im Saargebiet 
.zu sehen ist. ‘ir hatten bei unserer vorjährigen 
Stellungnahue angenommen, daß wir uns Aufwärts be- 
wegen würden. ir müssen jetzt leststellen, daß wir 
uns wirtschaftlich rückwärts bewegt haben,und können 
deshälb die \ieter nicht in einem höheren liaße be- 
lasten, wie es jetzt geschieht. \.ir wünschen, daß 
für das nächste Jahr eine wirtschaftliche Besserung 
zustande kommt, und wir sind dann sofort bereit, 
wenn die Voraussetzungen erfüllt sind, daß diese 
krassen l\ohnungserscheinungen als beseitigt beträch- 
tet werden können, daß dann die Zwungswirtschäft 
auf alle Fälle zu verschwinden hät. 


( Bravo- Rufe !) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Heckler! 


Abg. Heckler (EP); m. en hir BOveR es 
le erste, "ohnungsvorlage verabschiedet.Danmals wa- 
ren säntliche Bartelen,d.h. mit Ausnahne der Deutsch- 
Ssaarlänlischen Volkspartei,darüber einig, daß in 
absehbarer Zeit es einen Abbau der "/ohnungs«Zwängs- 
wirtschaft überhaupt nicht geben könnte, 
(Zurufe aus dem Zentrum: Nicht richtig!) 
Es stimmt. Nir.haben 1924 das Gutachten abgegeben 
und a he e Se vom Zentrug, Auch. zugestimnt,da 
an sie 112 au der Nohnunes-Prangswirtschatt ER 
gedacht werden könne,solange diese Verhältnisse be- 
stehen bleiben. \iährend dieser Zeit haben wir die 
damalige Vorlage ne verlängert. Die Vor- 
age vom Jahre 1926 zeigte uns, daß die Regierungs- 
ommıssıon gewillt ist,langsam aber sicher den ge- 
samten "'oahnungsmarkt, des Naar ebietes ger Ver rü-. 
nung zugangıg "zu mächen. Die Beste Händhäbe hät sie 
in dem Gutäachten,das zur HEUB I BER Vorlage von der 
Deutsch-Saarländischen Volkspärtei,dem Zentrum und 
den Sozialdemokraten gemeinsäu abgegeben wurde.Und 
wenn nun heute hier ein RKiß klafft zwischen der 
Sozialdewokratie und dem Zentrum, dann bin ich der 
Meinung, daß cieser kiß nicht gedeckt werden kann. 
nenn man Sich umsieht und feststellt, daß in dieser 
neuen Vorlage den ‘Wünschen der dawaligen Koalitions- 
parteien von »eiten der hegierungskomuission in 
mancher Beziehung hechnung getragen wurde, so muß 
man Sich unwillkürlich fragen, ist seit dem Jähre 
1924 in der \Iohnungsfrage des Saargebietes eine 
solche Besserung eingetreten, welshe das Vorgehen 
der He Bemas und der fraglichen Parteien rechtfer- 
tigt. Diese Frage können wir ruhig uit "Nein " be» 
antworten. Die wirtschäftliche Lage der Arbeiter, 
Angestellten und niederen Beauten verschlechtert. 
sich von Tag zu ie: Im März ds.Js. wußten säntliche 
Arbeiter,Angestellte und Beamte einen lO prozentigen 
Lohnabbau hinnehnen. Im Dergbau wurde abgebaut ‚hun- 
derte von Froleten wurden auf die Straße geworfen, 
unc teierschichten wurden eingelegt. Und ın einer 
solehen 4eit,meine Herren, koumen Sie gerade vom 
Zentrum und wagen es unter Bezugnahwe auf Artikel &4 
Anträge zu stellen, welche beweisen,daß Sie tätsäch- 
lich noch viel weniger Verständnis für die soziale 
Not des Volkes haben ,als die Regierungskomuission. 
Hat sich die lage äuf dem \ohnungsuarkt eigentlich 
ebessert,daß derartige Anträge äuch nur einen 
chein von Berechtigung haben ? Die Statistik der 
 raeskoun!seion eig" uns, dab die Zahl der 
hohnungssuchenden von 9314 auf 9543 gestiegen ist. 
Die zahl der obäächlosen Fawilien gibt Cie hegie- 
rungskommission mit 139 an. 


(Zurufe: Hört,hört!) 
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Meine Herren, beträchten wir uns diese Zahlen, so 

können wir das Endergebnis feststellen,daß das ;loh- 
nungselenc immer Ber wird. Ich habe wich beuüht, 
die \ohnungsverhältnisse einual im alten Stadtteil 


Saarbrücken zu studieren. Ich mußte da feststellen, 
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feststellen, daß,die .lenschen teilweise in menschen- 
unwürdigen Yiohnungen hausen. Ja, ich wage sogar zu 
behaupten, daß die Pferde der Landjäger viel besseı 
untergebracht sind, wie diese Leute. Aber die Pferde 
muß man ja haben, wenn man Arbeiter niederreiten will. 
Nicht selten hausen 10 bis 12 Personen in einem Zin- 
ner zusammen. Die äansteckenden Krankheiten finden 
dort ihre beste Verbreitung. Vielfach kann nan fest- 
stellen, daß die wenschen Kellerräume bewohnen. In 
heiche wie im Saargebiet veranstaltete man in vori- 
Bon Jahre die heichsgesundheitswoche. Auf der einen 
eite soll das re werden,äuf der 
anderen Seite bildet man dem Ungeziefer Brutstätten. 
Die Zimmer No.37 - 39 werden von 9 Personen beider- 
lei Geschlechts,die alle in reiferen Alter sind ,be- 
wohnt. Von den Insassen sind verschiedene schwer 
Jungenkrank. kaum No.70 ist ungefähr 18 qm groß und 
wird von 6 ”ersonen bewohnt,cdie Frau u die Kinder 
sine lungenkrank,der Mann ist mit einem chronischen 
Leiden behaftet und bezisht monatlich 350.-Fränken 
Unterstützung. Lie liete beträgt 39.-Franken. 
Raum 'No.73 ist 18 qu.groß und wird von 9 Personen 
bewohnt, der Mann ist schwer kriegsbeschädigt und 
die Kinder krank. Die lıiete beträgt 80.-Franken.. 
Und in diesen häumen müssen noch cie von der “ohl- 
fahrt gestellten Kartoffeln aufbewahrt bleiben. Also 
Küche, Keller und Schlafzimmer alles in einem. Weine 
llerren,wenn Sie diese Ställe einuäal einer näheren 
Betrachtung unterziehen,so ist gerade Ihnen ,meine 
Herren von Zentrun,ein sehr reichhaltiges Studien- 
feld geboten. Gehen Sie dorthin,Sie sind diejenigen, 
die immer sprechen von der Hebung der „oral. Für 
Sie ist im Dragonerstall ein beträchtliches vetäti- 
ungsfelc geboten. Verheiratete ‚Ledige,Erwachsene und 
Kinder,alles ist zezwungen in einem Raume,der'gleich- 
zeitig Küche, keller und Schlafzimmer 1st, zu hausen. 
= da die Wor&l bleibt,das können Sie sich vorstel- 
en. 
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(Zurufe: Sehr richtig !) 


In Neunkirchen haben wir ähnliche Fälle.ir sehen 
in Neunkirchen,daß derjenige,der irgendwie nit der 
Whete im Rückstände bleibt,der wird oben hingesetzt 
auf den " Flack. "Dort sind genau solche Verhältnis- 
se wie im Dragonerstall. Früher zu biblischen Zeiten 
hat man die Aussätzigen vor die Stadt geworfen,heute 
ciejenigen,die nicht uehr in der Lage sind ,infalge 
der wirtschäftlichen Verhältnisse Ihre \iete zu zah- E 
len oder diejenigen ‚deren !!ausbesitzer tagtäglich a 
die kewalt in Erscheinung treten lassen. In Ottwei- 5 
ler haben wir dasselbe Bild an der Paulus-&Ecke. In . 
10 kleinen liääunen wohnen 57 Personen. An einem Hause 
war ein child angebracht: " Das lohnen im Hause ohne 

jede Garantie. "14 lage darauf stürzte das Haus ein. 

s war gut,daß niemand mehr darin vorhanden war, 
sonst wäre eine gänze Fauwilie erschlagen worden. 
In Wiebelskirchen genau dasselbe ‚ein alter Turu von 
anno dazumal. Wir mußten diesen luru zwängsweise 
räunen_ 
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"ir mußten Cie lieter herausnehmen und als wir sie heraus- 
hatten,waren wir gezwungen,diese Häuser abzureißen. Das 
ist auf der einen Seite das \ohnungselend. 
ern Nun wüssen wir uns fragen: " Sieht es überall 
so aus 7? Betrachten wir uns einwal die andere Seite,so 
sehen wir das \Wegenteil. Es gibt Leute, die sich in sehr 
länzenden \ohnungsverhältnissen befinden,die wit 2 bis : 
ersonen eine lO bis ll ja sogar Ag mer ohnun be- 
wohnen. Betrachten wir uns einual das Viertel am »Staden, 
den Petersberg, oder den ilinterberg. Dort können wir 
teststellen,daß da kein '/ohnungsmangel herrscht. lueine 
erren,wenn ich auf der einen »eite feststellen mußte, 
daß das Elend krasse Formen angenommen hat und auf der 
anderen weite kein Elend verzeichnet ist,da mus ich nich 
dahingehend konzentrieren: Es geht nicht an,daß eine 
Lockerung der Wohnungszwangswirtschaft erfolgt. Worin 
liegt die Ursache, daß nicht gebaut wird ? Wir haben 
Sa nelege vor dem Kriege verschiedene Leute gänze 
traßenreihen angelegt haben,weil ihnen auf diesem Ge- 
biete alle Ausbeutungsuöglichkeiten gegeben wären. Die 
Baukosten nebst Zinsen wurden auf die wiete umgelegt, 
außerdem noch oft ein »atz für Weschäftsunkosten ‚darauf 
komut es deu Kapitalismus nicht an. In der Nachkriegszeit 
legen die Kapitalisten Ihr Kapital in Aktien großer Un- 
ternehmen an, weil dort durch höhere Zinsen die Erträg- 
nisse besser sind. Der kapitalist hat nur dann Interesse 
am Wohnungsbau, wenn es Geschäfte sind,oder wenn er die 
Arbeiter seines Betriebes in ein Abhängigkeitsverhältnis 
bringen kann. Das Bauen von Betriebswohnungen entspricht 
nie einer menschlichen hegung,sondern erfolgt nur um die 
Lohnsklaven an den Unternehuer zu ketten. | | 
. her ist es, der heute baut ? Das ist ein klei- 
ner Wann, ein \iann aus der Arbeiterschäft. Liese Leute 
bauen ‚weil sie die Verhältnisse nicht ertragen können. 
"je sıeht nun die Lage dieser Leute aus ? Wir haben ver- 
schiedene Genossenschaften,welche zu 9/10 aus Bergleu- 
ten und Hüttenarbeitern bestehen. Diese Leute verdienen 
750 Franken monatlich, zahlen davon <60 - 800 Franken ab, 
sodaß ihnen noeh 400 Franken zum Leben übrig bleiben. 
nenn diese Leute vor Cie Frage gestellt würden,ob sie 
freie Wirtschaft oder Zwangswirtschaft haben wollten, 
so würden sich alle diejenigen, cie nur 400 Franken zu 
verleben häben,unserem »tandpunkt anschließen. 

Nun zur Vorlage selbst. Die Vorlage bringt in 
$ 9 Ziffer 9,Absatz 3 eine Durchlöcherung der Zwangswirt- 
schaft. Die hegierungskomnission hat vorgeschlagen, daß 
alle "ohnungen über D00.-.„ark Friedensuiete aus der 
Zwangswirtschäft herausgenommen werden sollen. Das Zen- 
trum ging von diesem Betrag noch herunter und beantragte, 
daß ANNE über 
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Wohnung für diejenigen, die eine bedürfen. Viele, 
die in großen Iohnungen wohnen, werden abwändern 


in "iohnungen, die der Zwangswirtschaft unterliegen. 
"ir haben Beispiele in Gemeinden, in denen die 
Wohnungszwangswirtschäft nicht mehr besteht. Ich 
habe gestern ın Neunkirchen gesprochen und da& hat 
ein Mann,der ın "alsheim arbeitet- Herr Scheuer, 

in ihrer Gegend-gesagt,daß die Nohnungszwängswirt- 
schaft aufgehoben sei und hat folgenden Fall er- 
zählt: Eine Frau wit einen Säugling von 5 Monaten 
liegt seit drei .onaten buchstäblich auf der Str&- 
Be. Ein Bauer hat aus „ätleid und Daruherzigkeit 
die Scheune eingeräunt, wo die Frau nachts nit ih- 
rem Säugling ım Stroh kaupiert. Die Fe jerungskou- 
mission hat gesagt, daß von 80 Gemeinden in 4 
Gemeinden die lohnungszwän swirtschaft aufgehoben 
sei. Nir_ haben ciR kestste un genächt, daß viele 
Angestellten von Geueinden,in denen die l\ohnungs- 
zwaneswirtschaft aufgehoben wurde, sich in dıe, 
"ohnungssucherliste in der Stadt Saarbrücken ein- 
tragen lieben. "ir sehen also das Bestreben der 
Besutenschaft, daß sie versucht, wenn die YWwangs- 
wirtschaft aufgehoben ist, wieder in diese hinein 
zu kommen. Solänge das Beschlagnähmerecht für Cie 
hegierungskonuissı1on besteht, ist es-ihr leicht ge- 
macht, Wohnungen für Beamte zu erhalten, üır sehen, 
dab von den kleinen Beänten und An estellten für 
nöblierte Zimner in der Stadt Saarbrücken Wucher- 
preise verlangt werden. "jr haben Fälle zu ver- 
zeichnen, wo 200, sogar £/9 Franken für ein Zimuer 
bezahlt werden. \\enn wir diese leute dem Mieter- 
schutz entziehen, so würden die Veruieter die Ge- 
legenheit benutzen, dje Aiete ins Unendliche zu 
stelgern. : 
Das Zentrun hat zum 3 % den Antrag ge- 
stellt, die \ietpreise zu erhöhen,und zwar hat es 
eine Staffelung vorgesehen, welche die unteren 
Mieten von 59 % des jetzigen Quotensatzes auf 69 % 
erhöhen soll. "ir konnten feststellen, daß der . 

10 % ige lohnabbau im lärz @s.ds. sich noch Cahin- 
gehend verschärfen wirde, wenn wir unsere Hand d&- 
zu bieten sollten, irgendwie die iieten im Saargebiet 
Zu erhöhen. ir wissen, dab ee en \e- 
tallarbeitern durch ihren »trei gelungen ist, bel- 
nahe wieder 6 % für sich zurückzugewinnen. Und die- 
se 6 4 würden wir wieder ausgleichen, wenn wir Uns 
dem Antrage der sentrunspartel anschließen würden, 
d.h. daß wir die \ieten um 6 % erhöhen. würden. Weine 
Herren! !ienn von bürgerlicher Seite aus geräde ın 
Betracht gezogen wird, daß die Erhöhung. ger Index- 
zahl auch eine Erhöhung der Löhne nit sich bringt, 
so wissen wir doch alle, und der Herr Staatskomuals- 
sar hat es nicht wörtlich gesagt, aber SO hinten 
herum, daß die Aufstellung der Indexzahl ein großer 


Schwindel ist. 


( Lachen ) 


Über die Indexzahl,darüber brauche ich keinen 


Vortrag 


“3 mu / 
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Vortrag zu halten,wir wissen genau Bescheid in 
der »ache. ir persönlich haben den Antrag ge- 
stellt, daß im $ 3 Absatz 1 die Liegenschaften 
der französischen Bergwerksdirektion auch der 
Nohnungszwangswirtschaft apeegort werden 
sollen. Und wenn wir die Ausführungen gerade 
dessen uns vor Augen führen, welche Folgen es 
gehabt hat, daß diese Liegenschaften der franzö- 
sischen Bergwerksdirektion nicht der “ohnungs- 
zwangswirtschaft unterlagen, so können wir Test- 
stellen, daß bei dem großen Streik im Jahre 198 
und ee: bei der Heraäussetzung der Bergarbeiter 
auf die Straße sofort die Kündigung erfolgt,wenn 
der \iaeter bisher in einer \lohnung ee hat, 
die der Dergwerkscirektion gehört. Ei 

weise muß ich hier feststellen,daß die Zentruns- 
partei und auch die Sozialdeuokrate von ih- 
rem vorjährigen Standpunkte äbgewichen ist und 
hat sich unserem Antrag angeschlossen. Der An- 
trag wurde einstiunig angenommen. Aber,wir müs- 
sen uns fragen, \arum ? Äir wissen, daß wir 
gegenwärtig vor den Ländesraätswahlen stehen. 


(Lachen und Zurufe: Sehr richtig !) 


“an muß jetzt Schon ein bißchen Stimmung „achen, 
auf der man dann besser fundauentieren kann. 


(Zurufe der Kowuunisten: Sehr richtig!) 


ZEN 


- Lächen- 


(Zurufe aus dem Zentrum: Das hört man an 
Ihrem Reden !) 


Ich bin der Überzeugung, daß das Zentrum nicht 
aus gutem Willen sich dıesem Antrage angeschlos- 
sen hat. Herr Gärtner, auf der einen Seite ver- 
langen Sie Freigabe, und auf der änderen Seite 
verlangen Sie wieder Eingliederung der fräanzösi- 
schen eaekagarektion in die Tiohnungszwangs- 
wirtschaft. 


(Zuruf des Abg. Eifler: Das ist die goldene 
„itte!) 


Wır haben weiter den Äntrag gestellt,daß die 
Ffarrhäuser gestrichen Foren sollen. Beträchten 
wir uns einmal das Verhalten der Pfarrer. Die 
Dfarrer sind gerade diejenigen, die tatsächlich 
jeden Sonntag in der Kirche predigen, daß man 
seinem Nächsten helfen soll usw. Und gerace sıe 
tun es nicht. Das Weihnachtsfest steht vor der 
Türe und scheinbar hät,als das fhristkind geboren 
wurde, auch schon eine "lohnungsnot geherrscht. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 
Denn 
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Denn es heißt in der Bibel: "Er wußte nicht ‚wo 
er sein Haupt hinlegen sollte. " Die Pfarrer des 
Suargebietes gehen nicht mehr nit diesen Tloh- 
nungsverhältnissen konform,sondern sie bean- 
spruchen 8 bis 10 und noch mehr Zimmer. 


(Zuruf des Abg. neinhard: Sogar 4 !) 


“ir sehen, daß die 4entrunspartei sich diesem 
Äntrage nıcht angeschlossen hat,weil sie genau 
weiß,daß gerade ihre schärfsten Agitätoren bei 
den nächsten Landesratswahlen auf deu Hut herun- 
tranpeln. | 


( Zurufe der Koumunisten: Sehr gut BR 


"enn der Herr Staatskonuissar uns gesägt hät, 
daß eine Aufwertung erfolgen wirde in kürzerer 
Zeit, da hat er gleichzeitig mitgeteilt,daß 
diese Aufwertung nur die Hypotheken betreffen 
wirde. Für eine solche Aufwertung danken wir. 
"ir verlangen in erster Linie eine Aufwertung, 
daß zuerst einmal die kleinen ae & die ihre 
Gelder angelegt hatten bei der parkässe ,berück- 
sichtigt werden, und zweitens, daß auch &n die 
Mindelgelder, dıe verloren gegängen sind ,‚gedächt 
wird. Tenn man etwas aufwerten will, so soll 
men einmal cie 2acken derjenigen zufwerten,die 
dureh die Inflation tatsächlich derart herabge- 
kommen sind, dal sie kein wenschenwürdiges Ant- 
litz wehr häben. 

Ich nöchte die Stellungnahue der konm- 
munistischen Fraktion kurz zusanmuenfassen.Üulr 
verlangen, 
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1) die vollständige "jederherstellung der 
Kohnungszwangswirtschaft für alle \oh- 
nungen Innerhalb des Saargebietes; wiı 
verlangen 


2) die sofortige Seschlagnahme aller leer- 
stehenden Villen und Gebäude ‚die für 
Wohnungszwecke Verwendung finden können; 
wir verlangen 


3) die vollständige Konnunalisierung des 
gesamten \lohnungsbaues,wir verlangen 
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A) die Verteilung des vorhandenen wohnrau- 
mes je nach der Größe der Familien und 
der Bedürftigkeit; und 


5) verlangen wir, daß Staatszuschüsse und ; 
kom,unäle Zuschüsse an die kleinen Haus- \ 
besitzer gegeben werden,dauit sie iustan- 
de sind, ihre vernachlässigten kleinen 
Häuser wieder zu reparieren und wieder 
herzustellen. 
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"ir wissen, daß unsere Forderungen in dem 
RBBSUNETTLGEn Staat nicht durchgeführt werden kön- 
nen. Aber trotzdem betrachten wir Komwunisten 
es als einen haupt als einen leil des Klassen- 
kampfes innerhal des kapitalistischen Staates, 
und wir versuchen „it allen uns. geeigne‘ erschel- 
nenden „itteln,parlämentarisch sowoh als außer- 
eriseh sine desserung der bestehenden 

erhältnisse auch in der ka italistischen Gesell- 
schaftsordänung für die Armsten der Aruwen zu er- 
wirken. Un es nochmals zu sagen, wir wehren uns 
u a ie ee Lockerung der 4wangswirt- 
schaft herbeizuführen,solange ein großer Teil 

der Familien keine wenschenwürdigen ohnungen 
besitzt. "ir warnen ganz besonders die Regierungs- 
kommission,weiterhin die wlieten zu erhöhen und 

die \ertbeständigkeit auf diesem Gebiete sinzu- 
führen. 


( Bravo Ru fe der Komwunisten!) 
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Abg.Schmelzer(DSV): Meine Herren! Ich möchte zunächst 
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einen Irrtum meines Herrn Vorredners fest-und 
richtigstellen. Er hat gemeint, im vorigen Jähre 
hätte nur meine Fraktion den Ständpunkt vertre- 
ten,daß die Wohnungszwangswirtschaft abzubauen 
sei. Das ist ein Irrtun. Er hätte sich sehr leicht 
vergewissern können, daß das Gegenteil der Fall 
ist, wenn er sich die Protokolle der Kouuissions- 
sitzungen angesehen hätte und auch die Beschlüs- 
se des Landesrates. Sie wissen alle, weine Herren, 
daß bei der vorjährißen Beratung der hegierungs- 
vorlage alle Parteien wit Ausnahme der Kowuunı- 
sten an den Abbau der Zwangswirtschaft dadurch 
' herangegangen sind, daß sie beäntragten, daß 
Yohnungen „it über 1500 Mark Friedensaiete aus 
der Zwangswirtschaft befreit würden. Das_ist also 
URFIGH IE ‚nes der llerr Vorredner sagte. Ich wöchte 
das nur Ieststellen. 

Die Stellungnahme meiner Fartei und 
Fraktion zu der ohnungsverordnung hät sich seit 
der letzten Beratung im vorigen Jähre daher in 
keiner ieise geändert.Sie wird nicht beeinflußt 
durch die Rücksicht auf Hausbesitzer oder lieter 
oder sogar - der Herr Vorredner hat cine derarti- 
ge Andeutung geumächt- durch "ahltätigkeits-Erwä- 
Sungen,sondemn einzig ällein durch däs Streben zu 
wirtschaftlicher und politischer Freiheit,die 
Prograumpunkt unserer Partei ist. &s wäre uns Au 
liebsten,wenn wir schon jetzt den Antrag auf be- 
seitigung der iohnungszwängswirtschaft stellen 
könnten. ir wüssen aber der hegierungskowuission 
beipflichten,wenn sie sagt, daß der Wohnungs- 
mangel noch so groß ist, daß eine vollständige 
BORDATLEUNE noch nicht gedächt werden känn. : 

ie Freunde der völligen Beseitigung E 

dieser Zwangswirtschaft werden wohl darauf hin- 
weisen, daß es nach der Aufstellung der hegie-- 
rungeskomnission im ganzen Saargebiet nur noc 
1839 obdachlose Familien gibt, und daß es sehr 
leicht sein dürfte, diese unterzupringen. Insbe- 
sondere könnten sie darauf aufmerksam nächen, 
daß die 63 Fälle der \Iohnungslosigkeit in der 
Stadt Saarbrücken in Kürze beseitigt sein werden, 
da in den freigegebenen.Gebäuden der Infanterie- 
kaserne in der \Moltkestraße 170 Yohnungen einge- 
richtet werden. Sie vergessen aber, dab bei 
freiem Wohnungsmarkt durch den Lruck der 982 
Familien, die ungenügend untergebracht sind, eine 
sehr große Zahl aus ihren jetzigen hohnungen 
herausgedrängt und obdächlos gewächt würde. 

En "onn es sonit richtig ist, daß eine 
Aufhebung der \ohnungszwangswirtschäft noch nicht 
möslich ist, so ist es ebenso unzweifelhaft,daß 
mit seinem Abbau wohl begonnen werden kann. Las 
sieht offenbar auch die Hegierungskoumission ein, 
denn sie hat in dem vorliegenden Entwurf eine 
Neuerung, wie sie Ban OB BETSROSTHT Bedeutung " 
vorgesehen, die den Abbau einleiten soll. Wenn | 
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man liest, daß Wohnungen von <000.-lark Friedens- 
wiete der Zwangswirtschaft nicht mehr unterliegen 
sollen,sobald der augenblickliche Wohnungsinhaber 
ausgezogen ist,so hat man das Gefühl,daß sich die 
er Rp nn: esion einen zynischen Witz erlaubt 
hat, der dem Ernst der Lage nicht entspricht.Wenn 
es Im Saargebiet liohnungen gibt, für die 000. 
Nark Friedensniete bezahlt wurden,so sind sie be- 
setzt von Ausländern,die uns das Diktat von Ver- 
sailles hierher gebrächt haben. Wenn die ihre \\oh- 
nungen einmal verlassen werden, wird es nicht 
mehr nötig sein, von ‚dieser Neuerung von beson- 
derer Bedeutung" Gebrauch zu machen. Ganz über- 
flüssig finden wir den Hohn: "es wird nicht er- 
wartet,daß durch eine solche Bestimmung die Woh- 
nungsnot verschärft wird, im Gegenteil wird der 
eine oder andere Inhaber einer derartigen Wohnung 


 veranlaßt werden, sich selbst ein Haus zu bauen. ' 


Es ist das Gegenteil von Noblesse, wenn wan der 
Gewalt den Spott hinzufügt. | | 

‚, Aber nehmen wir einmal an,daß die hegie- 
rung eine wirkliche "Neuerung von Bedeutung ein- 
führen will, dann empfehlen wir ihr den Vorschlag 
der wehrheit der Kommission nach dem in der »tadt 
Saarbrücken die Ä“ohnungen über 1200 Wark, in den 
größeren Orten über 1000.-Wark und in den ee 
meinden über 800.-“ark von der Zwengswirtschaf 
befreit werden sollen. Wir haben diesen Vorschlag 
bereits im vorigen Jahr mit etwas höheren Zahlen 


rn und die sozialdeuokraätische Fraktion hät- 


e sich damals unserer Forderung angeschlossen. 


Nas sie jetzt veranlaßt,ihren ERS een Standpunkt 


zu verlassen,wissen wir nicht. Es ist umso unver- 
ständlicher, als in der Zwischenzeit,besonders in 
der Stadt Saarbrücken, dıe die stärkste Wohnungs- 


not hatte, außerordentlich viel gebaut worden ıst, 


Was die wolksstimme " darüber schreibt,kann unaög- 
lich der Grund sein. Sie schreibt: 


"Was nun die Freigabe der großen Wohnungen 


angeht,so sollen dadurch,näach Ansicht der 
Befürworter derselben, Arbeiterfauilien we- 


niger davon in \itleidenschaft gezogen wer- 


den. Das ist nicht immer zutreIfend. Auch 
in großen Wohnungen wohnen oft ‚infolge der 


Wohnungsnot, drei bis vier Familien aus dem 


Arbeiterstand zusammen. " 


"ir wären wirklich neugierig auf den Nächweis der 
Wohnungen von 1X%00.-\ark Friedensuiete, in denen 
Familien aus dem Arbeiterstand wohnen, und wenn 
das Blatt dann weiter bemerkt, daß 


die Aufhebung der Zwängswirtschaft in die- 
sen Wohnungen größeres Unrecht für die un- 
bemittelten \ieter solcher’ sohnungen nach 
sich ziehe, die sich naturgemäß nach klei- 


neren 'iohnungen umsehen müßten; ' 


so wird unseres Erächtens dabei übersehen, daß diese 
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diese kleineren Alt-ohnungen von den jetzigen In- 
habern wegen der Zwangswirtschaft, die ja noch in- 
wer auf ihnen lastete, ja gehälten werden könnten. 
Neubauwohnungen aber, die &n die Art dieser 100.- 
Wark=liohnungen heraänreichen, werden wegen der \oh- 
nungszwangswirtschaft kaum begehrt, und die Inhaber 
dieser Groß=llohnungen werden sich wohl kaum um !/oh- 
nungen von 1-3 Zimmern bemühen. Die Zahl der \joh- 
naungssucher für diese Kleinwohnungen würde deshalb 
auch nicht, wie die 'Volksstimme "meint, "gewaltig 
nach aufwärts steigen. " 

‚ ir stimmen der Wolksstimnue" durchaus zu, 
wenn sie schreibt: "richtig ist, daß ein Teil von 4 
Metern derartiger Wohnungen zu unrecht den Mieter- 
schutz genießt,da sie sehr wohl in der Lage sind, 
selbst zu bauen oder wenigstens höhere lieten zu 
zahlen. " Nicht nur viele, sondern nach unseren Er- 
fahrungen, fast alle Mieter derartiger \lohnungen 
könnten den \ieterschutz entbehren, insbesondere 
dann,wenn man ihnen wie wir das im vorigen Jahre 
vorgeschlagen haben,eine gewisse Frist gewähren 
würde, um sich auf die neuen Verhältnisse einzu- 
richten. Es ist auch nicht immer so,daß die Haus- 
besitzer(auch von großen \johnungen) immer die ohl- 
habenden und die Mieter immer die 'schutzbedürftigen 
Minderbemittelten sind. sehr häufig ist es, wie be- 4 
kannt, umgekehrt. | 4 

Da ist oft eine ame "itwe, die als letztes 
Besitztum ihr Haus gerettet hat und von ihren Mie- 
tern, die das Vielfache ihres Einkommens haben, 
nicht einmal so viel liete erhält, um diesen Besitz 
vor dem Verfall zu schützen. Da sınd Arbeiter, die 
Zeit ihres Lebens gedarbt und gespart haben und nun 
krait Gesetzes gezwungen sind, einen großen leil 
ihres erhungerten Hauses \ieterm überlassen zu xüs- 
sen, die nicht entfernt daran denken, Auch nur ei- 
nen ßentime mehr zu opfern, als das Gesetz Vor- 
schreibt. Da sind Eltem, die Fremde in ihreı. Hause 
dulden müssen, die sehr gut in der Lage wären,sich 
ein eigenes Haus anzuschaffen; die verheiräteten 
Kinder dieser Eltem sind wohnungslos oder müssen 
für das Vielfache der wieten, die den Eltern zu- 
tlıeßBen, sich teuere SUADONRSAURRERD nwieten. Da 
sind Hausbesitzer, die unter dem Druck der wirt- 
schäftlichen Verhältnisse Goldhypotheken äufinehmen 
mußten, und die nun zusehen müssen, wie die Zinsen 
dieser Hypotheken in kurzer Zeit ihr ganzes Besitz- 
tum auffressen. Die Fälle sind nicht etwä verein- 
zelt;Sie alle kennen sicher Dutzende und Hunderte 
von denen Sie sagen müssen, sie sind ungerecht und 
unsozial. 

Die schlimmste Ungerechtigkeit aber trifft 
bei den heutigen Verhältnissen nicht etwa den Haus- 
besitzer, sondern diejenigen Nieter, die in zwängs- 
bewirtschafteten Häusern keine liohnung finden können. 

. Die Wolksstimme " schreibt dazu sehr richtig: 


eg oysaıq100S 47 


je, u & 


„ . N 5 Pt un 4 
” En na N. et: Zn Ba ls u En ar nn une Au öl LT ala a 1 ae a nn de ar . 
Ri he: rn aan HEN 2 mw sahen En A lrsil Da De a Du LE Ze Eu I Se Aarau nn ul 20 ie N a ö r. a 5 EN SS 





"Die Mieter sind heute schon wirtschaftlich 
in zwei leile gespalten, Alt-Niete-Zahler und 
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und Freie-lWiete-Zahler. Die Lage der Letz- 
teren ist zu vergleichen nit der der Ilark- 
esnger in der Zeit des Währungsdualismus 
gegenüber den Franken-Empfängem. " 


Die Mieter in Neubauten haben nicht etwa die Aus- 
sicht, daß es für sie in absehbarer Zeit besser 
werden wird. Mit einer wesentlichen Verbilligung 
des Bauens und einer natürlichen EaE AL IBUnE des 
Zinsfusses für Baukapital ist in absehbarer Zeit 
nicht zu rechnen. Die künstliche [erbi Liinung des 
Baukapitäls durch Zuschüsse aus Steuerwitteln muß 
von der Allgemeinheit aufgebracht werden und setzt 
sich deshalb sehr bald von selbst ihre natürliche 
Grenze. Es dürfte auch in den Gemeinden zu über- 
legen sein,ob es mit ihren Bürgschaäftsleistungen 

so weitergehen kann wie bisher. Dbaß.an dem teueren 
Bauen nicht etwa die Wewinne der Unternehmer und 
Handwerker schuld sind, zeigt sich am besten dadurch 
daß die Mieten der \Iohnungen in den Häusern, die 
von Öffentlicher Hand erstellt sind, nicht wesent- 
lich billiger sind als in Privatbauten. Es muß al- 
so damit gerechnet werden, daß die \Wieten auf Jahre 
hinaus diejenigen sein werden, die alle die bezah- 
len müssen, Cie keine “ohnungen in älten Häusern 
mehr erhalten Önnen „und das ist getzt fast die 
ganze näach.rückende Junge bkeneräatlon. 

3 Es ist abwegig, wenn Interessenten-Ver- 
aagangen darauf hinweisen, die Hausbesitzer könn- 
ten hier zufriedener sein als im Reich, weil die 

usbesitzer keinen grölseren keinertrag von ihren 
Häusern hätten als hier im »aargebiet. Das ist, 
wenn, man einigermaien gerecht sein will, gar nicht 
die Hauptsache, sondern das zunächstliegende Haupt- 
säch iche 18%, die erbeiführun einer. Sleichmäßi- 
gen astung’ für alle uwieter, Bleichvie ob sie 
in neuen oder in älten }iohnungen wohnen. Ob das 
Mehr, das der Besitzer eines älten Hauses dann er- 
hält, ihu vollständig verbleibt oder nicht ,ist eine 
tes zweiter Urdnung. Es ist eigentlich erstaun- 
lich, daß sich noch nicht Vereinigungen derjenigen 
Mieter gebildet haben, die die hohen Neubaumieten 
zahlen BEBRRR, die sie aufbringen müssen,nicht etwa, 
weil es dem Hausbesitzer so gefällt, sondem weil 
es die besetze der Tirtschaft so erzwingen. Sie, 
sollten sich eigentlich zur jiehr setzen gegen die 
Nutznießer der Zwangswirtschaft, die Lohn und Gehalt 


in der jetzigen Höhe erhalten helfen, da diese durch- 


weg durch die leuerungszahlen beeinflußt werden, in 
denen die Nieten mit den Sätzen für alte Häuser ent- 
halten sind. a | 

| Die Differenz der saarländischen gegenüber 
der reichsdeutschen Indexzahl, die bei lohnverhand- 
lungen de immer eine gewisse holle spielt, rührt zuu 
großen Teil von der hier niedriger eingesetzten \ioh- 


nungsmiete her. '/enn behauptet wird,daß,bevor man 
die "ohnungsmiete erhöhen könne, man dies bei Gehalt 
und Lohn tun müsse, so_wird dies am besten wider- 
legt durch das Beispiel des heiches. Im Reiche wur- 
den 
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wurden die Nieten auf über 100 Prozent der Frie-. 
denswieten erhöht ‚die Erhöhung hat automatisch 
auch die der Löhne und Gehälter nach sich gesohen, 
und eine wesentliche Erschütterung des ir 
lebens konnte nirgends beobachtet werden. Genau |: 
so würden sich die Zuge hier gestälten. Die we- 
gierungskomnission würde also gar keinen Sprung . 
ins Dunkle wagen, wenn sie dem Beispiele des hei- 
‘ches folgen würde. | te 
Die wirklichen Gründe der Mehrheit. der: 
Regierungskommission liegen ja auch nicht in’ der 
Sorge um das Wohl der ninderbemittelten Bevölke- 
rung, sondern darin, daß sie bestrebt ist,dem . 
tranzösischen Staat bei der Niedrighaltung der 
Töhne der Bergarbeiter Vorschub zu leisten und 
in dem weiteren Bestreben, den französischen Be- 
amten bei hohen Gehältern nach Möglichkeit die 
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Steigerung ihrer Bet zu vermeiden. Kurz gesagt, 


in der Sucht, die Kolonie Saargebiet nach allen 
egeln der Kunst auszupressen. 


Wir haben sicher keine Veranlassung dazu, 


daß wir dieser Mehrheit der hegierungskomnission 
bei ihren Absichten noch Hilfestellung leisten 

und wir bedauern es deshalb außerordentlich, daß 
nicht der gesamte Landesrat dagegen Front wächt. 
Die Farteien, die von sich behaupten,daß sie die 
Interessen der Arbeiterschaft am stärksten ver- 
me en gedrängt durch die Arbeiterschaft, 
uns ja doch früher oder später auf dem Wege fol- 
gen müssen. Die Nieten in neuen Häusern lassen 
Sich nicht wesentlich verbilligen,und je mehr Ar- 
beiter diese Neubaumieten bezahlen müssen ‚umso 
stärker wird der Druck werden, um die ihnen zwangs- 
weise auferlegte Ungleichheit der Lebenshaltung 

zu beseitigen. Es geht nicht an, daß zwei Personen 
mit Brei chem Einkommen der weniger Glückliche das 
Vielfache von seinem Einkommen für Wiete abziehen 
muß von dem ‚was der Glücklichere, der im Besitze 
einer Altwohnung ist, abzuziehen braucht. Da,wie 
gesagt, gerade die Jüngeren in der Folgezeit in 

iese wenig glückliche Lage versetzt werden, ist 
es als sicher anzunehnen, anE, 216 Sawalun in der 
Richtung bald sehr kräftıg sein wird. Weil wir das 
voraussehen und un der Gerechtigkeit willen,schlie- 

en wir uns dem Antrag des Zentruns zu Artikel 4, 

bsatz z,an.. a 

"ir richten darüber hinaus den KRnReR 

an die Regierungskommission, daß sie in aller Kürze 
dem Landesrat nitteilen soll bis zu welchem Termin 
die Mieten unter 1000.-\ark die 100 Prozent der 
Teuerungszahl erreicht haben sollen. | 

Wir bitten auch die anderen Fraktionen, 
sich diesem Antrag anschließen zu wllen. 

m übrigen schließen wir uns mit einigen 
kleineren Abänderungs-Vorschlägen der Stellungnahne 
‚des Zentrums an. Als Änderung möchten wir vorschla- 
8 daß in Artikel 2 anstatt 6 NMonate noch einmal 

Monate eingesetzt werden. Nach unserer Auffassung 
genügt es, wenn man der Kegierungskomission 3 No- 
nate Zeit gibt, eine Vorlage auszuarbeiten. 


Ares, 
‚un 
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Nun gestatten Sie mir noch einige Worte zu den | 
tworten der Regierungskommission. Sie gibt die Ä 
Zahl der Wohnungssuchenden nit 15985 und die Zahl | 
der Familien, für die Wohnungen fehlen uit 902 
an. Demnach sind nahezu 7000 Tohnungssucher solche, 
die eine Wohnung wechseln wollen. Es dürfte sich | 
empfehlen, in Zukunft nur diejenigen als Wohnungs- 
sucher zu bezeichnen, die keine \ohnung haben. 

_. Die Frage 7: ‘'Jieviel Wohnungen und wie- 
viel militärische Gebäude werden zurzeit vom Bahn- 4 
schutz beansprucht? Hier hat die Kegierungskonnis- | 
sion die Lras nur bezüglich der Wohnungen beant- | 
wortet, obwohl es sehr leicht gewesen wäre,äauch | 
die militärischen Gebäude zu bezeichnen. | 


(Zuruf des Staatskommissars Dr.Heim: Das 
ist eine Schuld von mir. Es wird aber gleich 
nachgefragt werden. 


Ich lege mir die Sache anders aus,Herr Staatskon- 
missar, und Die gestatten, daß ich bemerke, daß 
gi Deimelgsunkelt der Regierungskomnission zweck- 
os ist, 


(Zuruf des Staatskomuissars Dr.Heim: Es ist 
so,Herr Schmelzer, ich werde telefonisch die 
Antwort kommen lassen. )- Staatskommissar 
Dr.Hein will zum lelefon im Beratungszimer, , 
wird aber von Herrn Schmelzer mit folgenden 
Norten festgehalten. 





Gestatten Sie wir, daß ich meine Auffassung zum 
Ausdruck bringe. Ich nehme an, dab eine gewisse, 
Scheu vor der Öffentlichkeit die Regierungskommis- 
sion zum Schweigen veranlaßt hat. Bleiben »ie nur 
hier ‚Herr Staatskommissar! | 
Wie steht es mit der Kaserne am Ludwigs- 
latz, der Dragonerkaserne,‚dem ehemaligen Bezirks- 
ommando mit den zahlreichen Nebe ebäuden in der 
Kasernensträße, mit dem Froviantamt usw.? Wir sind 
auch der Meinung, daß die paar französischen Offi- 
ziere nicht unbedingt das Kasino in der l!liohenzol- 
lernstraße zu halten brauchen. bs wäre zweckuäßiger, 
wenn sie in der Nähe ihrer Truppen in der loltke- 
straße blieben. Oder soll es vielleicht den Zweck 
haben, die Tricolore inmitten der Stadt zu zeigen? 
Wir schlagen dem Landesrat vor, wenn die 
Regierungskonmission sich nicht bald entschließt, 
das erauerner der Kheinarmee hier äAufzuheben, 
dem Völkerbundsrat zu berichten, daß die hegierungs- 
kommission Auch noch andere als Bahnschutztruppen 
im Saargebiet duldet und damit die getroffenen Ab- 
machungen verletzt. 

Erfreulich ist es, daß von den 57 unuöb- 
lierten "ohnungen, die die Wilitärbehörde bis zur 
Einrichtung des Bahnschutzes in der Stadt Saarbrücken 
inne hatte, 38 davon der Bevölkerung zurückgegeben 
hat. Wir wünschen,daß die ee auf 
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diesem \ege fortfährt und auch die übrigen 19 Woh- 
nungen freigibt, sofern sich die Besitzer mit der ’ 
fremden Einquartierung nicht einverständen erklären. | 
m ihr dabei zu helfen, machen wir sie Aufmerksau 
auf das Haus Hohenzollemstraße 90, in dem ein 
Offizier sich weigert, in die Kaseme zu ziehen, 
obwohl dort eine MORNING für ihn EaHpeeniren WArd, 
Bezüglich des Hauses l\ietzerstraße 10 bitten wir 
die SERkomniosion, den Kommandanten der Bahn- 
sSchutztruppen darauf aufmerksam zu machen, daß die 
Zeit vorbei ist, in der er Wohnungen beschlaenah- 
men konnte. 
on. Jm übrigen A: die Zahlen der Regierungs- 

kommission kein rechtes Bild davon, was die Bevöl- 
kerung an ‘ohnungen durch das lül tär verloren hat, 
denn es ist wohl bekannt,daß zahlreiche Offiziere, 
nachdem sie den Militärrock ausgezogen haben,sdoch 
in den für sie beschlagnahmten Wohnungen verblie- 
ben sind.Die Gegenüberstellung der Zahlen über woh- 
nungslose Deamten und gesagt geraten Ya der Regie- 
rungskoumission ist sehr interessant. Gebaut hat 

die Be eeskomission in beiden vergangenen Jah- 
ren <<I Wohnungen, und hat noch 1632 Beamte unter- 
zubringen. Ich glaube, daß sie während der Dauer 
er errschaft cieses NWohnungsproblem nicht lösen 
ann. 





Erfreulich ist es noch, daß die hegierungs- 
kommission in aAllernächster Zeit einen Verordnungs- 
entwurf über Aufwertung der Hypotheken herausbringen 
will. Yir bitten um Beschleunigung derselben. 
leider müssen wir bei der Durchführung der 
"ohnungsverordnung wie äuch auf vielen anderen Ge- 
bieten eine gewisse hechtsunsicherheit feststellen. 
Obwohl das Verfahren bei der Verteilung der \loh- 
nungen und die nechte der Aausbesitzer bei der. Be- 

a EURE der freiwerdenden \iohnungen im Gesetz ganz 
enau festgelegt sind, nimnt die Folizei imwer noch 
inweisungen von Obdachlosen in leerstehende \loh-. 

nungen vor,und zwar in durchaus rechtswidriger Weise. 

Daß es dabei recht saarländisch zugeht,geht schon 

daraus hervor,daß z.D. die Polizei _ im Hause Fried- 

rich-Ebertstraäße 24 eine familie als obdachlos 
eingewiesen, die, wie festgestellt,überhaupt nicht 
obdächlos gewesen ist. Die Familie hat in Ludweiler 
eine Neubauwohnung bewohnt. iienn sie obdachlos ge- 
worden wäre, so wäre nicht Saarbrücken,sondern die 

Polizei in Dudweiler verpflichtet gewesen, die Ob- 

age! zu beseitigen. Zudem ist der Obdach- 

lose nach seinen Einkommensverhältnissen in der la- 
se Basen, sich selbst anderweitig unterzubringen. 

m Hause Saarbrückerstraße 13 ist eine be Frida, be- 

stehend aus 1 Zimmer und Aüche freigeworden. Durch 

cie Wohnungszuteilungskommission ist diese Wohnung 
einer Frau mit Einverständnis des Häuseigentüwers 

zugewiesen worden. Es liegt ein rechtsgültiges „iet 
verhältnis vor. Die ng 188 trotzdem unrechtmä- 

Big bezogen worden. Der Folizei ist nach Artikel 2 
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der Wohnungsverordnung liitteilung gemacht,die Woh- 
nung zu räumen. Bisher ist diese Räumung unterblie- 
ben. Gründe dafür gibt die Polizei nicht ae 

| Hause 
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Hause Gärtnerstraße 44 ist eine Wohnung bestehend 
aus 3 Zimmern und Küche freigeworden. Diese Noh- 
nung ıst durch die Wohnungszuteilungskounission 
einem Sportlehrer zugewiesen worden im Einver- 
ständnis des Hausbesitzers. Es liegt ein rechts- 
ültiges \jetsverhältnis vor. Die Polizei hät in 
jese ae einen ABER 10h obdachlosen Gefäng- 
niswächtmeister als Obdachlosen eingewiesen. Die- 
ser Beamte ist von auswärts gekommen und hat kur- 
ze Zeit in einer Neubauwohnung gewohnt. Es hat 
ihn gar nichts gedrängt, diese Neubauwohnung zu 
verlassen, als vielleicht die Rücksicht auf die 
billigere Niete in dem alten Hause. Wie aber die 
Polizei verfährt, wenn es sich um einen Franzosen 
handelt, mögen Sie aus einem Falle entnehmen,der 
ın der Herbertstraße 4 sich zugetragen hat. Dort 
‚wurde die Wohnung vom \lohnungsamt regelrecht be- 
Schlagnahmt für einen Nieter. Die Beschwerde des 
Hauseigentümers, der Franzose ist,wurde zurück- 
gewiesen.Darauf hat der Hauseigentüner die Türe 
zugemauert und sonstige _Scherze sich erlaubt. 
Die Polizei weiß monatelang von der Säche ‚aber sie 
tut in diesem Falle nichts, weil es sich um einen 
Franzosen handelt. 


PZunite: Hört, hört !) 





Die Polizei benutzt bei diesen Zwangseinweisungen 
Formulare, in denen sie sich auf das preußische 
allgemeine Landrecht von 1794 bezieht. Wir möch- 
ten nicht so weit gehen,daß wir den Polizeiver- 
waltungen die Verantwor u tür diese Maßnahmen 
zuschreiben. ir ersuchen aber die Abteilung des ® 
‘Innern, die Abteilung des Innem,die Polizei q 
darauf aufmerksam zu mächen,daß es eine höchst- ; 
gerichtliche Entscheidung gıbt, in der genau 
präzisiert ist, wann Obdäachlosigkeit ed 
und wann Privatwohnungen zwangsweise durch die 
Polizei besetzt werden dürfen,nämlich dann,wenn 
alle Unterbringungsmöglichkeiten erschöpft sind. 
Die Unterbringungsmöglichkeiten sind nach diesen 
Urteil so zahlreich, daß die Polizei niewals ei- 
ne Wohnung in Anspruch zu nehmen braucht. 

| Insbesondere bitten wir, die unterge- 
ordneten Urgane anzuweisen, sich nicht in ihren 
Bemühungen um Obdachbeschaffung beeinträchtigen 
zu lassen durch die Spekulation auf die Gesetzes 
unkenntnis solcher Leute, die sie in der Annah- 
me, da sie sich nicht wehren werden, mit diesen 
Einweisungen bedenkt, wir müßten sonst Veranlas- 
sung nehmen, hier einwal ernstlich und in großem 
Umfang über diese in Me zu sprechen. 
| ._ . Die Entscheidung fürht einige Räume 
an,die als u re a ba Pr gelten 
können, z.B. leerstehende Säle und andere Gebäude. 
an ich nicht irre, geht sie soweit,daß 
Schulen ‚derartige Räume sind. In der Stadt Saar- 
brücken ist ganz bestimmt die Unterbringungsuög- 
ichkeit für obdachlose Familien in den etwa 
170 Wohnungen der Infanteriekaserne in der Nolt- 
kestraße möglich,cie,wenn auch noch nicht 


ausgebaut 
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ausgebaut, doch für eine derartige Unterbringun 
geeignet sind. Trotzdem hat die Folizei das in Ben 
allerletzten Tagen wieder versucht ‚und sie zieht 
sich nur dann zurück,wenn sie auf Niderstand stößt, 
wenn sie zu jemand kommt, der sich des Unrechts zu 
wehren weiß. Es ist bezeichnend, daß die Polizei, 
die als Hüterin und Wahrerin des hechts auftritt, 
hier in dieser eise unrechtnäßig vorgeht. Die 
Ban .ichkeiten nach dieser Entschei- 
dung sind so zahlreich, daß die Polizei. wohl nie- 
mals in der Lage sein wird, eine "\ohnung für die 
Unterbringung von Obdachlosen zu beanspruchen. "ir 
bitten die Abteilung des Innern nochmals inbe- 
sondere die unteren Organe anzuweisen, sich nicht 
in ihren Bentihungen um die Obdächlosen-Unterbringung 
beeinträchtigen zu lassen durch die Spekulation - 
auf_die Gesetzesunkenntnis solcher leute, die sich 
in Ermangelung der Gesetzeskenntnis nicht wehren 
können. \ir müssen sonst einmal Veranlassung nehmen, 
hier ernstlich und in großem Umfange über diese 
Angelegenheit zu sprechen. | 

Der hedner der Komwunistischen Fraktion 

hat nun vornin Ausführungen gemacht über die Unter- 
bringung von Froletarierfauilien, wie er sagte,in 
den ehemaligen Ställen der Garnison durch die 
Stadt Saarbrücken. Es wäre ee, Eewo sen wsns 
er sein Material_zur Verfügung gestellt hätte,daß 
durch die Stadt Saarbrücken selbst eine Antwort 
darauf hätte erzielt werden können. Er hat das 
nıcht getan, und es ist deshalb sehr schwer,das 
euprten, wes er hier vorgebrächt hat. Aus 
meiner Kenntnis der Dinge möchte ich nur soviel 
sagen: diejenigen Leute, die in den ehemaligen 
Ställen, die übrigend ausgebaut sind, untergebracht 
werden, sind nicht etwa nur bedauermnswerte len- ; 
schen, die ohne 'iohnung sind, sondern es sind sehr ; 
einfach derartige Leute, deren ER IU EST EREUNE kei- 
nem Hausbesitzer zugemutet werden kann und daß er 
mit derartigen Leuten zusaumenwohnt. Ich sage nicht 
durchweg, aber in sehr vielen Fällen ist es so. 

Dem Dank der 4entruusfraktion an dieje- 
nigen Stellen, die etwas zur Dehebung der Neubau- 
tätigkeit beigetragen haben,schließen wir uns an,‘ - 
insbesondere nen wir der Eheinischen \ohnungs- 
fürsorge,der heichsregierung,der Angestelltenver- 
sicherung usw. 

Za den Ausführungsbestiunungen wöchten 
wir folgendes vorschlagen: Es ist nicht Säche der 

 Beratung,aber ich uwöchte es dem Herm »Staatskon- 

 missar als Waterial mitgeben. Ich möchte,daß der 
Kostenbere AuUnE bei den Kietstreitigkeiten der 

‚wirkliche Streitwert zugrundegelegt wird. Nach den 
Ausführungsbestimiungen werden bei der Berechnung 
die Prozeßgebühren näch der Jahresmiete berechnet. 
Diese Bestimmung hat sowohl für die \ieter als auch 
für die Vermieter sich als eine große Härte heraus- 
gestellt. In vielen Fällen überschreiten Gerichts- 
und Anwaltskosten den wirklichen Streitwert un ein 
vielfaches. Es ist schon vorgekouwen,daß ein einzi- 


ger 
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einziger Schriftsatz 1000 - 3000 Franken allein an 
Anwaltskosten ausmachte. Zusanmenfassend möchten 
wir sagen, daß die Ausführungsbestiuuungen den 
wirklichen Verhältnissen keine Rechnung tragen. 

So bitten wir die BREI RTONERTO MD ION 
und besonders den Herrn Präsidenten,sich die Vor- 


lage des Hauses zu eigen mächen zu wollen zum lioh- 
le der Saarbevölkerung. 


(Bravö- Rufe !) 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskomuissar Dr.Hein! 


Staatskoumnissar Dr. Heim: Meine Herren! Ierr Abgeordneter 
Schmelzer hat die waßnähuen der FRegierungskoumission 
uuf dem Gebiete des !Iohnungswesens als einen zyni- 
schen "itz genannt und hat von Spott und Hohn der 
negierungskoumission gesprochen. Außerdem hat er 

esagt, daß die negierungskomuission die Absicht 
ätte, bei der Yohnungswirtschaft die 'Xolonie DAaar- 
gebiet " auszupressen. Diese Ausdrücke sind zuu Teil 
sehr scharfe Beleidigungen gegen die negierungs- 
konmıssion. 

Sie überschreiten nach meiner Auffassung 

das laß der objektiven Kritik, und ich weise sie 

daher pflichtgenäß zurück. 
Im übrigen hat der Herr Abgeoränete 

Schmelzer eine zeihe von Darstellungen gebracht, 

gegen Cie ich im einzelnen in ihrer Gesämtheit 

nicht Stellung nehmen kenn, weil es sich um einzel- 

ne Deschwerden, um einzelne Vorfälle handelt, die 

mir nicht bekannt sind. Ich möchte nur Cie Frage 

cer Beschlagnahme der Wohnungen durch den Bähnschutz- 

Komwandäanten herausgreiien. Nir ist nicht bekannt, 

daß gegen lie bestehenden Jestianungen verstoßen 

worden ist. Falls dies doch geschehen ist, bitte ich, 
das \aterial wit genauer pegründung uns zuleiten zu 
wollen, damit genau ittert werden känn, was an 
der 2äche dran ist. Iu übrigen ist bezüglich der 
beantwortung der Frage über die Gebrauchnäahue der 
militärischen Gebäude von dem Bahnschutz die vache 
so: Es ist nir später ein hettel in die iland ge- 
kommen, den ich übersehen hatte, zu Protokoll zu 

ERDE Rh, Über die Verwendung der nilitärischen 

tebäude werde ich,nächden eine Anfrage gestellt 

ist, cas nächste «al „ätteilung mächen. 
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(Zuruf des Äbg. Schwuelzer: Div Anfrage habe 
ieh schon oft gestellt.) 


Ich komme heute noch daräuf zurück. »le haben in 


der 
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aer Sitzung vom 13.0ktober unter Dezugnahme auf 
die früher gestellten Anfragen noch einmal weitere 
Anfragen gestellt. Ich habe sie an die Regierungs- 
koumission weitergegeben. a Me 

Die hegierungskomnission hat in ihrer 
Sitzung vom 30.November wich beauftragt, Ihnen 
folgende Antwort zu geben: _ Se 

‘ Es erscheint der hegierungskommission 

unnöglich, auf die Anfragen der Deutsch-Saarlän- 
dischen Volkspartei einzugehen, solange diese An- 
fragen in eine unhöfliche Form gekleidet sind. 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: Ich habe die An- 
fragen immer in eine höfliche Form gekleidet!) 





Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Albert ! 
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Stenographischer Bericht 


nn tn en te nn mn mn mn m nn m mn er m mr mr m a re m 
a m ee 


über die am a Fr 5.Dezember 1927 im Neuen 
Sitzungssaal des hathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Landesrätes. 
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Abg. Albert (WP): Meine Herren! Die Stellungnahue der 
Deutschen Wirtschaftspartei des lüttelstandes 
zu dem Entwurf der hegierungskommission zur Ab- 
änderung der \ohnungsmangelverordnung vom 18. 
September 1927 ist Zolgende: 

1) Die Brei run esksnni puige stützt sich auf 
die Statistik der abgelaufenen Zeit,berück- 
sichtigt aber nicht den Umstand,daß bis 
zum Jahre 1928 eine _ sehr große Anzahl von 
Nohnungen neu erstellt sein werden. >30 
z.B. in der Stadt Saarbrücken infolge der 
Gewährung von Zinszuschußhypotheken allein 
über 2000 wohnungen. 


2) Sie berücksichtigt in zu geringem \aße die 
Entwicklung der «„üetpreisbildung in Deutsch- 
land, die der im Saargebiet tatsächlich er- 
heblich vorausgeeilt ıst. 


3) Wenn die hegierungskommission in ihrem Ent- 
wurf darauf hinweist, daß es nicht möglich 
ist, die Quote der für Beamten vorgesehenen 
Wohnungen herabsetzen zu können, und daß 
allein in Saarbrücken noch 1066 Beamten un- 
terzubringen sind, so geht aus dieser lat- 
sache die zwingende Notwendigkeit für die 
hegierungskommission hervor, den Bau von 
Beamtenwohnungen ganz wesentlich zu vernehren. 


4) Die Absicht, die ‘iohnungen von Z000.-Nark 
Friedensniete von der Zwangswirtschäft zu, 
befreien, wird durch die ee gänzlich ; 
wirkungslos emacht, daß dieser Fall nur ein- ä 


tritt, wenn die Wohnung frei wird. 


du id? 


Es werden mit der Bitte um Berücksichtigung zur Auf- 
nahme in die Wohnungsuwaängelverordnung folgende An- 
träge gestellt: 


1) Die Wohnungen mit 5 Zimmer und darüber sollen 
von der ohnungszwangswirtschaft befreit wer- 
den. 


2 Be Er WET ara n/a are Pa Hrn 
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2) Ebenso sind gewerbliche Räume und möblierte 
Zimmer freizugeben. 


3) Der vierfache "Iohnraum ist entsprechend den 
bisherigen Bestimmungen äuch dann freizugeben, 
wenn der neugeschäffene \Iohnraum keinen Zu- 
sammenhang mit dem bestehenden Wiohnraum hat. 
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4) Die Kündigung von iohnungen ist ohne Zustin- 

° mung des iwieteinigungsamtes zulässig,wenn der 
HMauseigentümer die Räume zum eigenen Bedarf 
benötigt. 
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5) Bei den Gemeinden sind Fonds bereit zu stel- | 
len zur abe rabükeunE solcher liieter,die | | 
in freigewordenen \ohnräun finanziell in ei- 
ne bedrängte -a8° kommen. An Familien mit 
mehr als 4 Kindern unter 14 Jahren sind auf 
Antrag in solchen Fällen ohne weiteres an- 
gemessene Wohnungsgeldzuschüsse bis zur &all- 
Bene Steigerung der \ieten und Töhne zu 
zahlen. 


6) Die Wohnungszwangswirtschaft ist binnen 
> Jahren gänzlich abzubauen. Dementsprechend 


ist eine rasch fortschreitende Erhöhung des 


\ietpreismultiplikators vorzunehmen. 
7) Einführung des Kartensystens. 


8) Einführung einer Abmeldepflicht von Wohnungs- 
suchenden bei den Wohnungsäutern,die eine 
Wohnung gefunden häben. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Gärtner! 


Abe. Gärtner (Z): Ich habe noch siniges richtig zu stel- 
Ten. Der Herr Abgeordnete ıleckler hat einen liider- | 
spruch heräuskonstruiert,der aber genau gesehen, ; 
ein Niderspruch für Herrn Heckler bedeutet. Es \ 
ist kein "Tiderspruch, daß man dem Abbau der Woh- i 
nungszwangswirtschaft entge enarbeitet und gleich- 1 
zeitl erIADSN, daß die Wohnungen der Bergwerks- ; 
verwaltung nit hinein bezogen werden. Solange die 
Tohnungszwaneswirtschaft besteht, sollen auch die- 
se "ohnungen mit hineinbezogen werden. Wenn die 
Zwaängsbestimuungen neu abgebaut werden, 1St 65 
logisch,daß diese \\ohnungen such mit abgebaut wer- 
den. Er hat dann noch einen \iders ruch HB TEUBER- 
bracht über die Zahlen und hat ge Teubt ‚dadure 
würden sich neue Schwierigkeiten erausstellen. 

Das trifft nicht zu.Llenn wenn man sagt,die Leute, 

die in Tiohnungen sitzen, die {rei werden sollen, 

die würden sich auf die alten ohnungen stürzen, 

so ist das auch nicht richtig. Sie können sich 

nur auf diese stürzen, wenn sie {rel sind. Es kana 

nur eine \ohnung bezogen werden, die vorhänden ist. 

Noch 2 Punkte, die der Äbgeordnetellckler übur- 
angen hat. »ie vergessen bei der Beurteilung der 
rage, daß auch Hausbesitzer da sind, die keinen ; 

besonderen Schutz- genießen. Das sind diejenigen, \ 
insbesondere ‚deren eigene Kinder keine Wohnung 

finden können und in ihren eigenen Wohnungen woh- 4 

nen Kenne leute. Er hat nicht betont, dab unter f 
den Hausbesitzern hun ernde Leute sind, denen der 4 

Cerichtsvollzieher alle 4 Nochen am Halse hängt. “ 
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Vorsitzender: Das !\ort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Heinhard (KP): Die Frage des Hineinnehmens der 


Wohnungen der Bergverwaltung war nicht immer von 
der Zentruusfraktion zugeständen. 


(Zurufe aus dem Zentrum: Äber sicher!) 


Deshalb hat Herr Heckler die Frage so gestellt. 
Zweitens ist der Gegensatz nach wie vor derselbe, 
weil die Zentrunspartei indem sie diesen Pa- 
ragraphen zustimmt, einen anderen Paragraphen 
anwen et,uu die Lockerung durchzuführen. Was die 


Frage der Hausbesitzer anbelangt, so sind die _ 
Inge = wenn der Standpunkt det entruns artei 
urchgeführt würde, das würde bedeuten: eBen- 


seitiges Ausspielen der Besitzer. Es würde prak- 
tisch so sein, daß die großen Hausbesitzer vom 
weterschutz befreit würden. sie würden die lliete 
ihrer \lohnungen um das vier-fünffache erhöhen. 
Es würde bedeuten, nichts anderes als ein Gesetz 
durchzuführen zugunsten der Groß-Hausbesitzer 
sowie für Häuser der Bergwerksverwaltung und der 
übrigen Industriekapitäne sind von der Nohnungs- 
bestimmung befreit worden gegen unsere Stimmen 
und dafür haben die Parteien der Rechten auch _ 
ee daß die Koloniewohnungen der Industrie- 
apitäne,die nun ebenfalls ihre Arbeiter auf die 
Straße werfen,wenn diese es u a m Löhne und 
bessere Arbeitsbedingungen zu känpfen. 
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Vorsitzender: Meine Herren! ir komuen zur Abstimmung. 
In der Kommission kam E4Be LIMNENDE über alle Ar- 
tikel wit Ausnahme der Artikel 3,9,% und 8 zu- 
stände. Soweit einzelne Parteien ein geschlossenes 
Gutächten Ebgegeben haben, darf ich das als die | 
Stellungnahme der betreffenden Partei bezeichnen. | 
Im übrigen darf ish annehuen, daß die Abstimmung 
das gleiche Ergebnis zeigt, wie es in der koumis- 
sion der Fall war. Zu den erwähnten strittigen 
Paragraphen haben die Parteien ihre stellungnähue 
präzisiert. | | 

Damit ist die Vorlage verabschiedet. 


— 


7 


Wir kommen jetzt zu Punkt 4 der lages- 
ordnung betr.: 


Abänderung des $ 87 der Wechselordnung. 


Die Kommission hat beschlossen, den Entwurf im 
Plenum debattenlos zu verabschieden, da er die 
Übernahme einer reichsgesetzlichen Bestimmung 
vorsieht. | 

Wenn sich kein Widerspruch erhebt, so 
gilt die Vorlage als angenomuen. 
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= "ir komuen nun zu Punkt 5 der lagesordnung 
6 x . H | 


Abänderung der Zivilprozeßordnung. 


Die Kommission .hat die Vorlage ohne iderspruch 
angenommen, die ernennen Parteien behielten sich. 
jedoch vor, evtl. ner im Plenum einzubringen, 
Tenn diese nicht gestellt werden, nehme ich an, 

daß Sie mit der Vorlage einverständen sind. 
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Wir kommen nun zu Punkt 6 der Tagesordnung betr.: 


—— u u u |. u EEE u En ne ni en A ne u en nn un ne — Tr |— | 1 dr | T— 


Hierzu erteile ich dem Berichterstatter,Herrn Abgeord- 
neten Becker das lort! 


Abg. Becker PL Meine Herren! Der Bericht der Komuission 
liegt Ihnen schriftlich vor. Der Bericht lautet: 


Komuissions- Bericht 


— | | | EEE ——— wi RE WER un EEE an 
un u u u u un En u Eu u a WER EEE wu WE WERE ui EEE 


zum Verordnungsentwurf von 7.Juli 1927 
zur Abänderung der Strafprozeßordnung. 


Berichterstatter: Abgeordneter Becker ! 


Der Verordnung liegt eine eingehende Begrün- 
dung der Regierungskommission bei. Die Verordnung be- 
zweckt, die durch das Reichsgesetz vom 27. Dezember 
1926 ee ährten Änderungen in der Strafprozeßord- 
nung Auch für das Saargebiet einzuführen. Insbeson- 
dere bezweckt sie eine Verstärkung des den Unter- 
suchungsgefangenen zu gewährenden Schutzes. Außerdem 
wird das Zeugnis- 'Verweigerungsrecht " auch auf die 
hedakteure ‚Verleger,Drucker einer periodischen Zeit- 
schrift bezüglich der Person des Verfassers oder Ein- 
senders unter bestimmten Voraussetzungen ausgedehnt. 
Zu dem Entwurf wurden Abänderungsanträge nicht ge- 
stellt. Die endgültige Stellungnahme behielten sich 
die Fraktionen für das Plenum vor. / 

Bei der een Aussprache kam ein Nit- 
lied nochmals auf die eg der Einführung der 
nwunität für die DERSIUDE FEN es Landesrates zurück. 

Die Kommission beschloß daher, die Kegierungskomnis- 
sion nochmals zu ersuchen, dem Landesrat möglichst 
bald einen Entwurf über dıe Einführung der Immunität 
für die Abgeordneten des Landesrates,im Sinne der 
deutschen Reichsverfassung,vorzulegen. | 

Femer fand in der Kommission eine Aussprache 
über die Zustände in den Straf-Anstalten des Saärge- 
bietes statt, Es wurden NMißstände in denselben erör- 
tert. Von einer Seite wurde gefordert, daß die poli- 
tischen Gefangenen, wie das Auch in änderen Ländern 
üblich sei,einer besonderen Behandlung unterworfen 
werden sollen. In der Sitzung vom &.November gab 
daraufhin der ar eg die eg ab, 
daß die Justizabteilung geneigt sei,bezüglich des 
galitischen hegimes die deutschen Bestimmungen einzu- 
ühren. Diese Bestimmungen sehen verschiedene Ver- 
gSünstigungen vor, wie Ausschmückung der Zelle ,‚Frei- 
stunden, Befreiung des Pet sneneh von der Arbeitsver- 
pflichtung,gelegentliche se ee. 7 

er 
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Über die Bibliothek in der Gefängsnen-Anstalt 
Terchesflur " gab der Regierungsvertreter folgende 
Auskunft: 


Die Bibliothek bestehe aus 1091 Schriften.Da- 
von seien 35 katholische Schriften,300 Schriften von 
Klassikern,wie Schiller,Goethe, Jbsen usw. Der Rest 
bestehe aus Schriften aus allen Wissengebieten ver- 
schiedener Richtungen. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Levächer! 


Abg. Levacher (Z): "ir stimuen dem Entwurf zu. 


Vorsitzenden 
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Vorsitzender: Das ‘ort hat Herr Abgeordneter heinhäard! 


.Abg. HReinhard IR); weine Herren! \iie Ihnen bekannt ist, 
sind in der Kommission Anfragen von der Koumu- 
nistischen Fraktion Bestelit worden. Die Regie- 
rungskounission hat durch den Herrn »taatskou- 
missar zwei Fragen beantwortet,die aber nach un- 
serer Auffassung speziell betr. Literatur in den 

Gefängnissen nicht den Tatsachen entsprechen kön- 

nen. Sie wissen, daß ich aufgrund weiner poli- | 

tischen Tätigkeit wit den käunen des Gefängnis- | 
ses bekannt present wurde und mir dadurch Gbele- 
paaheit eboten war, die Literatur kennen zu 
lermen. enn geaset wird,cdaß nur 35 katholische 
schriften vorhanden seinen und alle übrigen hät- 
ten allgemeinen Charakter,dann kann das nicht 
richtig sein. Ich kann Ihnen sagen,d&äs weineu 
ringen in dem Gefängnis auf Zugänglichuächen 
von ©chriften, die meiner politischen Einstel- 

Zune entsprechen,nicht entsprochen werden konnte, 

a ke 








ine Solchen vorhänden Sind. 
‘ ( Lachen ) 


Es gibt bekanntlich eine llissenschaft, die von 
Mar” festgelegt wurde. Es ist dieses die issen- 
schaft, dıe eben die des Sozialisuus über- 
u erst zu deu gemacht hat,daß daraus eine 
wel eesende Fowsgung entstanden ist. Aeiner- 
lei er Schrilten sind im uefängnis zu er- 
halten. ‘iohl kann ich Ihnen sagen,daß die gesäu- 
te Bibliothek im Gefängnis sich zusammensetzt 
nur aus katholischen Schriften. Ich weiß nicht, 
wie man die Armsten der Armen im Gefängnis auf 
diese Art und. ileise noch verhöhnen kann. Es 
kownt mich &äuch wie ein Hohn vor, wenn man den 
Be Ruiteltedern anstatt ihnen satt zu essen 
zu geben,ihnen änständige Dettwäsche zu geben, 

' Ihnen ordentliche Räume zu geben,ihnen äandäuernd 
den geistlichen Beistand aufdrängt,den dortigen 
Aufenthalt dawit vertrösten will auf das bessere 
Jenseits des Himuels. Tas ist ein Zuständ,der 
unbedingt geändert werden muß. Ich weiß nicht, 
handelt es sich hier uu einen Druckfehler,da? 
nur 35 % katholische schriften sind,oder ist es 
bewußt eine Unrichtigkeit,um mich gelinde auszu- 
drücken. Das ‚was hier berichtet ist, kann nicht 
stimmen. 
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Weiter die Iumunität der Abgeordneten. 
Trotzdeu die ae ren eilnstimwig Rn S, e- 
gierung eine klare Antwort darüber ordert hat, 
ist sie immer noch nicht klargestellt. Es kann 
doch nicht re der Kegierung sein,mit Hilfe 
der Klassenjustiz unbegueme A pe Abge - 
ordnete des’ Ländesrates bei jeder Gelegenheit 
in das Gefängnis zu werfen. Das spricht sogar 
der a 4ichen ee er Hohn. Es 

; anf ] W > ji 
ee wenn der zus BESCREstäßen 
bliebe ,eines schönen Tages den gesamten Läandes- 
rat einzusperren. Lie +ätsäche besteht_ohne 
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ohne weiteres. Deshalb muß endlich von der hegie- 
rungskommission verlangt werden,daß diese Dinge 
beseitigt werden. | | 

Nun zu den beiden Vorlagen selbst. Es 
dürfte Ihnen bekannt sein,daß die Koumunistische 
Fraktion niemals der Strafprozeßordnun der herr- 
schenden Klasse ihre Zustiinmung geben känn oder 
der Zivilprozeßordnung, aus_dem einfächen Grunde, 
weil nach der Lehre von Karl Marx und in der 
Praxis man imwer sehen wird,daß die herrschende 
Klasse durch ihre Klassenjustiz stets Klassen- 
urteile gegen die Arbeiterklasse fällen läßt. 
"ir sehen das täglich. Es hei.t hier allgeuein 
im Volksmunde : die Großen läßt man laufen und die 
Kleinen hängt uwan. 


(Zurufe der Koununisten: Sehr gut !) 
So ist es in der Wirklichkeit. 


(Zurufe aus dem Zentrum: Nein,so ist e 
on | nicht!) 
olitisch ist As SQ, daß, die Vertretgr der Arbei- 
erklässe äuf Grund der bestehenden Lesetze cer 
Klassenjustiz bei jeder Gelegenheit eingesperrt 
werden um dadurch Eine unbequeme Opposition los 
zu werden. Was nun die Eee Frage dieser. 
beiden Verordnungen anbetrifft, so erkennen wır 
an, daß in diese Verordnungen in kleinen Fragen 
man eine Besserung hineinzubringen sucht. Diese 
Besserung entspricht aber noch ange nicht unse- 
ren Forderungen. \iir_haben in der Aouulssiıon schon 
erklärt, daß eine vollständige Umpndn ZUBE der ge- 
sauten Straf-und Zivilprozeßordnung durchgeführt 
werden muß. Und gerade jetzt, ın der jetzıgen 
Zeit, beschäftigen sich die zuständigen Ausschüs- 
se des heichstages nit dieser Frage. \lr lehnen 
deshalb diese Verordnungen, weil sie nichts ie- 
sentliches auf dem rege der Verbesserung,und ge- 
rade nichts Richtiges für die Arbeiterklässe ıns- 
besondere bringt, &äb. 


a a woyamıqraog 7. 


(Bravo-Kufe der Komuunisten! ) 
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Vorsitzender: Das Nort hat Herr Staatskoumissar Dr.Hein! 


Staatskommissar Dr. Heim: Meine Herren! Herr Abgeordneter 
Keinhard hat die Antwort der Bapıe zuneeknmnisgion | 
über die Zusamwensetzung der SWefängnisbibliothek be- 
zweifelt. Lich stelle hierzu fest,daß die hegierungs- 
konmission keinerlei Veranlassung hat,irgendwelche 

gaben zu mächen, die den !atsachen JIunt enlupre- 
chen. Ienn die Zusammensetzung der Gefängnisbiblio- 
thek seinen persönlichen wünschen nicht gerecht wirc, 
so ıst das eine andere Frage. | 


(Zuruf des Abg.heinhard: Ich mache Ihnen den Vor- 
schlag,wir beide gehen die Bibliothek selbst ; 
prüfen und machen dann einen Bericht, Dann werden 
wir feststellen,da& der Bericht der kegierungs- 
kommission nicht stimt!) 


Ferr Keinhard, ich habe weinen Ausführungen nichts 
hinzuzusetzen. . RE NN Eh 

Was die zweite Frage betr: Immunität der Ab- 
geordneten angeht,so. habe ich diese Frage weitergelei- 
tet und hoffe, Ihnen in nächster Zeit Bescheid geben 
zu können. | 





Vorsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Brettar! 


Abg. Brettar(S”): ‘eine Herren! Die Sozialdemokratische Frak- ) 
ion stimnt dem Verordnungsentwurf betreffend Abände- 
rung der Strafprozekordnung zu, erstens,weil sie den 
Wortlaut der zur Zeit in Deutschland bestehenden 
Strafprozeßordnung entspricht,und zweitens, weil sie 
eine heihe von Verbesserungen enthält. Äir beuerken 
dabei weiter,daß wir heute, wie wiederholt und des 
öfteren dringend darauf bestehen, daß den Mitgliedern 
des Landesrates die lIumunität gewährt wird. Wir kön- 
nen uns nicht damit zufrieden geben,was man uns noch 
immer bei solchen Angelegenheiten bekundet hat: 'ü1e 
Angelegenheit wurde weiter et die Kegierungs- B 
komuission. " Wir hoffen,daß die "eiterleitung bald 
ee Bein Wird, ... ne 
Zurufe: Sehr gut! - Sie ist sehr lang !) 
"ir können feststellen,daß .die sieben Jahre seit Be- 
stehen der Regierüngskonmission-der Landesrat besteht 
5 Jahre- sieben unfruchtbare Jahre gewesen sind,und 
daß endlich die “seit anbricht, wo die sieben frucht- 
baren “ahre beginnen. 
(Zuruf: Sehr gut !) _ | 
Es geht nicht weiter än,neine “erren, daß man will- 
kürlich, wie Merr Keinhärd sägt,mit den Mitgliedern 
des Landesrates unspringt. ‘ir haben zwar nıcht_zu 
befürchten,daß eines schönen -apss der gesante Ländes- 
rat eingesperrt wird. Äber die andesratsuitglieder 
sind in ihren hechten derart beschnitten,daß unsere 
Hauptaufgabe darin bestehen muß,daß wir zum Spräch- 
rohr der a Art rer geworden sind. Es ist leider 
so, daß cie \itglieder des Landesrates nur zu oft 
die Gelegenheit wahrnehmen müssen, Kritik zu üben an 
der Tätigkeit der fegierungskoumission. Und wenn nun 
: ein Abgeordneter 
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Abgeordneter vielleicht im Laufe seiner AuBEUh funene 
nach Ansicht der negierungskouuission Zu weit geh 
und sich sonit nach den bestehenden Sträafgesetzen 
strafbar „acht, wird er ins Gefängnis eingesperrt. 
“je Herr neinhard uns erklärt, werden die politi- 
schen Wefangenen behandelt, wie die anderen Gefange- 
nen. Es ist notwendig, daß man heute fordert, daß 


politische Gefangene eine andere sehandlung erfah - 
ren wie die übrigen Wefängenen. Es geht nicht an, 
wie uns.erklärt wurde, daß politische Gefangene ein- 
Bee. werden in Cie Nähe von Zuchthausgelängenen, 
Es ist uns weiter nitgeteilt worden, daß auch, die 
übrigen Gefangenen in unuittelbarer Nähe der Zucht- 
hausgefangenen untergebracht sind und mit ihnen in 
Berührung koumen. „an hat von der Jüst ige zwalbung 
uns versprochen,man würde beaüht sein,diese Verhält- 
nisse abzustellen. „an begründet sie damit, daß sie 
auf die Xnappheit der Räume zurückzuführen seien. 

Es wurden in der Konmission bereits seitens „einer 
Partei Änderungen verlangt. ir rechnen camit,daß 
in allernächster seit diese Verhältnisse sich än- 
dein werden. as der Bücherbestand für die Gefänge- 
nen betrifft,vertreten wir die Auffassung, daß, wenn 
sich katholische und andere religiöse »chriften in 
der Gefängnisbibliothek befinden,daß dann auch frei- 
religiöse schriften und Schriften für die anders- 
gläubigen Gefangenen vorhanden sein „üssen. 

"as die Verwaltung in den Strafänstalten 
betrifft,so wurde in den beiden Komuissionssitzungen 
darüber gesprochen. Wan hat eine BESLCHNIENDE be- 
schlossen,soweit ich unterrichtet bin;ıu aufe des 
morgigen Tages stättfinden werde. Aber es ist uns 
ein besonderer Fall schriftlich zugetragen worden, 
den ich hier erwähnen auß. Den Staatskonuissar bit- 
te ich,der Justizverwaltung unuittelbar darüber Auf- 


rn 


klärung zu geben. Dieser Fall könnte auch schon nor- 


en bei der besichtigung als vorläufiges Ergebnis 
in Beträcht gezogen werden. 

Im Gefanmis zu Neunkirchen ist ein De- 
anter, ein Yefängniswärter nauens Jost. Gegen 
diesen Mann wird hier in einem »chreiben, das die 
Unterschrift des betreffenden Antragstellers trägt, 
Beschwerde geführt über die Behandlung der cortigen 
Gefansenen. Nicht nur die Sträfgefangenen, sondern 
such die Untersuchungsgefängenen sind den unwensch- 
lichsten Sschikanen dieses \ännes ausgesetzt. Au 


allermeisten wird Klage über Cie Beköstigung eführt. 


it der Beköstigung liegt es so,daß derselbe lefäng- 
niswärter Jost, das Essen selbst bereite öder be- 
reiten läßt auf eigene une und den befangenen 
zur Verfügung stellt. Es würde den Gefangenen ın 
den allermeisten Fällen ein Essen verabreicht,cas 
kaum genießbar sei. Der Sefängene, der wir das 
Jeterial zugehen ließ,behäuptet, daß er in den 
seltensten Fällen das Essen genießen konnte und 
daß dann der Gefängniswärter nit einer lächelnden 
‘Sene das Essen wegnimmt und damıt seıne Be 
übter 
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füttert und so vielleicht eine ganz gute Schweine- 
zucht betreibt. Es ist Sache der Justizver- 
waltung,daß da nachgesehen wird. 

Es ist uns weiter zugetragen worden,däaß der 
betreffende Gefängniswärter für das Essen pro Xopf 
täglich 10 Franken erhält und das nach seinen Fest- 
stellungen das gesamte Essen, das täglich für 16 
bis <0 Personen zur Verwendung kommt vielleicht zu- 
saumen einen Kostenaufwand von 10 bis_1lZ Franken 
erfordert. ;lenn diese zahl stimmen sollte, wird es 
erklärlich sein, was dort den SELHEDERen geboten 
wird. Es wird Säche der astigabtel ung sein,ohne 
weiteres in der Strafanstalt Neunkirchen nach dem 
Rechten zu sehen. Das wäre das wesentlichste ‚was 

‚wir zu sagen hätten. Das übrige wollen wir der Un- 
tersuchung der Gefängniskommission überlässen, die 


5 9 der nächsten Gelegenheit darüber berichten 
wird. 


Vorsitzender: Das Wort hat lerr Staatskommissar Dr. Heim! 


Staatskommissar Dr. Heim: Ich nehme an, daß der Herr 
bgeordnete Brettar in der letzten Sitzung nicht an- 
wesend war, sonst müßte er darüber Bescheid wissen, 
daß der hegierungsreferent für Justiz die Zusicherung 
gemacht hat, daß Bee dieselben Destimmungen ‚wie 
sie in Deutschland für politische uni angene in Gel- 
tung sind, auch im »vaargebiet eingeführt werden. 


(Zuruf des Abg. Brettar: werden sollen!) 


Er hat eine bestimmte Zusage gemächt, nach der kein 
Zweifel besteht. 


Vorsitzender: Das ‘Vort hat Herr Abgeordneter Brettar! 


Abe. Brettar(SP): Ich muß Herrn Staatskoumissar erwidern, 

” daß er Er irrt;wenn er den Komnissionsbericht durch- 
sieht, wird er finden,daß ich in der letzten Sitzung 
sogar den Vorsitz führte. Ich weiß ganz gut, daß der 
Referent das versprochen hat. 


Staatskomnissar Dr. Heim: Ich berichtige mich dann. Zur 
Verol1Istendigung Ihrer Ausführungen gehört es äber, 
daß diese Zusäge geuächt worden 1St. 


Vorsitzender: Das “ort hat Herr Abgeordneter Hoffuann! 


Abe. Foffmann(SP): eine Herren! Das seumis-Verweige- 
r erhaee ER den Geistlichen, Verteidigern und 

nechtsanwälten gewährt. Einen liıbstand oder einen 
Fehler wöchte ich noch aufzeigen,daß man dieses 
Kecht nicht auch den ÄArbeitersekretären gewährt,denn 
diese haben sehr oft waterial von den Leuten bekon- 
men das sie vertraulich halten. Man sollte diese 
Vertraulichkeit auch im Gesetz GReTkenen, Ie0. 
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stelle diesen Antrag mündlich. Ä 
Ich gestatte nir, den Herrn Staatskowissar 
darauf hinzuweisen,daß weine Partei feststellt,daß 
säutliche amtlichen Bekanntmachungen der Justiz,der 
Amtsgerichte,nur in den pürgerlic en Zeitungen veröf- 
fentlicht werden, \ienn ein Haus versteigert wird,dänn 
liest man das nur in dem bürgerlichen Presse. Wir 
sprechen die Forderung aus,daß man die Justizverwal- 
ee: darauf hinweist, daß auch diesen Bekanntmachungen 
in der sozialistischen und kommunistischen Presse ver- 
öffentlicht werden, denn Auch da sind Leute, die Inte- 
resse .daran haben, Dann wöchte ich dem Herrn »Staats-., 
kowuissar noch einen Fall vortragen,der mir vorige 
Noche passiert ist, Der Gerichtswächtueister des Amts- 
erichtes Saarbrücken scheint in der een des 
"ublikums sehr unqualifiziert zu sein. Ich hatte die-. 
ser Tage Gelegenheit,Zeuge zu spielen, Ein Nam sitzt 
Sort draußen Auf einer Dank weil die Öffentlichkeit 
für den Augenblick susgeschlossen war. Der \lann hatte 
Nachtschicht gehabt und war etwas eingeduselt. Da 
kommt der achtmeister und zieht dem Manne die Mütze 
in die Augen hinein und gibt ihm einen Ruck. Der ver- 
wahrt sich sehr höflich dagegen, Da braust der Wächt- 
meister aäuf.Einem Freund des jungen Mannes fuchtelt 
er mit den Fäusten vor den Augen herum. Der Name des 
„ennes ist wie ich hörte ‚Gerichtswächtmeister Naldemar. 





Abg, Eifler(KP): Ich muß die Ausführungen des Herrn Hoffmann 
unterstützen. 


Vorsitzender:N&ch den Lrklärungen cer Terteien stiuwen liv- 
s;lben der Vorlage zu. 


Wir komuen dann zum letzten Punkt der Tages- 4 
ordnung : | | 
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Das "ort hierzu hät Herr Abgeordneter Martin ! 


Abg. Martin (Z): Wir stimmen dem Entwurf zu. 


— = 


Abg. tevacher 2): Meine Herren! Yir beanträgen,die Fassung 
\rtikel 12 der Verordnung vom 10.Januar 1927 abzu- 
ändern. | 


7 


| Jetzt ist es so,daß der Jagdpächter, sobald 
das Urteil HKechtskraft erlangt hat,vou Vertrag zurück- 
treten kann. Hierdurch wird die richterliche Entschei- 
dung ıllusorisch gemacht. 
Vorsitzender: "ird das ort weiter gewünscht °? Nein. Die Vor- 
lage ist also mit der Abänderung des Herrn Abgeordneten 
levacher angenommen.. Dauit wäre die u erle- 
digt. Wird außerhalb. derselben das Wort gewünscht ? 
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Vorsitzender: Das {iort hat Herr Abgeordneter heinharg! 


Abg, Reinhard (KP): Meine terren! Ich halte es für 
selbstverständlich,daß das Haus heute in der Zeit, 
wo annähernd 10 000 Eisenbahner im Kanpfe stehen, 
um ihre berechtigten Lohnforderungen, sich mit die- 
ser wichtigen Frage befassen muß,zuwal der Aaupf 
der Eisenbäahner zweifellos ein Kanpf ist zwischen 
Staatsarbeitern und hegierungskowäission.Ferner, 
weil dieser Kaupf sich weiter ausbreiten wird und 
muß,wenn die MOBLSTRRE nicht ee die 
Möglichkeit besteht,daß im Laufe dieser \ioche das 

esamte Wirtschaftsleben des Saargebietes zum 
Stillstand koumt. In einer solch ernsten Situation 
ist es Pflicht des Farlamentes, einen klaren und 
unzweideutigen Standpunkt in dieser Sache einzu- 
nehuen, und zwar: entweder stellt diese Körper- 
sch&ft sich auf gie »2eite der streikenden Eisenbah- 
ner oder an die Seite der Kegierungskommission. 
Bisher liegen die Dinge so:Die hegierungskomnis- 
sıon vertreten durch Herrn fFräsidenten Jilton er- 
klärt,keinen lilimeter nachzugeben neben den bis- 
her Bl izten Forderungen. ie liegen die Dinge? 
Die Eisenbähner haben genau wie alle übrigen Be- 
rufsschichten in diesem Frühjahr einen lohnabbau 
hinnehmen müssen,der sie in immer größeres Elend 
hineinbrachte. «an kann feststellen,daß durch- | 
Schaittlich die Einnahmen eines Eisenbähners uit ei- 
ner Familie von 4 Köpfen kaum an 700 Franken heran- 
reicht. Wenn jetzt jemand hier ist, der die Behaup- 
tung aufzustellen wagt,daß dieser lohn genügt,un 
mit einer Familie leben zu können,der wag es ver- 
suchen. Jedenfalls stellt sich die Kegierungskon- 
mıssion auf diesen sonderbaren gtandpunkt. Sıe sagt, 
wir haben den Eisenbahnern auf \rund ihrer Forde- 
rungen eine Erhöhung des Stundenlohnes von 15 Cen- 
times bis zum 15.bezeuber und ab 15. bezeuber 16 Cen- 
times zugeständen. Über letztere 15 Ventimes soll 
noch verhandelt werden. Also hier dreht es sich um 
eine Be jaunervolle üaltung der hegierung 
selbst. "as verlangen nun die streikenden Eisen- 
bahner? Die Eisenbähnarbeiter verlangen hück- 
gängigmachung ihrer lohnreduzierung vom kai ds.Js., 
was ungefähr 34 Gentimes am Stundenlohn äusmacht. 
Auf Grund dieser Forderung läßt es die hegierungs- 
komnission darauf ankommen,das gesamte Yirtschafts- 
leben des Saargebietes brachzulegen. lächerlich ist 
es,wenn die hegierungskomnission sagt, daß diese 

Lohnerhöhung eine Suume von _d 1/2 “Millionen Fran- 

ken ausmächen würde, die selbst die hegierungskon- 

mission, die für andere Zwecke, für al es ändere, 

nur nicht im Interesse der Bevölkerung viele Mil- 

lionen alljährlich zum Fenster hinauswirft. Wir 

können aufgrund der Abrechnung von 195 feststellen, 
daß der Etät in den »teuereingängen bei weitem über- 

Schritten wurde und über Q lüillionen an direkten 

teuern ,‚Lohn-und Gehaltssteuern und Zöllen eingenox- 
men wurden, und cies von genjenigen Kreisen, die 

heute einen berechtigten Aampf um ihre u 

ren. 
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führen. Die Hegierungskomission sagt, 3 1/2 Nil- 
lionen ist ungeheuerlich. Wie war_es denn vor un- 
gefähr Jahresfrist, als dieselbe Regierung im Ein- 
vernehmen mit der Keichsregierung die Betreuung 
durchgeführt hat für einen Teil der Bevölkerung, 
für die Beamtenschaft,bei welcher die oberen Be- 
antenschichten über 000 Franken einnalige Auszah- 
lung erhielten. Sie erhielten diese Suume aus 
heichsmitteln und es erhielten auch die französi- 
Schen Beamten aus diesen Mitteln eine Setreuung 
für ihr Deutsghtun im Saargebiet. Diese Summe ist 
nach unserer Schätzung vier bis fünfmal so viel 
wie die Forderung der Eisenbahner. ausmacht pro Jahr. * 
Worum geht es in dieser Frage? ir können 
feststellen, daß merkwürdigerweise die Saarbrücker- 
. Zeitung, die bekanntlich die Interessen der Schwer- 
industrie und des Kapitalismus vertritt, sich auf 
einer Linie mit der Ere Tune bewegt. \ian sagt und 
erkennt an, daß die Arbeiterschaft schlecht leben 
muß, aber aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus 
seien die Forderungen der Eisenbahner unberechtigt 
und undurchführbar. iias jetzt angeboten wird ent- 
spreche dem, was der Schiedsspruch für die wetall- 
industrie vorgesehen hat. Damit wird das gesagt,was 
wir als Kommunisten gezeigt haben. Die hegierungs- 
kommission, die Arbeitnehmer-Verbände deutscher und 
französischer Kapitalisten haben sich im Frühjahr 
auf Reduzierung des Lohnes geeint und führen dies 
weiter fort. Dies geschieht bei der günstigen Kon- 
in per nun in der Schwerindustrie ? Wan hat den 
chiedsspruch deshalb bewilligt und die Unternehmer 
“noch schnell in der Nacht zusammengerufen,weil man 
wußte, daß die u a, Sr sind, den For- 
derungen zuzustimmen. Der Aampf der Eisenbahner 
wäre nicht entbrannt, wenn man die se gantforderun en 
zugestanden hätte. ‚eil man aber den \esant-Lohnab- 
bau Ba Ricsgäneig machen will, da wan sich auf 
einer Linie mit der Bergwerksdirektion befindet, des- 
halb sind die Forderungen der Eisenbahner nach dem 
Standpunkt der Kegierungskomnission und der »aar- 
rücker-Zeitung wirtschaftlich untragbar. Das ist 
die De haene veite dieses berechtigten Kampfes | 
der Eisenbahner., Wir Kommunisten haben die Verpflich- 
tung, vor aller Uffentlichkeit zu untersuchen, wie 
es möglich ist, daß heute 10 000 Eisenbähner den 
Kampf führen müssen für die gesamte Arbeiterschaft 
des Saargebietes und daß sie das gesamte Untemeh- 
mertum vom deutschen Kapitalisten bis zur Regierungs- 
kommission gegen sich häben. lian wirft von der Sozi- 
aldemokratischen Zeitung bis zur Unternehuerpresse 
in die Debatte, daß die‘ Komuunisten diejenigen seien, 
cie sich im Saargebiet unberechtigterweise in wirt- 
schaftliche Be range hineindringen würden. Diese 
Forderungen sind in der Wirklichkeit keine wirt- 
Schäftlichen,sondern rein politische Forderungen 
für die Unternehmer und HuRe PS IA DUBR. Sie sind 
diejenigen, die aus rein politischen Gründen die 
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Forderungen der Eisenbahner und der übrigen Arbei- 
ter Auf höhere Löhne ablehnen. Wenn es noch bis 
1924 so war,daß bei herzen ei gegen die franzö- 
sischen Kapıtalisten-gegen die Bergwerksverwaltung 
vorgegangen wurde mit Unterstützung des deutschen 
Kapitals und ihrer kegierung, so geschah das des- 
halb, weil damals keine Einigung zwischen dem deut- 
schen und französischen Kapital am Neltmaßstab und 
damit auch Saargebiet vorhänden war. | 
"lr haben in der Zwischenzeit den Ein- 
tritt Deutschlands in den Völkerbund und die Ab- 
nachungen von Thoiry erfahren und femer die Ver- 
“ trustungen des gesamten deutschen und französischen 
a erlebt. Es besteht die eiserne Intematio- 
nale. ir wissen genau,wenn der deutsche Industriel- 
le Köchling Arbeiter aussperren würde und würde 
verlangen, daß sie 12 Stunden arbeiten wüssen,daß 
dann die BRTISELATONE den ausgesperrten Arbeitern 
die Unterstützung nicht gewähren würde wie 19-4. 
Nir wissen, daß die heichsregierung den streikenden 
Bergarbeitern nichts mehr geben würde wie 19%,als 
Poincare mit seinen Soldaten an der Kuhr stand.Heu- 
te besteht Cie Einigung im Völkerbund. "ir haben 
deshalb als Komwunisten hier im Hause gegen diese 
sogenannte deutsch-französische GN TUNG nur auf 
Kosten der Arbeiterklasse mit allen lLitteln änge- 
kämpft. Heute besteht die Einigung der Unternehuer 
der deutschen und französischen Richtung uit der 
PereaEleTung. Zur besseren Illustrierung noch eine 
Episode. Am Samstag hat der Saarbrücker Kreistag 
‚ebenfalls zu dieser Frage Allan Eee, Die 
komuunistische Kreistägsfraktion hat eine Entschlie- 
Rung eingebrächt, - eine Solidaritäts-Entschließung 
nit den Eisenbahnem. Laraufhin hät man eine belega- 
tion gewählt,um bei der hegierungskomnission vor- 
stellig zu werden, um die Forderungen der Eisenbah- 
ner zu unterstützen. .„erkwürdigerweise hät die he- 
jerung,vertreten durch ihren Präsidenten ‘\ilton, 
er seinerzeit so warm von der 'Saarbrücker Zeitung" 
begrüßt wurde, cCiese Delegation des »aarbrücker 
Kreistages, die aus allen Parteien zusammengesetzt 
war, nicht empfangen. Die ‚0. ge Mei: der Delega- 
tion einfach die Antwort gegeben, die heute der 
Staatskoumissar gegeben hat an Herrm Schmelzer.Ler 
Herr Staatskomnissär hat auf die Frage des lerrn 
Schuelzer pe t, daß die Regierung die Anfragen 
der liberälen Volkspartei nicht beantworte ‚weil 
sie in unhöflichem Tone gehälten seien. Also die 
Delegation des Saarbrücker a hat der Herr 
Präsident Wilton nicht empfangen. Aber gleichzeitig 
hat dieser Präsident ilton den Herrn Kommerzien- 
rat Dr. Hermann Röchling empfängen und mit ihm < 
Stunden verhändelt über die Se Die übrigen 
ewählten Vertreter der Nelegation- des Zentruns 
er Sozialdemokratie und der kommunistischen Frak- 
tion- muften vor der Türe stehen bleiben. 


(Zurufe der Komwunisten: Hört,hört!) 
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une DiMelischere Illustrierung der Zusamuen- 
arbeit des deutschen Unternehwertums und ihrer 
französischen Verbündeten wit der Saarregierung 
kann man nicht mehr finden. 


(Sehr richtig! bei den Kommunisten) 


Wie koumt es noch weiter ge zum Ausdruck? 
Die Regierungskoumission hat vergangege üoche 
durch das ‘\ollf’sche lelegraphenbüro eine Ver- 
ordnung verbreiten lassen, in welcher die ite- 
Bee nun selon einfach sogar über die beste- 
enden Gesetze, die sie zum Teil selbst bisher 
hat schaffen helfen ,‚hinweggegangen ist. Warum? 
In der Verordnung wırd praktisch das Koalitions- 
recht der Arbeiterschaft aufgehoben. Es wir 
in dieser Verordnung ein rechtsgültiger 
Kündigungstarif zwischen den zuständigen Ge- 
werkschaften und zwischen den Unternehmern wıe- 
der für rechtsgültig erklärt. Etwas 3 
ist meiner Überzeugung nach in der Geschichte 
des een bir jetzt noch nicht 1 eg 
men. Geht doch die Verordnung soweit,daß die 
negierungskomuission sogar Ban jsuLee_ SOBatz 
bricht, dem die a a m Bad aupt ihr Dasein 
verdankt,und zwar das Saarstatut des Versailler 
Vertrages. Dort heißt es nämlich: 'Die hegierungs- 
komnission kann keine Verordnungen erlassen,kel- 
ne neuen Gesetze schaffen,es sei denn näch An- 
hörung der gewählten Vertretumg. " Alle übrigen 
Gesetze, die hier sind, bestehen zu hecht, nd 
hier im Saargebiet besteht deshalb zu hecht die 
Gewerbeordnung. "ir fragen uns: wie kann die He- 
ERROR ea Lo dieses Kunststück ferti1g 
ringen, aller bestehenden Gesetze hohnsprechend, 
einfäch eine derartige Verordnung erlassen 7 Daß 
inhalorderungen, daß der lohntarif in der Metall- 
industrie auf die Zeit bis zum 31.Wai nächsten 
Jahres unkündbar ist ? Nie komut die hegierung 
zu dieser Verordnung ? Des hätsels RER Ist 
bald gefunden: Der Arbeitgeberverband unter Zu- 
stimmung der darin befindlichen Unternehuer un- 
ter Führung von Köchling haben der heglerunss- 
komwission ihre Zustimmung zu dieser Verordnung 
Branpen. „„oruer haben ihre Zustimmung gegeben 
je Sekretäre der christlichen Gewerkschaften 
der wetallindustrie, 


(Hört,hört bei den Kommunisten) 


sodaß alsc hier die hegierungskommission,der 
Unternehmerverband und die »ekretäre der christ- 
Jichen Gewerkschaften der wetallindustrie ın 
einer Linie,nit einem Federzug der Arbeiterschaft 
das Koalitionsrecht rauben. Das ist nur deshalb 
geschehen ‚weil, wie man sagt von »eıten der 
Unternehuer 
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Unternehmer,nur eine ruhige und stete Entwick- 
lung in der Industrie garäntiert sein soll. Fer- 
ner sagt man in einem Artikel, den Herr Kommer- 
zienrat Föchling geschrieben hat: " dadurch ‚durch 
die feratändigune in der „etallindustrie, habe 
sich gezeigt, daß dıe Wirtschaftsdeuokratie ‚d.h. 
das Zusaumenärbeiten zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber, wohl möglich ist,unter \ahrun der 
Industrieinteressen eider Richtungen. " Ich nöch- 
te diese Dinge vergleichen wit einen Bündnis . 
zwischen einem »chäf und einem olf. io kann ein 
Wolf und ein »chaf ein Bündnis abschließen ? Wo 
können sie einen Vertrag abschließen unter Wahrung 
ihrer beiderseitigen Interessen. 


- Lachen - 


(Zuruf des Abg. Dr.v.Vopelius: Wer ist denn 
das Schaf?) 


Yo können die Arbeitnehmer des Saargebietes, die 
wirtschaftlich einfach so dastehen, daß sie nicht 
leben können, nun einen Vertrag abschließen unter 
Zustimmung der christlichen Gewerkschaftsführung 
mit dem Unternehmertum,auf Grund dessen eine Kün- 
digung der Iohnverhältnisse bis 3l.wai 198 un- 
möglich ist ? Ä | 


(Nochnaliger Zuraf des Abg. Dr.v.Vopelius: 
Ter ist denn das Schaf,Herr Reinhard ?) 
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Dieses Kapitel zeigt, was der Kaupf der Eisenbah- 
ner heute eigentlich bedeutet. Deshalb besteht 
such die Front in dieser Frage des Eisenbahner- 
kampfes heute so. Fier Unternehuertum, hier »aar- 
ESSARTUNE und hier Arbeiterklasse. Auch die wetall- 
arbeiter müssen begreifen, daß es in dem Kanpfe 
der Eisenbahner hart auf hart geht. Deshalb wird 
dieser Schritt der Eisenbähner gegen die hegierung 
zum a geführt und damit das beseitigt, was die 
Unternehmer und die Regierung unter Zustimmung der 
christlichen Gewerkschaften früher getätigt haben 
und ein höheres lohnniveau erreicht oder äber die 
Ärbeiterschaft wird niedergeschlagen und wird 
vollständig geknebelt, so wie es hier schon vor&e- 
sehen ist. ir betonen, älle Gewerkschaftsführer,- 
äuch die Gewerkschaftsführer der Sozialdeuokrätie-, 
forcerm grundsätzlich die Durchführung der Ver- 
bindlichkeitserklärung cer Schiedssprüche für das 
Saargebiet. ..as bedeutet das” Das bedeutet,daß die 
Regierung, über die Sie früher soviel geschiupft 
haben,-cie nicht gewählt wurde von der Bevölkerung, 
die insbesondere ihr Dasein den Versailler Vertrag 
verdankt,- die Volluacht bekoumt,einen Schlichter 
zu ernennen, der bei Schiedssprüchen, diese kraft 
Gesetzes für verbindlich erklären könne ., der kraft 
Gesetzes dem Arbeiter däuit seın streikracht, gauben 
ann. 
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kann. Der Herr Petri sagt hier, ein unparteiischer 
Schiedsrichter. Ich glaube, daß kein Arbeiter da 
ist,- mit Ausnahme der sozı&aldeuokrätischen Ge- 
werkschaftsführer- der glaubt, daß die Saarregie- 
rung einen unparteiischen Schlichter ernennen wür- 
de. Sie wird stets einen solchen Schlichter ernen- 
nen, der die Interessen der Unternähner vertreten 
wird. Deshalb kann ich nicht verstehen, daß heute 
sozialdemokratische Gewerkschäftsführer von der 
Bepre tung eine EOTDINGLAGUEBE ENG JE LATUNG der 
Schiedssprüche fordern. Sie berufen sich in ihrer 
Forderung darauf, daß man das im Reiche ebenfalls 
durchgeführt habe, aber sie können sich im heiche 
noch auf den Schein des Parlamentarismus berufen. 
Sie können im lieiche sagen, die Hegle rung des. 
reiches ist getragen von der gewählten Wehrheit 
der Abgeordneten, sie besteht aus der dort ge- 
bildeten Koalition.Äber hier kenn nıewänc Kommen und 
sagen, die hegierung des »Saargebietes vertritt 
die „ehrheit der Bevölkerung des Saargebietes. 
Bisher war das so, daß alle Parteien das abge- 
stritten haben. Aber wenn Sie das wirklich ein- 
nal überlegen von »eiten der Sozialdeuokratie,so 
werden Sie einsehen müssen, daß diese Ihre Forde- 
Zune im Saargebiet in der Praxis ein Verbrechen 
an der Arbeiterschaft darstellt. Stellen Sie sich 
vor, Sie haben im Bergbau eine lohnbewegung und 
es wird ein Eansesgapfuch efällt, der Arbeitge- 
ber des Bergbaues ist der französische staat, der 
französische luperialismus, und dieser »chieds- 
spruch wird gefällt zu Ungunsten der Bergärbeiter 
und gie haben die hegierung ermächtigt, durch ei- 
nen »©chlichter diesen SORBAGBRBENS: verbindlich 
zu erklären. Dann haben sie keine „Ööglichkeit 
mehr, den Beer engheT shi onen Streik zu führen, 
weil nach diesem Schlichtungsgesetz sofort die 
ewerkschaftsführer nit Gefängnisstrafen bedroht 
werden können. Sie selbst wollen sich durch ihre 
Forderungen dasjenige kecht rauben, um däs die 
früheren Arbeiterführer, die der alten Sozialde- 
mokratie, Ber; haben, ‘ir ist bekannt, daß 
die vozialdeuokratische Partei gegen die rg 
Verordnung der negierungskommission ebenfälls 
ist, dann müssen Sıe aber auch wit uns dagegen 
sein, daß überhaupt eine gesetzliche Verbindlich- 
keitserklärung von enge ee ee Daargebiet 
durchgeführt wird. Das ist die logische »chluß- 
folgerung, wenn man die Dinge von der richtigen 
vVeite aus betrachtet. Zusammenfassend möchte ich 
sagen: Der Stand im Saargebiet ist heute so,daß 
die Bergarbeiter und die wetallarbeiter, ja die 
anze Arbeiterschaft,täglich darauf warten, in den 
treik der Eisenbahner einzugreifen. ienn an 
rn AH daß man wit waßnahmen der Justiz gegen 
ie Kommunisten diesen a gehen könnte, 
dann täuscht man sich gewaltig. Das nwüssen »ıe 
feststellen, im Eisenbähnerstreik erkennen alle 
Gewerkschaftsrichtungen die berechtigten Forde- 
rungen der Eisenbähner än, weil sie einfach Ba 
mehr 
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mehr anders können. Sie können nicht zugeben, dab 
die Eisenbahner länger mit einem Hungerlohn be- 
zahlt werden. In dem \üiowent sagen sich die Bergär- 
beiter mit hecht : "Wir sind es satt, täglich un- 
ser leben auf’s Spiel zu setzen, täglich die wich- 
tige Arbeit für die Kultur der „enschheit zu ver- 
richten für einen solchen Iohn, daß wir nit unse- 
rer Familie dem Elend entgegen gehen, " Das ist 
der Stand der Situation momentan Be SROEBS DIR 
“ır als Kommunisten erklären hier nit aller Offen- 
heit, daß wir den berechtigten Kaupf der Arbeiter 
mit allen uns zu Gebote stehenden lüitteln unter- 
stützen und scheuen uns nicht,uns vor die ©chran- 
ken des Gerichts zu stellen,weil wir nit den Ar- 
beitern auf die Straße gehen. las sind diese Ver- 
brechen- so nennt man sle- gegen die Verbrechen 
der Gesellschaft " die die Arbeiterschaft inner 
tiefer ins blend hineintreiben. Es besteht die 
„öglichkeit im »aargebiet cCiese miniwaälen Fordex 
rungen der Eisenbahner und der übrigen Arbeiter 
sofort zu bewilligen, ohne daß auch nur der Fro- 
fit der Kapitalisten so geschwälert wird,daß sie 
in die Lachkammer einziehen müßten. \iir wissen 
Sanz genau, daß die Verhältnisse so sind,daß die 
Forderun en der strei kenden Arbeiter ohne weite- 
res bewilligt werden können. \enn es äber der 
hegierung an litteln fehlt,dann schlagen wir der 
hegierung vor, sie soll die unnötigen Ausgaben, 
dıe in dem Etat festgestellt sind für alle wög- 
lichen Dinge, hier zur Bezahlung der Arbeiter 

der Staats etriebe verwenden. Als solche können 
wir z.B. anführen, die willionen, die eingesetzt 
sind zur Errichtung der Kirchen der einzelnen. 
Konfessionen. !ienn sich jemand religiös ne 
dann soll er auch die heligion, wenn sie bezahlt 
werden st bezahlen. Aber daß wan diese, 
\attel_den Arbeitern wegniumt,dagegen wüssen wiruns 
mit aller Entschiedenheit wenden. 

"ir haben festgestellt, daß der Etat 
ces Landjägerkorps 20 lüillionen Franken unfaßt. 
"ir wissen ferner, äuch aus der Fresse der bürger- 
lichen Parteien, dai OR ABI JAEST- OTPE im Saarge- 
biet nichts zu tun hat. Herr Schuwelzer hat einua 
einen Ausdruck gewählt für die Landjäger, der das 
treffend illustrierte. "ienn Sie mit uns dieser Auf- 
fassung sind, streichen wir diesen Posten und ge- 
ben ihn, diese 20 lÜiillionen, den streikenden Eisen- 
bahnern.Dann können wir ihnen vielwehr geben als 
sie fordern. Eine ganz einfache Lösung. Und Sie. 
selbst koumen dann in die angenehuwe lLäge,wenn die 
Arbeiterschaft rk end bezählt wird, dann bräuchen 
Sie nicht zu befürchten, daß die bösen Kouuunisten 
die Arbeiter zu Demonstrationen [ühren,dauit sie 
nachher beweisen können, daß die Eyistenz der Po- 
lizei notwendig ist. Die Arbeiter dewonstrieren 
nur deshalp weil sie nicht leven können. 


(Zuruf: Sehr richtig !) venn 
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Nenn die Dinge so zugespitzt werden, daß letzten 
des mehr Polizeiorgane da sind wie Arbeiter,dann 
braucht wan sich nicht mehr zu wundem,wenn es 
zum Kaupf zwischen Kapital und_ Arbeit komut. Wir 
wissen woher es konut,daß die hegierung nicht 
nechgibt. "ir wissen,daß die negierung gestärkt 
wird, Curch die Kreise des Unternehwertuus,die in 
der Frage des “etallarbeiterstreiks die besondere 


holle Ep! haben,und wissen, daß sie sich 
stützt auf das Verhalten jener Gewerkschaftsführer, 
die dem Abbruch des Streikes zugestimut haben. Der 


Streik der Eisenbahner ist_erst deshalb entstanden, 
was betont werden muß, weil wan im Moment des Sie- 

es der wetallarbeiter, diesen den Sieg aus der 

and riß und ihnen nur die 3 % des SOERATRBDFUCHER 
zuspräch. Das ist das Gesicht des gesamten Aaupfes 
im vaargebiet. "ir als Kommunisten werden nun,wenn 
die Kegierung nicht nachgibt, dazu übergehen und 
werden alles aufbieten,um die gesamte Arbeiter- 
schaft zum Eingreifen ın diesen Kaupf der berech- 
tıgten rung der Eisenbahner zu führen. Die 
Dinge sind so, daß den Eisenbahnern ihr hecht werden 
muß und es wird ihnen durch die Anwendung der lit- 
tel,die zur Verfügung stehen,durch die Gesaut-Nie- 
derlegung des gesauten Nirtschaftslebens. Wenn die 
Kreise, die wit der hegierung in en stehen, 
das wollen, dann sollen sie diesen Kampf haben. I 


.( Bravo Kufe ) 


Stastskomnissar Dr. Fein! ..eine Herren! llerr Abgeordneter 


Reinhard hat vorhin bezüglich der Teputation ces 
Kreistages Saarbrücken eine Darstellung gegeben,cie 
Anlaß zu einer Kkichtigstellung gibt. Ls ist coch be- 
kannt,daß der "räsident der Regierungskowu1ssion &u 
Tage zuvor eine Deputation des Landesrätes ın aleser 
Frage des Eisenbahnerstreiks eupfangen hät. LS 1st 
auf der einen Seite klar,daß die Linheitlichkeit 
und Geschlossenheit von Verhandlungen notleicet,wenn 
über Fragen, lie das Gesaut-Interesse ces Saurgebie- 
tes betreffen, nun noch lokale Vertretungen Alnzu 
enommen werden sollen. Das ist einzig und alleın 
er Grund, warun der Eupfang dieser Deputation nicht 
&ls zweckwäßig erschien. 


(Zuruf des Äbg. Reinhard: \arun hat er dem 
Köchling empfangen : 


Vorsitzender: 
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Abg.Brettar(SP): Meine Herren! Wir legen Wert darauf, 
daß die Aussprache über den Wirtschaftskampf der 
Eisenbahner erfolgt ist auf Antrag der Sozialdeno- 
‚kratischen Fraktion.des Landesrates. Nur der Un- 
stand ‚daß en daß die stärkste Fraktion 
zuerst das lo ergreift, machte es unnöglich,daß 
Abgeordneter heinhard als erster kedner auftrat 
und daß es mir nur möglich ist,einiges richtig zu 
stellen. Über die Frage des Verordnungsentwurfes 
der Verbindlichkeits-Erklärung des Schlichtungs- 
spruches in der wetall-Industrie wird mein Partei- 
freund Hoffmann nachher das Wort ergreifen. Mir 
ist die Aufgabe geworden zu dem Eisenbahnerstreik 
Stellung zu nehmen. N | 

- Meine Herren! Es dürfte der Öffentlich- 
keit bekannt sein, daß der gesamte Landesrat durch 
seine Delegation bereits bewiesen hat,daß er hin- 
ter den Eisenbahnern steht. Der hegierungskommis- 
sion beliebt es ee der en und der 
Öffentlichkeit klar zu machen, als ob der Streik 
der Eisenbahner ein vom Zaune gebrochener Streit 
sei. Es muß richtig gestellt werden, daß deu nicht 4 
so ist. Die Belegschaft der Eisenbahn und die üb- 1 
rigen Staatsbediensteten haben dem im Mai ds.Js. | ; 
stattgefundenen Lohnabbau großen Widerstand ent- | 

egengesetzt. Als damals die kegierungskommission ; 

en leuerungszuschlag um 34 Centimes pro Stunde 
kürzte ‚hat eine DEESEITE Platz ge riffen, die letz- 
ten Endes zu der Urabstimmung,ob Streik oder Nicht- 
streik,führte. Damals glaubte man schon, daß die 
Einsicht einkehren müßte, daß der Lohnabbau unbe-. 
rechtigt war. Vom Arbeitgeberverband war damals mit 
Unterstützung der Regierungskommission eine Preis- 
senkung beabsichtigt. Diese ist aber nicht eingetre- 
ten,vielmehr ist das Denen kei! der Fall. Im August 
ds.Js. haben schon die Eisenbahner-Organisationen an 
die hegierungskommission die Forderung eingereicht, 
den Lohnabbau rückgängig zu machen oder besser ge- 
sagt, um Gewährung einer lohnzulage in der Höhe 
des stattgefundenen Abbaues,nachgesucht. Zugleich 
wurde die Forderung auf Auszahlung einer Wirtschafts- 
beihilfe erhoben. Es war bisher üblich, daß jedes 
Jahr im Dezember,den Staatsbediensteten eine Wırt- 
schaftsbeihilfe gewährt wurde. Nun darf man aber 
nicht glauben, daß die hegierungskonmission diesem 
Beispiele folgend eine "irtschaftsbeihilfe gegeben 
hätte. Nein, sie war nicht einmal gesonnen,eine 

| emnan Platz greifen zu lassen. Am 13.0Oktober 

ds.Js. hat die hegierungskommission durch Erlaß 
den Staatsbediensteten einen Vorschuß ir Höhe von 

0.-Franken ergeben mit dem Hinweis, daß dieser 
Vorschuß auf die in absehbarer Zeit vorzunehmende 
Lohnaufbesserung anzurechnen sei. Nachdem mehrere 
Wochen verflossen waren und der Streik in der lie- 
tall-Industrie ausbrach,der durch die Vermittlung E 
der Regierungskommission beigelegt wurde ‚haben die 
Organisationen den Beschlüssen der Funktıonär-Ver- 
sammlungen entsprechend der hegierungskommission 
die For Eruue BrSlit, eine Erhöhung des Stunden- 
lohnes von 34 Üentimes zu bewilligen. Die 
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Die Kegierungskommission wartete aber mit ihrer Ant- 
wort solange, bis innerhalb der Belegschaft der Ei- 
senbahner eine PrES@ung Platzgegriffen hat,daß die 
Organisationen befürchten mußten, daß schließlich 
über den Kopf der Organisationen hinweg ein Streik 
‚ausbrechen mußte. Auf Drängen der Organisationen 
hat die Regierungskomission sich bereit erklärt, 
eine Lohnerhöhung zu bewilligen. In einer unver- 
bindlichen Map rechung hat sie die Zahl von 15 (en- 
times pro Stunde genannt. Die endgültige Zahl könnte 
erst mitgeteilt werden, wenn sich die BEIETDARR- 
komnission mit der Angelegenheit befaßt hätte. 
Die ee suögskonniesion hat am nächsten Tage in 
ihrer »itzung; die stundenlang angehalten haben 
soll, sich nit der Angelegenheit beschäftigt und 
den Ör anısationen am nächsten Tage die Mitteilung 

emächt, daß sie statt 15 Gentimes entgegenkommen- 

erweise ae, Van nes  Benahmigt, | 

ie lieine Herren! Es wird Ihnen klar sein, 
daß eine solche Nitteilung nicht dazu angetan ist, 
die Ruhe und Ordnung zu wahren und die Belegschaft 
zu befriedigen,sondern daß diese Mitteilung den 
Faß den Boden Ausschlagen mußte. Die Vertreter der 
Organisationen haben diese minimale Lohnerhöhung 
zurückgewiesen. Die Regierungskomnission war schon 
oftmals ins Bild gesetzt worden, was eintreten kann, 
wenn den Forderungen nicht entsprochen wird. Die E 
einzelnen „Mitglieder der Kegierungskommission wurden F 
aufgesucht und auf den Ernst der lage hingewiesen. 
Es wurde ihnen klar gemacht, daß es unmöglich sei, 
von den Forderungen das Gerıingste näachzugeben. lian 
darf nicht annehmen, daß eine Forderung von _& % 
gestellt worden sei, um dadurch vielleicht 10 % 
zu erreichen, sondern es handelt sich darum, die 
Papa onen 8,3 % zu erreichen. Die Belegschaft 
ist durch die Mitteilung der Regierungskommission 
und weil man schon von vornherein erklärt hat,daf 
die Forderungen unberechtigt seien,derart in &rre- 
gung geraten, daß sie spontan den Betrieb verlassen 
und sich im ludwigspark zusammengefunden hat und 

ort die Führung des Streiks verlangte. Die Organi- 
sationen haben den Streik in die Hand genommen, al- 
so das Märchen von dem urplötzlichen Kampf- der so- 

enannten amp lung der hegierungskommission- 

ann keine hede sein, denn selbst durch die Eisen- 
bahndirektion war dieselbe aufgeklärt. Wenn nun 
der Landesrat bereits durch _seine Delegation bewie- 
sen hat, da“ er hinter den Forderungen der Eisen- 
bahner steht, so habe ich doch auf eins hinzuweisen. 
Die Saarbrücker Zeitung beliebt die Sache so hinzu- 
stellen, als sei der Kampf eine konmunistische Mache. 
Meine Herren! Nichts in der Welt ist falscher als 
dies. Ich selbst, der ich mitten in der Bewegung 
drin stehe, erkläre, daß es Unsinn ist. Es ist 
durchaus keine kommunistische Mache, sondern der 
Streik ist geboren aus dem Unwillen der Belegschaft, 
die nicht mehr länger nit den Hungerlöhnen zufrie- 
den sein kann. Und wenn sie Saarbrücker Zeitung, 
die von sich behauptet ‚das weitverbreiteste Organ 
des Saargebietes zu sein,die hegierungskommission 
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ın ihrer ablehnenden Haltung stärkt, so muÖ ich das 
als ein Verbrechen an der Arbeiterschaft bezeichnen. 
Die Delegation des Landesrates hat während der ein. 
einhalbstündigen Unterredung nicht versäumt. der Re- 
gılerungskommission bis ins Kleinste hinein die Be- 
Gründung zu geben für die Haltung des lLandesrates. 
ede einzelne Fraktion hat in eingehender Weise den 
räsidenten unter Anwesenheit des Mitgliedes für 
Öffentliche Arbeiten,Herrn Lambert, über die Lage 
verständigt. Alle unsere Bemühungen hat der Präsident 
er hegierungskommission mit wenigen Worten beantwor- 
tet, Diese Worte waren, daß es der Regierung unnög- 
lich sei, auch nur einen (entimes mehr zu geben Ts 
16 Gentimes. Selbst auf die Frage des Abgeordneten 
chmelzer, ob denn die Regierungskomuission bereit 
sel, mit den Gewerkschaften zu verhandeln,dann ‚wenn 
die Belegschaft wieder in die Betriebe hineinginge 
‚und die Arbeit aufnehme, erklärte der Präsident nach 
einigem Überlegen,daß er daran nicht 8]aube und daß 
es auch zwecklos sei,da wehr als 16 (entimes 
nicht gegeben würden. 


(Zurufe: Hört,hört !) 


Die Ansicht der Delegation war also und das war auch 
meine Ansicht,da ich lMitglied der Delegation war,daß 
man zu einer Solchen 
dige Unterredung braucht,sondem die konnte man in 
den ersten 5 \inuten geben. Es geht nicht an,daß der 
Herr Präsident der hegierungskomuission in einer 
solch Schweren Situation die \ütglieder des Landesra- 
tes auf diese Weise düpiert. 


( Zurufe: Sehr gut !) 


- Glocke des Vorsitzenden- 


Vorsitzender: Ich möchte bitten, derartige Ausdrücke zu unter- 


lassen! 


Abg. Brettar fortfahrend: Das können Sie tun,Herrv Präsident, 


ich nehue das mit Dank an! 
| - lächen- 


Ich glaube, daß der Herr Schmelzer,der auch der Dele- 
gation angehörte, nun auch der weinung ist, der 
neue Präsident genau ist wie seine Vorgänger,denen 
wir durchaus keine Träne nachzuweinen häben. Betonen 
möchte ich noch, daß die ner Den die Delegation 
des Landesrates zurückbringen konnte und den Organi- 
sationen mitteilen mußte, erst recht dazu beitrug, daß 
das eingetreten ist,was die Velegation dem.Präsidenten 


angekündigt hat. wan war vielleicht der Ansicht,da ein- 


zelne Betriebe draußen im Bezirk noch in der Arbeit 
standen,dies als ein Zeichen der Schwäche anzusehen 
sei. Dem ist jedoch nicht so. Die Belegschaft dieser 
Betriebe draußen im Bezirk war nur nit äußerster Ge- 
walt zurückzuhalten. Nachdem die l\itteilung,daß die 
Regierungskommission unter keinen Umständen geneigt 
sel 
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sei, nächzugeben, an sie gelänet ist,haben die Urgani- 
satıonen beschlossen, sämtliche Arbeitnehmer aus den 
Betrieben herauszunehmen. Das ist seit Samstag nachuit- 
tag geschehen. Wir sehen also, daß die A0rganisationen 
lange genug dem Spiel zugeschaut und immer wieder ge- 
Baus? haben,daß durch den mittlerweile von ihnen in 
ie Hand genommenen Teilstreik die hegierungskommission 
etwa eines Anderen belehrt werden würde. Die Organisa- 
tionen haben sich getäuscht, die hegierung zeigt sich 
bis Ne} unbelehrbar. Auch der Kreistag der Kreises 
Saarbrücken-land hat in seiner Sitzung am Samstag über 
die Streiklage geredet. Die Anregung zu einer DeTega- 
tion kam lediglich von dem Abgeordneten Gärtner,der 
ebenfalls Mitglied der Landesratsdelegation war. Der 
gesamte Kreis er stimmte der ION er Delegation 
> und dieser Delegation hatte sich Herr Höchling 
au Ben Yorsohläg seiner Fraktion angeschlossen. 
Die Delegation begab sich von hier aus nach dem Land- 
ratsamt. Nach einstündigem Warten auf dem Landratsäant 
nicht etwa vor der Wohnung des Präsidenten,Herr Rein- 
hard, haben wir gestanden, ich habe selbst dieser De- 
legation angehört- sehe ich auf einmal vom Fenster 
des Landratsamtes aus Herrn Föchling aus dem Präsidium 
Belen. Wir alle hatten uns gewundert,wo Herr Röchling 
in möge, | 


(Lachen des Herrn Reinhard ) 


da er doch an der Delegation teilnehmen wollte. „Nir 
befürchteten schon,daß Herr Röchling durch Zuspätkommen 
keine Gelegenheit mehr hätte,bei dem Präsidenten für 
die Erhöhung der Arbeiterlöhne einzutreten . Iır waren 
über Herrn Rschlin sehr enttäuscht, wo tags zuvor Herr 
chmelzer bei der Delegation des Landesrates tat,was 
er tun konnte,was wir rühmlichst änerkennen müssen. 
Herr Röchling hat erst auf Befragen meinerseits erklärt: 
'Ja,ich war bei dem Herrn Präsidenten gewesen. " Ich weiß 
nicht, ob er es aus sich heraus gesagt hätte. Ich kann 
aber auch den Gegenbeweis nicht erbringen. Aber nachdem 


er de mit dem Delegationsmitglied von er kommunistischen 
Partei einige Witze gerissen hatte, habe ich ihn gefragt, 


ob er beim Präsidenten gewesen sei. Er erklärte dänn: 
"Tawohl ‚das wollte ich Ihnen gerade mitteilen,ich habe 
mit dem Herrn Präsidenten eine Unterredung gehabt. Die- 
se Unterredung kann WE 
haben insgesamt eine >tunde la BOREE 5 weiß nicht, 
ob Herr Köchling eine ganze Stunde bei dem Präsidenten 
war. Herr Röchling erklärte uns auf Befragen,daß er 
da er den Präsidenten persönlich ut kenne-mithin einen 

' 2 ] at- empfangen worden wäre,.. 
ERd"ERHLE "Be legenheit wa rgenomien ätte, Be ür’die 
Staatsbediensteten wärmstens einzutreten. 

(Hört, hört 4 - Lachen-) 

Der Herr Präsident hätte ihm erklärt,daß er die Dele- 
gation des Se nicht AupzBneen könne ‚da sonst 
auch. Delegationen der übrigen Areistäage schließlich 


kommen 
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kommen würden, und er diesen auch nur das sagen könne, 
was er am Tage zuvor der Delegation des Landesrätes 
erklärt hatte. 


( Hört, hört !) 


Das war die Mitteilung, die Herr Röchling uns gegeben 
at. Auf meine Frage,warum er denn dem Beschlusse 
des Kreistages sich angeschlossen hätte,wenn er doch 
allein gehen wollte, gab er mir keine Antwort. Wenn 
Herr Röchling nit der Delegation unter Führung des 
Herrn Landrats gegangen wäre, hätte er seinen persön- 
lichen Einfluß auf den Herrn Präsidenten ausüben kön- 
nen,und dann hätte Herr Röchling Gelegenheit gehabt, 
wie am Tage zuvor sein Parteifreund Schmelzer,in Ge- 
enwart unser aller für die Eisenbahner einzutreten. 
ir haben somit heute durch die Haltung von Herm 
er. durchaus keinen Änlaß,nur im geringsten da- 
ran zu denken, daß Herr Röchling unsere Forderungen 
unterstützt hat. Denn wenn er das gewollt hätte ‚wäre 
es ıhm unbedingt möglich gewesen, oder hätte es ihm 
möglich sein müssen, die ganze Delegation,oder doch 
ein Mitglied, oder den Herrn Landrat mit hinzu zuzie- 
hen. Weil das nicht ER SRANEE ist,haben wir Berechti- 
gung zu Zweifeln, dab Herr RKöchling vieleicht das 
egenteil von dem unternommen hat, was zur Beilegung 
des Streiks gedient hätte! 


(Zurufe: Sehr aut !) 


Ich bedauere_es deshalb am allermeisten ,‚weil am Tage 
vorher sein Parteifreund Schmelzer alles getan hat, 
was zur Milan des Streiks zweckdienlich war,der 
mit Zahlen gedient hat, wie es der Regierung möglich 
wäre, die Besoldung durchzuführen. Um zur NMittelbe- 
schaffung zu sprechen, so wäre es ein Leichtes für 
die Regierungskommission gewesen, die erforderlichen 
dreieinhalb Millionen Franken, die es jährlich aus- 
macht, aufzubringen. Es kommt hinzu, daß die Eisen- 
bahnbediensteten ab November 1926 bis Mai 1927 diese 
Entlöhnung bereits schon hatten, zu einer Zeit,wo 
die Regierungskommission weniger Einnähmen hatte als 
heute. Und heute soll das nicht mehr möglich sein. 
Dazu kommt, daß dieser Streik doch eine Unsumme von 
Millionen verschlingen wird,. Die Geschäftswelt ist 


in Nitleidenschaft gezogen,weil die Kaufkraft schwindet. 


Wertvolle Waren auf den Eisenbahnen gehen zuschänden. 
Ungeheuere Folgen in den Familien der streikenden 
Arbeiter. Dazu kommt, daß man dem Vorschlag des Herm 
Schmelzer doch sicherlich nicht folgen wird, um den 
Bergfiskus doch so zu besteuem, daß er wie jeder An- 
dere im Saargebiet seine Steuern bezahlt. Wo bleibt 
die Besteuerung der juristischen Personen ? Alles al- 
te Forderungen des Ländesrates. Die Folgen des Wider- 
standes der HKegierungskommission werden also sein, 
daß der Streik Formen annehmen wird, die zurzeit noch 
nicht vorauszusehen sind. Wir dürfen nicht verkennen, 
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daß die Beamten der unteren Besoldungsgruppen genau 
an dem Hungertuche nagen, wie die hungerleidende Ar- 
beiterschaft. Wenn die Regierungskommission glaubt, 
die Delegation des ERRERCHdER nicht empfangen zu sol- 
‚len, wenn sie glaubt, die Löhne der Eisenbahner denen 
der Metallindustrie, der Set sg MAERwUgIe ‚unpüssen 

zu sollen, wenn sie glaubt, daß, wenn die Metallar- 
beiter hungern, auch die Eisenbäahner hungern sollen, 
wenn sie 8 aubt, den Forderungen des Landesrates nach 
vorbildlicher Haltung in lohnfragen Widerstand ent- 
gegenzusetzen, dann wird sie sich bitter täuschen. 

Es wird auch in den Beamtenkreisen ein kritischer 
Moment auftreten. Es wird weiter bei den Fost-und 
sonstigen Staatsbediensteten die Frage auftauchen, ob 
man sich auch an diesem Wirtschaftskampf,um zu einem 
@uten Ende zu kommen,beteiligen soll oder nicht. Wir 
werden einem de Wirtscha tsring entgegengehen, 
einzig deshalb, weil die Regierungskommiıssion stärr- 
sinnig an ihrem Beschlusse festhält und behauptet, 

daß man nicht mehr geben könne als 16 Centimes. Der 
Präsident hat selber den Ausdruck gebraucht,daß bei 
etwaigen Nachgeben auch die übrigen Berufsgruppen auf 
eine höhere Entlohnung drängen würden. In Wirklichkeit 
handelt es sich um rund 18 (entimes, 16 Centimes sind 
bereits bewilligt. Und wegen lumpiger 18 Centimes 
stehen heute nahezu 9000 Arbeiter im Streik. Wir ste- 
hen vor Weihnachten, die Kinder haben kaum Schuhe an 
den Füßen, in den Familien sieht es elend aus. Weih- 
nachten , das Fest der Liebe und des Friedens rückt, 
heran und die Bediensteten der Eisenbahn befinden sich 
in einem re ren Wirtschaftskampfe. Das sind die 
Folgen der Starrsinnigkeit der hegierung. Wir erwarten 
von Ihnen hier heute, daß Sie sich hinter die Forde- 
rungen der Eisenbahner stellen. Wir haben keine Ur- 
sache daran zu zweifeln. Es steht noch nicht fest, 

daß der Kampf in den Staatsbetrieben vielleicht 
lokalisiert bleibt. Wir dürfen nicht verkennen,daß 
die Metall-Arbeiter heute_noch, trotz der kürzlich 
Bert Erhöhung,keine Löhne beziehen, die als aus- 
ömmliche Löhne bezeichnet werden können,sondern genau 
wie die Eisenbahner immer noch ein menschenunwürdiges 
Dasein führen müssen. | 

ieine Herren! Das wäre das eine. Wir ver- 

langen von Ihnen nicht mehr als das, was bereits 
durch unsere Delegation gefordert worden ist, daß. sich 
der gesamte Landesrat BEER hinter die Streiken- 
den stellt. Unsere Fraktion erklärt hier, daß wir für 
die streikenden Arbeiter eintreten werden und daß wir 
ihre Forderungen unterstützen werden. Wir wünschen, 
daß der Streik einen günstigen und glücklichen Verlauf 
nimmt und daß die Regierungskomnission den berechtig- 
ten Forderungen der Arbeiter-Gewerkschaften Verständ- 
nis entgegenbringt,um das Saargebiet vor groben wırt- 
schaftlichen Kämpfen bewahren zu können. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeoräneter Hoffmann! 
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Abg. Hoffmann(SP): Meine Herren! Zu dem Erlaß der Regie- 


rungskommission. Es ist ja nach meinem Dafürhalten 
keine Verordnung. Meine Partei hat dazu folgendes 
festzustellen: | 
| Sie vertriit die Auffassung, daß das Vor- 

ehen der hegierungskomission ungesetzlich ist. 

enn sie solche Maßnahmen ergreifen will, hätte 

sie längst den schon aufgestellten Forderungen auf 
Einführung des deutschen Schlichtungswesens ent- 
sprechen müssen. Wenn dort verbindliche Schieds- 
sprüche gefällt werden,dann fällt sie ein schlich- 
ter, aber erst dann, wenn ein RR aReprucE zustan- 
de gekommen ist und irgendeine Partei bereits die- 
sen Schiedsspruch anerkannt hat. Aber die Reichs- 
EA runE hat nie etwas damit zu tun, und wir ver- 
wahren uns dagegen,daß die Hegierungskommission _ 
nit ihrem Erlaß in die bestehende Gesetzgebung ein- 
er, ohne vorher den Landesrat zu hören und ohne 
ie gestellten Forderungen der Gewerkschaften und. 
des Landesrates auf Einführung des deutschen Schlich- 
tungswesens zu entsprechen. : | 

Zu den einzelnen Ausführungen des Herrn Hein- 

hard möchte ich noch auf eins hinweisen. Es gibt kei- 
ne sozialdemokratischen Gewerkschäftssekretäre,,son- 
dern es gibt nur Gewerkschaftsführer der freien Ge- 
werkschalten. Nenn diese Gewerkschaftsführer eine 
Forderung aufstellen, dann sind sie von der Gewerk- 
schaft dazu BeRuTS ren. In der Gewerkschaft herrscht 
Demokratie. Die Beschlüsse der Mehrheit der Mitglie- 
der werden von den Gewerkschaftsführern durchgeführt. 
Damit hat die Sozialdemokratische Partei garnichts 
zu tun, aber auch die Kommunistische Partei nicht; 
denn das ist eine reine Aufgabe der Gewerkschaft, 
die die Kommunistische Partei nichts angeht. Ich 
glaube, darauf hinweisen zu sollen,daß auch die ein- 
zelnen Beispiele falsch sind. Herr heinhard naBe, 
wenn eine En wegUnE im Bergbau entsteht. Nehmen 
Sie einmal an,Herr Koßmann ernennt einen neutralen 
Schlichter und es würde eine Lohnbewegung im Berg- 
bau stattfinden, der unparteiische Vorsitzende wür- 
de nit den zwei Arbeitnehmer-Beisitzern einen _ 
Schiedsspruch fällen und der Schlichter würde diesen 
Schiedsspruch als verbindlich erklären. Dann müßte 
auch die en re kelon sich diesem Beschlusse 
ae. Dasselbe kann in vielen anderen Fällen der 
Fall sein. Es kann besonders der Fall sein, wenn 
die wirtschaftliche lage nicht so ist, daß eine 

roße Lohnbewegung nit Erfolg durchgeführt werden 
ann. Ich bin der Auffassung,daß, wenn in lothringen 
ein Schlichtungsverfahren wie im Reiche wäre,dann 
die vielen Verschlechterungen nicht vorgekommen wä- 
ren, weil nach meiner Auffassung Auf. Grund eines 
chiedsspruches ein anderes Verhältnis zustande ge- 
kommen wäre. Die Kommunisten würden das in lothringen 
sicher begrüßen. Eines ist richtig,. daß man die he- 
gierungskommission in der »ache anders beurteilen 
muß wie die heichsregierung. Wir vertreten deshalb 
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deshalb die Auffassung, daß die Ernennung des _ 
Schlichters,wenn das Gesetz da ist, dem zuständigen 
Minister überlassen sein muß. Dann kann ich darauf 
hinweisen, daß auch in Rußland Verbindlichkeits-Er- 
klärungen der Schiedssprüche vorhänden sind. Also 
wir en uns garnichts, was wir im Reiche hä- 
ben, und was jier gefordert wird, ist dort 
schon ar: | 

Ich stelle nur das eine fest, daß die Kom- 
munisten noch zu keiner Demonstration aufgerufen 
haben. Sie haben sich immer dann der Sache bemäch- 
tigt,wenn andere leute die Massen aufgebrächt hat- 
ten. Erst wenn andere leute die Nassen auf die 
Beine gebracht hatten, versuchten sie die Aufstel- 
lung an sich zu reißen. Jedenfalls haben die Organe 
die die Verantwortung haben, auch die Leute, die mit. 
dieser Sache nichts _zu tun haben, abzuwehren. Das 
habe ich schon x-mal betont. Es steht fest und ich 
möchte hier in engprei darauf hinweisen, daß wır 
aus reiflicher Überlegung die Einführung des deut- 
schen Schlichtungswesens gefordert: haben. 


Kurz noch zum Eisenbähnerstreik. Ich will 
dazu weniger sägen und betone nur das eine,daß es 
nach unserem Dafürhalten ganz gut möglich I1st,die 
Forderung der Eisenbahner zu bewilligen und weise 
auch die Ausführungen des Präsidenten zurück,der 
erklärt hat, daß er diese Forderungen im Interesse 
der Saarbevölkerung nicht bewilligen könne. Der 
gesamte Landesrat und die gesamte Bevölkerung steht 
hinter den Forderungen der Eisenbahner. Wir beto- 
nen nochmals, es ist Aufgabe der Regierung,daß sie 
die Vermittlung aufnimmt,damit diese Krise beigelegt 
wird. Ich kann noch zum schlusse darauf hinweisen, 
daß meine Partei verschiedene Anträge eingebracht 
hat. Es sind keine Anträge, die zur Abstiuuung ge- 
stellt werden sollen, damit nicht gesagt wird, wir 
hätten die Abmachungen nicht eingehalten. 
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Vorsitzender: Ich habe Sie verständen,daß die Anträge curch 
den Vorständ laufen sollen. Wenn Sie die Anträge ver- 
lesen, so ist das doch eine Durchbrechung der. Ab- 
machungen. Ich möchte Sie bitten, wir diese Anträge 
zu übergeben. 

" Das Wort hat Ferr Abgeordneter Hoffuann! 
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Äbe. Hoffmann (SP): Ich möchte darauf hinweisen, daß von an- 
> deren Parteien bei jecer Gelegenheit auch Anträge 
eingebracht werden. egen der Kirze der Zeit häbe 
ich nichts dagegen,aber eine Durchbrechung der Ab- 
wächungen besteht nicht. Ich bin also däauit cinver- 
standen. 
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Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr ÄAbgsordneter Gärtner! 


Abg. Gärtner fZ): Meine Herren! "ir waren uns in unserer 
Partei noch nicht darüber klar, cäß eine zweistiün- | 
dige Aussprache der Sache der Eisenbähner einen 
sroßen Dienst erweisen wirc,äber ich glaube daran 
weil üerr Abgeordneter Reinhard einen so kolossä- 
len Glauben entwickelt hat. Er hat zunächst einuäl 
Be auar Pant die Tüttenindustrie noch £ lage 

änger ausgehaälten hätte, hätte sie alles erreicht. 
Den Angriff, den er den christlichen Aetallarbei- 
tem zu bieten wagt, kann ich nicht w unwidersprochen 
lassen. ir wissen älle, daß derr heinhard in der 
Aufstellung von Behauptungen nicht kleinlich ist, 

er hät schon wehrfäch Unterschiedungen geuächt. 

Ich bin der Ansicht, _ wenn wein Kollege Fick hier - 
wäre,cäann wäre lierr Keinhard vorsichtiger geweseı, 
denn soweit ich höre ‚ist von einer Zustimmung oder 
Vereinbarung wit der hegierung gegen die Interes- 
sen der lietällarbeiter nichts nachweisbär und kana 
davon keine Rede sein. Aber derärtige heden zuu 
Vortrag zu bringen, und sich dann einzubilden,wan 
würde äuf die Kegierung einen Eindruck wächen, 
curch derärtige Ausführungen, das ist eine logische 
Tolge des ungesunden lienschenverständes. _ { 

"ir wollen die Säche kurz mächen. !s war Ä 

erfreulich, das hat auch der Abgeordnete Brettar 
betont, daß wir &äu Freitag beim Fräsidenten eine 
einstimnige Auffassung zum Auscruck bringen könner. 
Daraus dokuuentiert, daß sich der Ländesrät in äl- 
len seinen Fraktionen der kisenbähner curchäaus än- 3 
genouuien hat und es wurde vou Kollegen Brettar be- 3 

ont, daß alles dort gesagt worden ist, was hier 
wiederholt wurde. "ir beziehen uns Außer Ciesen !lin- 
weis noch äuf die Ausführungen die im Kreistag ge- 
nacht worden sind. "enn diese Deputation nicht zuu 
Ziele k&am,so bedauern wir das Außerordentlich im 
Interesse des ”reistages und des Landesrätes. \iir 
hätten gewünscht, daß diese Deputätion so vorstel- i 
‚lieg geworden,wäre , weil wir sie gewählt hätten. 3 
Ich glaube, das derartige Vorfälle doch in der Zu- 
kunft vermieden werden wüßten. Wir wollen nicht 
hoffen, dai die heutige ausgedehnte Ausspräche 
die Eisenbahner schädigt,äber wir wollen hoffen, 3 
daß ein solcher Erfolg bei dieser Säche heräus- E 
konut,wie er bei der Fertigindustrie durch die 
Verbindlickkeitserklärung erfolgt ist. 





- En a 
len 1, ea as 


IH ug 


(Bravo- Eufe !) 
Vorsitzender: Das "/ort hat Herr Abgeordneter Schuelzer! 


Abg. Schmelzer(DSY): Meine Herren! Die Iohnverhändlungen 
zu führen, ist Sache der ÄArbeiterschaft. Unsere E 
ni ist, die Verhandlungspärteien an den Ver- a 
handlungstisch zu_bringen. Wir wär.ı der Anregung 4 
gefolgt, wit zum Präsidenten der negierungskou- 
mission zu gehen. In diesen Streit kann sıch der 
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Tandesrat nicht einnischen. Wenn ich wir üherlege, 
was kommt für die Eisenbahnarbeiterschaft heraus, 
wenntn der Streik nur einige lage andauert,dann kon- 
me ich zu dem kesultat, wenn der Streik 8 Tage dau- 
ert,dann wird soviel verloren gehen von jedem ein- 
zelnen Arbeiter, wie er ohne die vollständige Be- 
willigung in 1O Monäten nicht hereinbringt. Das 

war der ürund und auch die Hücksicht auf das übriee. 
Nırtschaftsleben. Und das alles kurz vor Neihnäachten. 
Das alles bringt einen dazu, daß man sich wit Wärue 
dafür einsetzt. 

Gegen weinen Parteifreund höchlinge sind 
Vermutungen und Verdächtigungen ausgesprochen wor- 
Gen und ich kann Ihnen nur sägen, meine Herren, dal, 
Serr Köchling beiu wetallarbeiterstreik eine Stel-. 
lung eingenomuen hat, die man schätzen muß,denn 
seinem bingreifen ist es zu verdanken, daß die 
französischen Unternehner dazu gebrächt wurden ,den 

chiedsspruch änzunehnen. 

. Daß nun Herr Röchling zum Herrn Präsiden- 
ten allein ging, weine Herren,kann ich Ihnen sagen, 
daß ich Herm Aöchling zu diesen Schritte geraten 
habe und zwar äus folgenden Grunde: 

Der Herr Präsident der Kegierungskomiis- 
sıon hat am Freitag die Vertreter des Landesrätes 
empfangen und es wär nit großer jährscheinlichkeit: 
zu erwarten, daß er die Abgeordneten des Kreis- 
tages nicht . empfangen werde ‚denn wenn er 
einen Kreistag empfängt aus er auch die anderen 
des Gebietes eupfängen. Ich habe dann 24 Herm 

Öchling gesagt,cie Sache ist sehr schwierig,weil E 
Cie Verständigung in drei Sprachen erfolgen muß. } 
Herr Lambert spricht kein deutsch, der Nerr Prä- | | 
sicent spricht deutsch äber sehr mäßig, und es 
wird deshalb sehr viel mehr wirken wenn san wit, 
ihm ın seiner Nutterspräche spricht. Herr Köchline 
Spricht sehr geläufig englisch..... 
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(unverständlicher 4wischenruf des Abz.ERei: 


(Lächen der anderen komwunistischen Abgeorc- 4 
neten! : 


- Glocke des Vorsitzenden - 


br 
Kg 
er 
„a PIE 


wir reden über eine emste Sache ‚denn es handelt 
sich um die brotlos gewordenen .enschen. Über eine 
Solche Sache kann ich nicht lächen. Sie ‚gerade Sie, 
ätten Allen Grund dafür, die vache ernster zu 
betrachten. 


(Zuruf des Abg.Keinhard: Ich lache nicht darüber!) 


Ich habe es vorausgesehen und konnte ausrechnen, % 
was der Herr Präsident für eine Erklärung abgeben a 
wird. Ich habe zu Herrn höchling gesagt, sprechen 


sie 
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sie mit dem Präsidenten in seiner Muttersprache und ar 
reden sie ihm zu, daß sich die Rasie runeskoumission a<.: 
wenigstens soweit herbeiläßt,daß sie sich an den Ver- ‚9 
handlungstisch setzt. Herr Röch ing hat es getan,und Ra 
Sie haben keinen Grund äanzunehuen, daß es anders ge- ® 
schehen wäre,und wenn Sie daran zweifeln, nehmen Sie > 


bei der Delegation zur hegierungskoamission Herrn | 
Öchling mit. Das ist die einfäche und natürliche | 
Erklärung, die fehlgeschlagen ist. Das zeigt Ihnen, u 
wie stark sich die Kegierungskomwission in dieser | | 
Angelegenheit macht,wäs ich bedauere. Sollten Sie 
den Wunsch haben,etwas zu unternehmen,so stellt sich 
unsere Fraktion zur Verfügung. | 
. Nun noch ein kurzes ort zu den Ausführungen 
des iierrn Brettar. Ich glaube auch, daß Sie (zu Bret- 
tar gewandt) sich berichtigen. ir haben nahezu 
zwei Stunden gesprochen ‚weil wir das Bestreben hatten, 


den Träsidenten zu überzeugen,wie notwendig es ist, 
daß der Verhanclungsweg beschritten wird. Hacn der 
Fräsident erklärt hat, die Kegierungskommission häbe 
beschlossen und der Beschluß sei en rap De hat 

er gesprochen. Ich glaube, es würde Sie ehren, wenn 
Sle sagen würden, es ist eine Entgleisung a von air 
gewesen. Weine Herren! Stellen Sie sich einual vor, 
wenn der Herr Präsident erklärt hätte weine Herren, 
alles was sie sagen hat keinen Zweck,die hegierung 
hat so beschlossen. Aber stattdessen läßt uns der 
Mann über zwei Stunden reden und wir haben nit außer- 
ordentlicher Yärue geredet. Ich wende wich an die 
iehrheit des landesrates_ bei den Kommunisten ist es 
ja zwecklos. 
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(Zurufe der Kommunisten: Sehr richtig !) 


Ich würde mich an Ihrer Stelle schäuen zu sagen "sehr- 
richtig". Diejenigen, die versuchen,den Streik abzukür- 
zen sind die wahren Arbeiterfreunde und nicht ie. 

Sie wollen Ihre Farteisuppe an dem Elend der Arbei- 
terschaft kochen. 


(unverständliche Zwischenrufe der Kommunisten) 
- Glocke des Vorsitzenden- 
Vorsitzender: Meine Herren! Ich bitte,den nötigen Ernst zu 


wahren, sonst bin ich gezwungen, die Ausspräche zu 
schließen. 


= PWE 


Das "Iort hat Herr Abgeordneter Sticher ! 


> 
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Abg. Sticher (KP): Meine Herren! ‘lir war klar,daß die 
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egierungskomuission beschlossen hatte, 16 Cen- 
times zu geben und nicht weiter. Der Abgeordnete 
Brettar hat recht,wenn er sagt, daß der Präsident 
der Kegierungskomnission dies besser gleich zu 
Beginn der aeszungen gesagt hätte, als erst 
zu Schluß. Als wir mit dem Resultat hinaus kamen, 
war die BRRRRSCHe: | sehr erregt, denn sie hatte 
BEE uDT daß die Kommission des Landesrates bei 
er Be peskomussion etwas erreichen wird. 
Meine Herren! Die hegierungskommission kennt ge- 
nau die Lohnsätze der Eisenbahnarbeiter und Sie 
meine Herren, wissen auch genau, daß ein Arbeiter 
mit 600.-Franken nicht mehr mit seiner Fanilie 
leben kann. Die Mehrzahl der Arbeiter verdient 

6 bis 700.-Franken und damit sollen die Leute 
auskoumen ? Wir wissen, daß die hegierungskon- 
mission den Eisenbahnarbeitern nicht das gibt, 
was sie brauchen und wir wissen auch, daß die 
hegierungskommission Geld für andere Zwecke zum 
Fenster hinauswirft, zu Zwecken, die nicht not- 
wendig wären. Ich kann von dieser stelle aus sa- 
gen, daß die Arbeiter nicht nachgeben werden, 
wenn nicht von der hegierungskomnission das ge- 
ad wird, was Benz ist. Die Hegierungs- 

mmission ist als Arbeitgeber verpflichtet, ihre 
Arbeitnehmer zu bezahlen und zwar So zu bezahlen, 
daß sie leben können. enn es die hegierungskon- 
mission nicht versteht,den Streik zu Ende zu 
bringen in einem Sinne des Erfolges für die Ar- 
beiterschaft des rg ‚sie er- 
reichen,daß die gesamte Arbeiterschaft in den 
Ausstand tritt. Wenn auch der Präsident Fischer 
ein großes Plakat herausgegeben hat und darauf 
schreibt: 
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"Ein Teil der Arbeiter der Eisenbahnver- 
waltung hat die Arbeit ohne Kündigung nıie- 
aaa Pa | | Me 

n dieser Aufgabe der Arbeit liegt ein 
Verstoß im Sinne des 3 &5 der Arbeiter= 
Dienstordnung. Nach dieser Bestimmung sind 
die Arbeiter als entlassen zu beträchten, 
die die Arbeit mabe ug" verlassen. 

Es ergeht hiemit die ermstliche Auf- 
forderung an die streikenden Arbeiter,un- 
verzüglich,spätestens bis Samstag,den 3. 
Dezember vornittags, die Arbeit wieder aul- 
zunehmen. | 

Die Verantwortung für die schweren wirt- 
schaftlichen Folgen, die aus etwaiger wel- 
terer BERE} Eve mel ee rung für die Arbeiter 
und ihre Familien entstehen, fällt auf die 
Streikenden zurück: 


Searbrücken,den 2.Dezember 1977. 


Eisenbahndirektion des Saargebietes. 


7 


tr 


Der Präsident: (gez.) Dr. Fischer. 


Hierzu 
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Hierzu kann ich sagen Gh sich die Arbeiterschaft 
nicht zurückhälten läßt. Die Arbeiterschaft wird 
kämpfen und den Aue durchführen. Ich mache darauf 
aufmerksam,daß die Gesamtschuld an den Folgen,die 
noch kommen werden,die Regierungskommission trägt. | 
Wenn die Saarbrücker Zeitung den »treik als koumu- 2 
nistischen Putsch hinstellt, so werden die Arbeiter 
schon mit der Saarbrücker Zeitung äbrechnen, 

Meine Herren! Ich sage zum Schluß,die 
Eisenbahnarbeiter werden nicht eher ruhen und rasten, 
bis der Streik für sie gewonnen ist. 


— s - Ay 
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Vorsitzender: Zur Wohnungsverordnung habe ich noch einen 
SUSERE der Sozialdemokratischen Fraktion bekannt 
zu geben. Der Antrag lautet: 


"Der Landesrat wolle beschließen: 


‚Die Hegierungskommission wird ersucht ‚zur 
Be inne der Wohnungsnot die Baulust durch 
Maßnahmen der Zinsermä 18ung zu fördern. 

Allen Baulustigen,welche ab 1.Januar 1928 
einen Neubau erstellen,eine Beihilfe für Zins- 
erleichterung zu gewähren. »oweit für Zinsen 
und Amortisation 5 Prozent überschritten werden, 
wird der Nehrbetrag durch einen Zuschuß der 
Regierungskommission gedeckt. " 





Vorsitzender: Las Wort hät Herr Abgeordneter Srettar! 


Abg. Brettar (SP): ieine Herren! Wenn jewand über eine 
solche Angelegenheit spricht,dann ist der Geist ein 
ganz anderer und es wird auch Ihnen,Herr Schuelzer g 
aufgefallen sein, daß wan in einer solch kurzen Ant- E 
rt eine derartig ar Angelegenheit behandelt. | 
Es wird darauf zurückzuführen sein,daß der Fräsident 
die deutsche Spräche weniger kennt oder weil er viel- 
leicht nicht die richtige diplomatische Foru gefunden 
“hat. In “Wirklichkeit war die Antwort des Herrn Fräsi- 
denten verblüffend. Yir haben alle geglaubt,daß die 
Antwort so ausfallen würde, daß der Jerr Fräsident 
die Vermittlerrolle übernehmen wollte. Wır wären er-. 
staunt, als es hieß, der Präsident will das Ministeri- 
um zusammenrufen und sagte im gleichen Auteuzug,mehr 
als 16 CQentimes gibt es nicht. 
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(Unverständliche Zwischenrufe des Abg.heinhard!) 
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Herr Schmelzer hat recht,was er zu Ihnen gesägt hat 
und ich sage es Ihnen als Arbeitervertreter auch,daß 
Sie,Herr Reinhard,alle Ursache hätten,die Sache ern- 
ster zu behandeln und nicht darüber zu lachen ocer 
haben Sie vielleicht ein Interesse daran,daß cer 
Streik nicht beigelegt wird. 
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(erneute unverständliche Zwischenrufe des Abg. 
keinhard! 

-Glocke des Vorsitzenden- / 

| Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Wenn Sie nicht den nötigen Emst bewähren, 
schließe ich die Sitzung. | 


Das "ort hat Herr Abgeordneter Brettar! 


Abg. Brettar (SP): Yir nehmen an. daß die segierungs- 
ommission die Stellungnahme des gesamten Ländesrä- 

tes beachtet und einen anderen Standpunkt annimut 
wle bisher. 
” .. Noch eins, Herr Schwelzer! Sie glauben ‚Herra 
Aöchling in Schutz nehmen zu müssen. Ich weiß auch, 
daß Sie hier waren,aber was wäre leichter gewesen, 
als daß lNerr Föch ıDE gleich gesagt hätte,was los 
ist.. Herr Röchling hat nichts nitgeteilt,sondern 
eine hintenherum zum Präsidenten und er wird es ver. 
stehen wenn wir berechtigten Zweifel daran nehuen. 
Ich habe dies auch Eerrn Köchline gesagt, und noch 
mehr, als was ich hier sagte. 





(Zuruf: Ich habe nur erklärt,ob es verfehlt 
wer oder nicht!) 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Heinhard (KP): Es wird hier der Anschein erweckt, 
als wenn Cie koumunistische Fraktion den Streik | 
nicht zu Ende haben wollte. Die Dinge sind so ‚daß 
wir wirklich heute vor Ihnen die Frage stellen müs- { 
sen: Sind Sie bereit, hier uns zu erklären(- es ver- : 
lassen schon einige Abgeordnete den S&al-),daß die . 
hegierungskoumission das Vertrauen des Landesrates j 
nicht besatzt_? Ja oder nein? Und weil Sie das nicht 
wollen, deshalb verlässen Sie auch das Haus, und des- J 
halb verlassen Sie äuch das Haus,und deshälb uüssen N 

wir lachen über die Kowödien, die hier gespielt werden, } 

Die Konsequenzen will wen nicht ziehen. \ 
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Vorsitzender: Ich schließe die Sitzung. (1 Uhr nittags.) $ 


—— —— . — 
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